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Erfolg nach langem 
Kampf 

ver.di erkämpft respek¬ 
tables Tarifergebnis im 
Einzelhandel in Baden- 
Württemberg 
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„Xaver“ hielt keinen 
auf 

Trotz des Unwetters 
Xaver war auch der 20. 
Friedensratschlag bes¬ 
tens besucht. 
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Auf den Weg gemacht 

Vor 15 Jahren wurde Hugo 
Chavez zum Präsidenten 
Venezuelas gewählt. Damit 
begann die Bolivarianische 
Revolution. 
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NPD-Verbot durchsetzen - 
und nicht nur das ... 
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A m 3. Dezember haben die 16 
Bundesländer ihren Antrag auf 
Verbot der NPD beim Bundes¬ 
verfassungsgericht eingereicht. In der 
mehr als 250 Seiten umfassenden Be¬ 
gründung verweisen die Antragsteller 
u.a. auf die weitgehend übereinstim¬ 
mende Ideologie der NPD mit der 
NSDAP. Bundesregierung und die 
Bundestagsmehrheit konnten sich 
hingegen nicht entschließen, diesen 
Antrag zu unterstützen. 

Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes-Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN-BdA) begrüßte die Einlei¬ 
tung des neuen NPD-Verbotsantra- 
ges durch den Bundesrat und erklär¬ 
te weiter: „Es ist erschütternd, dass es 
anscheinend erst des NSU-Skandals 
bedurfte, um so weit zu kommen. Der 
allgemeine Vertrauensverlust in die 
sogenannten ,Verfassungsschutz‘- 
Ämter und die offenkundige Verqui¬ 
ckung von führenden NPD-Kadern in 
ein langjähriges Mordkomplott waren 
so schwerwiegend, dass das V-Mann- 
System nunmehr für beendet erklärt 
werden musste. Das offizielle Ende 
der faktischen Verquickung von Neo¬ 
nazi-Partei und Staat ist bereits ein Er¬ 
folg für sich.“ 

Wobei es sich noch heraussteilen wird, 
ob das offizielle Ende dieser Zusam¬ 
menarbeit auch das tatsächliche be¬ 
deutet. 

Es ist wohl allen Antifaschistinnen 
klar, dass ein bloßes Verbot der NPD 
nicht ausreicht, um den Gefahren von 
rechts zu begegnen. Denn faschisti¬ 
sches Gedankengut und rechte Po¬ 
litik sind nicht auf diese Partei be¬ 
schränkt. Die Zündler sitzen auch an 
den Stammtischen, in rechtspopulisti¬ 
schen und auch in bürgerlichen Par¬ 
teien und suchen, aus der Verunsiche¬ 
rung vieler Menschen und aus sozia¬ 
len Abstiegsängsten mit einer neuen 
alten sozialen Demagogie politischen 
Profit zu schlagen. 


Aber ein Verbot der NPD würde den 
organisierten Faschismus in der Bun¬ 
desrepublik hart treffen, denn für et¬ 
liche verbotene „Kameradschaften“ 
und andere rechte Gewalttäter ist 
diese Partei Schutzraum und organi¬ 
satorisch-politische Heimat geworden. 
Unter Berufung auf den Parteiensta¬ 
tus konnte die NPD ausländerfeind¬ 
liche Hetze betreiben, der in Zeiten 
von Wahlkämpfen auch noch als Wer¬ 
bespots von den Sendeanstalten aus¬ 
gestrahlt werden musste. Rechte Ver¬ 
anstaltungen und Demonstrationen 
wurden mit Hinweis auf den „legalen“ 
Status der NPD genehmigt. Und auch 
noch finanziert: Allein im Jahr 2011 
erhielt die NPD mehr als 1,3 Millio¬ 
nen Euro aus staatlichen Mitteln - fast 
den dreifachen Betrag, den sie durch 
Mitgliedsbeiträge aufbringt. 

Während mit jedem Verhandlungs¬ 
tag über die Mordserie des „Natio¬ 
nalsozialistischen Untergrunds“ die 
Vertuschungen durch die Inlandsge¬ 
heimdienste immer deutlicher wer¬ 
den, wird ebenfalls sichtbar, dass die¬ 
se Verschleierungstaktik auch bei an¬ 
deren Gewalttaten eher die Regel als 
die Ausnahme war. Die Dunkelziffer 
der Nazi-Morde in den vergangenen 
20 Jahren wird höher. Die „Staats¬ 
schützer“ leugneten bei vielen Mor¬ 
den einen faschistischen Hintergrund, 
der unübersehbar ist. So erschoss im 
Jahr 2000 ein 31-jähriger Nazi drei Po¬ 
lizisten und danach sich selbst. Auch 
als Dortmunder Nazis diese Morde 
mit „3:1 für Deutschland“ feierten, 
konnte die Staatsmacht keinen poli¬ 
tischen Hintergrund feststellen. Das 
gilt nicht nur für etwa 100 weitere 
Morde - darüber hinaus ermitteln 
nun die zuständigen Polizeibehörden 
in 746 weiteren Tötungsdelikten und 
-versuchen von 1990 bis 2011 in Rich¬ 
tung rechter Tatmotive. 

Es gehört ein gutes Maß an gewoll¬ 
ter Naivität dazu, hinter dieser über 


Jahrzehnte währenden Praxis des 
Ausblendens rechter Gewalt, der 
Verschleierung von Nazi-Strukturen 
und der gänzlichen Negierung rech¬ 
ter Gefahren insgesamt lediglich 
Pannen und kein System zu sehen. 
Zu offensichtlich ist dabei die Rolle 
der „Staatsschützer“. Diese Rolle ist 
nicht mehr allein durch die Geschich¬ 
te dieser Dienste zu erklären, die nach 
1945 aus „bewährten“ Antikommu¬ 


nisten und Faschisten aufgebaut wur¬ 
den. „Immer mehr Menschen fragen 
sich, wer denn die Verfassung vor ei¬ 
nem Verfassungsschutz schützt, der 
mit Akribie und Eifer kritische De¬ 
mokraten observiert, aber gewalttä¬ 
tige Neonazis in Ruhe lässt oder als 
V-Leute beschäftigt“, kommentierte 
Heribert Prantl in der Süddeutschen 
Zeitung. 

Werner Sarbok 


Thema der Woche 


Zum Tod von 
Nelson Mandela 

Mit dem Tod Nelson 
Mandelas ist füi 
die Herrschen¬ 
den einer aus der 
Welt, vor des¬ 
sen moralischer 
Größe sie er¬ 
schauern 
mussten. 

Sie be¬ 
klagen 

mit klammheimlicher Erleichterung 
seinen Verlust und hoffen, entrückt 
und nach ihrem Maß dargestellt sei 
er keine Gefahr mehr. Für uns ist der 
Tod von Nelson Mandela eine schmer¬ 
zende Wunde. Verloren haben wir ihn 
nicht. 

Seite 8 und Seite 9 


Luxemburg-Liebknecht- 
Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 

Berlin, Samstag, 11. Januar 2014 

An der Urania 17, Ul Wittenberg¬ 
platz, 19.00 Uhr bis 20.00 Uhr (zwi¬ 
schen Podiumsdiskussion und Anti¬ 
kriegskonzert der Luxemburg-Kon¬ 
ferenz) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der 
SDAJ 

Gyula Thürmer, Vorsitzender der 
Ungarischen Arbeiterpartei 
Vertreterin der kommunistischen 
Jugend Griechenlands (KNE) 
Arbeiterlieder mit Achim Bigus und 
Nils & Katha 

Eintritt frei - 
Gäste sind willkommen! 


UZ-Pressefest 2014 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 



Tagebuch: Seite 15 




Berlin: Oranienplatz bleibt! 

Innensenator Henkel stoppen! 


ORANIENPLATZ BLEIBT! 

HENKEL.STOPPEN! 



freed&m Aaä nafwH An/ n M 


O ranienplatz bleibt! Henkel stop¬ 
pen! Unter dieser Losung ist für 
Sonntag, den 15.12.2013, in Ber¬ 
lin eine Demonstration angemeldet, die 
vom Oranienplatz durch die Innenstadt 


zum Amtssitz des Innensenators Hen¬ 
kel ziehen wird. Ziel ist es, das von Hen¬ 
kel für den 16.12. gestellte Ultimatum 
zur Räumung des Flüchtlings-Protest¬ 
camps am Oranienplatz aufzuheben. 


Dafür wird man auch in der Nacht vom 
15. auf den 16. vor dem Amtssitz eine 
symbolische „Belagerung“ durchfüh¬ 
ren - die Demonstrantlnnen sind auf¬ 
gefordert, die ganze Nacht vor Ort zu 
bleiben bis der Innensenator morgens 
sein Büro aufsucht. 

Nach der gescheiterten Hau-Ruck- 
Aktion am 24.11., bei der Henkel den 
Flüchtlingen des Protestcamps ein Haus 
zum Überwintern anbot (UZ berich¬ 
tete) und damit verband, dass sie die 
Zelte am Oranienplatz abbauen sollten, 
stellte er in den Folgetagen ein Ultima¬ 
tum, den Platz bis zum 16. Dezember 
zu räumen. Die grüne Bezirksbürger¬ 
meisterin Monika Herrmann wurde 
von Henkel aufgefordert, bis spätestens 
dann die „rechtmäßigen Zustände“ am 
Oranienplatz wiederherzustellen. Soll¬ 
te sie dazu nicht in der Lage sein, werde 
der Senat seinerseits aktiv werden und 
direkt veranlassen, das Protestcamp 
von der Polizei zu räumen. Unter recht¬ 
mäßigen Zuständen versteht der CDU 
Innensenator, das seit einem Jahr be¬ 


stehende und bis zum 24.11. durch eine 
Duldung des Bezirksbürgermeisteram¬ 
tes Friedrichshain-Kreuzberg geschütz¬ 
te Protestcamp zu beseitigen. 

Im Herbst 2012 waren über 100 Flücht¬ 
linge aus verschiedenen sogenannten 
Auffanglagern der Bundesrepublik in 
einem Protestmarsch von Würzburg bis 
nach Berlin gezogen, um auf ihre katas¬ 
trophale Lage aufmerksam zu machen 
und für würdige Lebensbedingungen 
zu kämpfen. „Von unseren Forderun¬ 
gen wie Abschiebestopp, Abschaffung 
der Residenzpflicht, Arbeitserlaubnis 
und menschenwürdige Unterbringung, 
ist von Seiten der Politik her bis jetzt 
nicht eine einzige erfüllt worden, es gibt 
für uns deshalb keinen Grund unseren 
Protest zu beenden und das Camp am 
Oranienplatz aufzugeben“, so Turgay 
Ulu, Mitglied des Berliner Flüchtlings¬ 
rates. „Die Politiker des Senats und 
auch der Bundespolitik reduzieren das 
Problem auf einige Zelte in einer Grün¬ 
anlage, die da nicht hingehören und die 
auf Dauer gesehen Auseinandersetzun¬ 
gen mit den Anwohnern provozieren 
würden. Dabei geht es hier um die 
grundsätzliche Haltung der Bundesre¬ 
gierung generell in der Flüchtlingspo¬ 
litik. Natürlich ist es nicht angenehm, 


hier im Winter zu campieren und wir 
sind für jede winterfeste Unterkunft 
dankbar, die unsere momentane Situ¬ 
ation erleichtert. Aber die Gründe für 
unseren Protest, nämlich die unwürdi¬ 
gen Lebensbedingungen geflüchteter 
Menschen in der BRD zu verändern, 
werden dadurch nicht behoben.“ Auch 
unter den Solidaritätsgruppen, die die 
Demonstration gemeinsam mit dem 
Flüchtlingsrat vorbereiten, ist klar, dass 
es nicht um eine caritative Geste geht, 
Menschenzu helfen, die in Not geraten 
sind, sondern vielmehr um außenpoli¬ 
tische Zusammenhänge, die es gilt auf¬ 
zudecken. 

NATO und EU, die selbsternann¬ 
te „westliche Wertegemeinschaft“,die 
die Länder des nahen Ostens und Af¬ 
rikas mit Krieg überziehen, zerstören 
die Lebensgrundlagen der Menschen 
die dort wohnen, während die deut¬ 
sche Rüstungsindustrie mit jedem Jahr 
mehr Rekordgewinne verbucht. Der 
Flüchtlingsstrom über das Mittelmeer 
nach Zentraleuropa sei nur die logische 
Konsequenz dieser aggressiven Außen¬ 
politik der Bundesregierung und ihrer 
„Frontex“-Strategie an den Außen¬ 
grenzen der EU. 

Stefan Natke 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 

Nicht in meinem Namen 


„Diese Aktion ist erst der Anfang“ 

i 500 Postbeschäftigte demonstrierten in Bonn 


Einschränkung des Streikrechts verhindern 


Die WAZ sah jüngst die Gewerk¬ 
schaften als große Gewinner der Ko¬ 
alitionsverhandlungen und begrün¬ 
dete das u.a. damit, dass CDU/CSU 
und SPD eine gesetzliche Tarifeinheit 
durchsetzen wollten. Tarifeinheit? 
Heißt das keine unterschiedliche 
Bezahlung mehr für Stammbeleg¬ 
schaften und Leiharbeiter und noch 
schlechtere für Werkvertragsneh¬ 
mer? Gleiche Bezahlung für Männer 
und Frauen, aber auch für Jugendli¬ 
che und Beruf seinsteiger, bei gleicher 
Arbeit? Und keine Dumpingverträ¬ 
ge mehr mit gelben Gewerkschaften? 
Keine Ausgründungen mehr nach Pa¬ 
ragraph 613a BGB, um Tarifverträge 
zu unterlaufen? Gegen eine solche 
Tarifeinheit wäre nichts einzuwen¬ 
den, es sei denn, man heiße Hundt 
oder sei ein anderer Funktionär der 
Kapitalistenverbände. 

Wir erinnern uns: Kurz nach dem 
DGB-Bundeskongress 2010 über¬ 
raschten die DGB-Führung und die 
Arbeitgeberverbände einen Groß¬ 
teil der gewerkschaftlichen Mit¬ 
gliedschaft und der Funktionsträ¬ 
ger mit einer gemeinsamen Initiati¬ 
ve für eine gesetzliche Tarifeinheit. 
Danach würde bei konkurrieren¬ 
den Gewerkschaften im Betrieb nur 
noch der Tarifvertrag der im Betrieb 
Mitgliedsstärkeren gelten. Für die 
andere gälte dann eine gesetzliche 
Friedenspflicht, ihre Rechte nach 
Artikel 9 des Grundgesetzes wären 
suspendiert. 

In Deutschland gibt es kein demo¬ 
kratisches Streikrecht wie in ver¬ 
gleichbaren westeuropäischen Indus¬ 
triestaaten, sondern nur ein Arbeits¬ 
kampfrecht, das in den Jahren nach 
dem Zweiten Weltkrieg stark durch 
Urteile und Kommentare von Juris¬ 
ten geprägt wurde, die schon vor der 
Befreiung am 8. Mai 1945 in Amt und 
Würden waren. So dürfen nur Ge¬ 
werkschaften streiken, und nur dann, 
wenn sie sogenannte tariffähige For¬ 
derungen stellen. Das individuelle 
Grundrecht auf Streik wird ebenso 
verweigert wie das Recht, aus poli¬ 
tischen Gründen zu streiken. Eine 
gesetzliche Tarifeinheit würde das 
Streikrecht noch weiter einschrän¬ 
ken, während es keinem Unterneh¬ 
mer verboten ist, z.B. für den Fall der 
Einführung eines gesetzlichen Min¬ 
destlohns mit der Vernichtung von 
Arbeitsplätzen nicht nur zu drohen. 
Weshalb unterstützen einige Ge¬ 
werkschafter so ein Gesetzesvorha¬ 
ben? Es ist die Konkurrenz von Spar¬ 
tengewerkschaften wie der Gewerk¬ 
schaft deutscher Lokomotivführer, 
des Marburger Bundes, der Vereini¬ 
gung Cockpit etc. Natürlich schwä¬ 
chen Konkurrenzgewerkschaften 
die Gewerkschaften des DGB, die 
Positionen aller abhängig Beschäf¬ 
tigten. Aber deshalb mit der eigent¬ 
lichen „Konkurrenz“, dem Kapital, 
gemeinsam nach Gesetzen rufen? 
Den Streik als wichtigstes Kampfmit¬ 
tel gemeinsam mit denen regulieren, 
gegen die er sich richtet, mit denen, 
die ein Interesse an schwachen Ge¬ 
werkschaften haben? 


Das Nein von der Basis war vielstim¬ 
mig, insbesondere bei ver.di, wo eine 
Landesbezirkskonferenz nach der an¬ 
deren den Ausstieg aus dieser Initia¬ 
tive forderte, letztendlich mit Erfolg. 
Dass CDU/CSU jetzt den Herr¬ 



schaften aus Banken und Konzer¬ 
nen und den Unternehmerverbän¬ 
den zu Diensten sind, wundert kaum 
jemanden. Und bezüglich der SPD- 
Führung auch nicht wirklich. Wenn 
aber einige führende Gewerkschaf¬ 
ter, auf die sich die Großkoalitionä- 
re berufen, weiter einer gesetzlichen 
Tarifeinheit anhängen, dann kann ich 
als Gewerkschafter nur sagen: Nicht 
in meinem Namen! 

Ja, Spaltergewerkschaften schwächen 
uns. Aber ich frage nach über vierzig 
Jahren ehrenamtlicher Funktionärs¬ 
tätigkeit: haben wir etwas verkehrt 
gemacht, haben wir etwas nicht aus¬ 
reichend gemacht, wenn Kolleginnen 
und Kollegen bei Spaltern ihr Heil 
suchen? Und haben die wirklich so¬ 
viel mehr erreicht? Ein Vergleich der 
tariflichen Regelung der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft mit denen 
der GDL lässt da manche Illusion in 
Luft aufgehen. Dass bei ähnlichen 
Strukturen sich z.B. ver.di bezüg¬ 
lich Streikwirkung nicht hinter der 
GDL zu verstecken braucht, zeigten 
die Arbeitskämpfe beim Sicherheit¬ 
spersonal der Flughäfen und bei den 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltun¬ 
gen. 

Wie beziehen wir noch mehr Mit¬ 
glieder in die aktive Arbeit ein, wie 
kämpfen wir erfolgreicher, wie setzen 
wir in Betrieben und Gesellschaft 
mehr Rechte für die Arbeitenden 
durch, auch ein umfassendes Streik¬ 
recht? Diese Fragen müssen im ge¬ 
werkschaftlichen Alltag beantwortet 
werden, sie können nicht an Partei¬ 
en und Fraktionen delegiert werden, 
die uns in der Vergangenheit Deregu¬ 
lierung der Arbeitsverhältnisse und 
Verarmung vieler Arbeitsloser wie 
auch vieler Arbeitender bescherten. 
Die Herrschaften von BDI und BDA 
wollen viel, aber bestimmt nicht die 
Einheit der Arbeitenden. Spaltung 
ist ihr Geschäft, stärkt ihre Positi¬ 
onen. Wenn sie und ihr politisches 
Personal nach Einheit rufen, müssen 
nicht nur bei mir alle roten Warnlam¬ 
pen angehen, dann ist Widerstand an¬ 
gesagt. 


Reallohnverluste in EU-Ländern 

Europäischer Tarifbericht des WSI 


In knapp der Hälfte der EU-Länder 
werden die Löhne in diesem Jahr nach 
Abzug der Inflation zurückgehen. Die 
Reallohnverluste in vielen europäi¬ 
schen Ländern schaden der wirtschaft¬ 
lichen Entwicklung. Zu diesen Ergeb¬ 
nissen kommt der neue Europäische 
Tarifbericht des Wirtschafts- und So¬ 
zialwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung. 

Den Löhnen in Europa droht nach wie 
vor eine Abwärtsspirale: In 20 von 28 
EU-Staaten mussten die Beschäftig¬ 
ten 2012 Reallohnverluste hinnehmen, 
im Durchschnitt der Gemeinschaft 
gingen die Löhne preisbereinigt um 
0,7 Prozent zurück. Für das laufende 
Jahr erwartet die Europäische Kom¬ 


mission, deren Statistiken WSI-Tarif- 
experte Dr. Thorsten Schulten ausge¬ 
wertet hat, erneute Reallohnverluste 
in 12 Ländern. Und das, obwohl die In¬ 
flation deutlich gesunken ist. Im EU- 
Mittel ergibt sich lediglich ein winziges 
Plus von 0,2 Prozent. Besonders dras¬ 
tisch ist die Entwicklung in einigen 
Ländern Südeuropas: Für Griechen¬ 
land wird in diesem Jahr ein Rückgang 
des Reallohnniveaus um 6,2 Prozent 
prognostiziert, Zyperns Löhne werden 
2013 preisbereinigt um 8,5 Prozent sin¬ 
ken. Aber auch in den Niederlanden, 
Großbritannien oder Irland drohen 
den Beschäftigten wieder reale Lohn¬ 
verluste, zum Teil im vierten Jahr hin¬ 
tereinander. 


1 500 Postbeschäftigte demonstrieren 
vor dem Bonner Posttower gegen den 
gegenwärtigen Kurs des Vorstandes 
der DP AG. Beschäftigte aus fast al¬ 
len Teilen Deutschlands, vor allem vie¬ 
le junge Postbeschäftigte waren nach 
Bonn gekommen, um die Kampfansa¬ 
ge des Postvorstandes zu beantworten. 
Hunderte Kolleginnen und Kollegen 
vor allem aus Norddeutschland wur¬ 
den durch die Auswirkungen des Stur¬ 
mes Xaver daran gehindert nach Bonn 
zu kommen und ihre Kolleginnen zu 
unterstützen. 

Die stellvertretende ver.di Vorsitzen¬ 
de Andrea Koscic begrüßte die protes¬ 
tierenden Postlerlnnen „Willkommen 
in der Sackgasse vor dem Posttower 
in Bonn. Ihr seid zu teuer“ rief sie ih¬ 
nen zu und ein gellendes Pfeifkonzert 
ertönte vor dem Posttower. Ursache 
dafür ist die Ankündigung des Vor¬ 
standsvorsitzenden Appel, die sowieso 
geringe Ausbildungsquote bei der Post 
weiter zu verringern, weil eine Über¬ 
nahme der jungen Menschen zu den 
gegenwärtigen Tarifbedingungen nicht 
mehr möglich sei. Ist es denn tatsäch¬ 
lich möglich, dass ein Millionen schwe¬ 
rer Postvorstand 11,48 Euro für zu viel 
hält als Einstiegslohn für die Zustel¬ 
ler und „Wollen Sie Herr Appel eine 
Billiglohnbude aus der Post machen?“, 
fragte sie in Richtung Posttower. 
Kaum hat der Postvorstand den In¬ 
novationspreis für den „Generatio¬ 
nenvertrag“, der die Altersteilzeit für 
tausende Beschäftigte möglich macht, 
erhalten, kürzt er die Ausbildungsquo¬ 
te, was überhaupt nicht nachvollzieh¬ 
bar ist. Gegenwärtig zahlen 17 000 
Beschäftigte in Zeitwertkonten ein 
und 6 000 Beschäftigte gehen jährlich 
in den Ruhestand, da ist es doch ein 
Hohn, wenn im gesamten Konzern nur 

2 000 Ausbildungsplätze zur Verfügung 
stehen. Dies kritisierte der Vorsitzen¬ 


de der Jugend aus dem Fachbereich 
Postdienste, Thomas Hampel und griff 
auch gleichzeitig die katastrophalen 
Arbeitsbedingungen in den Betrieben 
an. Riesige Überstundenberge, stei¬ 
gende Krankenstände und gleichzei¬ 
tig sinkende Qualität erfordern mehr 
und gut ausgebildeten Nachwuchs. 
„Eine Ausbildungsquote von 2 % ist 
ein Skandal“ so Hampel. 

Zum Schluss der Kundgebung traf der 
Konzernbetriebsratsvorsitzende Tho¬ 


mas Kozelnik noch ganz besonders 
die Stimmung der Kundgebungsteil¬ 
nehmer als er den gegenwärtigen Kurs 
des Konzernvorstandes scharf angriff. 
Insbesondere die gegenwärtige Befris¬ 
tungspolitik, die dazu führte, dass über 
13 000 Beschäftigte derzeit befristet 
sind und dadurch die Befristungsquo¬ 


te auf über 10 % anstieg, ist ein Skan¬ 
dal. Hat die Politik des Vorstandes, die 
Menschen mit befristeten Verträgen in 
Angst um den Arbeitsplatz und unter 
Druck zu setzen, etwas mit dem viel¬ 
besagten Respekt zu tun, fragte der 
Konzernbetriebsratsvorsitzende und 
ein gellendes Pfeifkonzert folgte. Das 
bis in den 39. Stock des Posttowers, in 
dem der Vorstand sitzt, zu hören war. 
„Die Jugend verheizen geht nicht, das 
machen wir nicht mit! Diese Aktion 


ist erst der Anfang, wir werden die¬ 
se Diskussion in die Betriebe tragen.“ 
Daraufhin stiegen hunderte roter Luft¬ 
ballone in die Höhe, die vom Vorstand 
gesehen werden sollen und diese Luft¬ 
ballons sind durchaus ein Symbol für 
steigenden Widerstand. 

Werner Siebler 



Streikbruch tarifgerecht bezahlt 

Einsatz von Leiharbeitern im Arbeitskampf 


Seit dem 1. November 2013 gelten für 
Leiharbeit die zwischen den DGB-Ge- 
werkschaften sowie dem Bundesver¬ 
band der Personaldienstleister (BAP) 
und dem Interessenverband deutscher 
Zeitarbeitsunternehmen (IGZ) neu 
abgeschlossenen Tarifverträge. Dar¬ 
in wurde der Grundlohn ab 1. Janu¬ 
ar 2014 nicht nur auf 8,50 Euro fest¬ 
gelegt, sondern auch die so genannte 
„Streikklausel“ verändert: „Mitarbei- 



Kundinnen und Kunden 
unterstützen die 

Verteidigung der 

Tarifverträge 

im hessischen 
Einzelhandel 

I 


ter werden im Umfang eines Streik¬ 
aufrufs einer Mitgliedsgewerkschaft 
der DGB-Tarifgemeinschaft Zeitar- 
beit nicht in Betrieben oder Betriebs¬ 
teilen eingesetzt, die ordnungsgemäß 
bestreikt werden. Dies gilt auch für 
Mitarbeiter, die bereits vor Beginn 
der Arbeitskampfmaßnahme im Be¬ 
trieb eingesetzt wurden“. So weit, so 


gut. Kann daraus gleich jubelnd abge¬ 
leitet werden, dass künftig in bestreik¬ 
ten Betrieben keine Leiharbeit mehr 
stattfinden darf? 

Wer das glaubt oder erzählt, der hat 
die „Bauernschläue“ der Unterneh¬ 
mer unterschätzt. Deren erste „krea¬ 
tive“ Reaktion auf die Neugestaltung 
der „Streikklausel“ fand sich schon 
Anfang November in der „Info an 
alle Mitarbeiter/innen“ eines übli- 



Wir unterstützen 
die Forderungen 
der Beschäftigten; 


• Keine Niedriglohngruppe von 

8,20 € je Stunde' 

• Planbare Freizeit statt ständiger 
Flexibilisierung der Arbeitszeit! 

• Erhalt von Zuschlägen für Spätöff- 
nungs^ und Nachtarbeit! 

• Erhalt des ungehinderten Auf¬ 
stiegs von Ungelernten zu Verkäufer/ 
inne/n mit 13,79 € je Stunde! 

• Erhöhung der Gehälter und Lohne 
um 1 € sowie der Ausbildung^Vergü¬ 
tungen um 0,50 i je Stunde! 




ver.di Bezi rk Sud Messen 
Faehbereidh Handel 
Verantwortlich: Horst Gobrecht 
tarst, gobrecht@verdi.de 


chen Menschenverleihers, der auch in 
Südhessen sein Unwesen treibt: „Sie 
kommen zu Ihrem geplanten Einsatz 
in den Markt und stellen fest, dass die¬ 
ser bestreikt wird oder es wird wäh¬ 
rend Ihres Dienstes zum Streik auf¬ 
gerufen. Dann melden Sie sich umge¬ 
hend ... und besprechen die weitere 
Vorgehensweise. 


a) Sie teilen mit, dass Sie nicht in einem 
bestreikten Markt arbeiten möchten - 
kein Problem, wir bieten Ihnen eine al¬ 
ternative Einsatzmöglichkeit in einem 
nicht bestreikten Markt an. 

b) Sie teilen mit, dass Sie trotz Streik 
gerne Ihre Arbeit in diesem Markt auf¬ 
nehmen möchten. Dann besteht die 
Möglichkeit - vor Arbeitsaufnahme - 
für diesen Streiktag eine Änderungs¬ 
vereinbarung zu Ihrem Arbeitsvertrag 
abzuschließen. Das bedeutet, für die¬ 
sen Tag wird der Bezug Ihres Arbeits¬ 
vertrages zum iGZ/DGB-Tarifvertrag 
außer Kraft gesetzt. Dies wiederum 
hat zur Folge, dass Sie dann nach dem 
so genannten ,Equal Pay/Equal Treat- 
ment‘ bezahlt werden. Also, gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit. 

c) Sollten Sie sich für die Variante ,b‘ 
entscheiden, werden Sie anhand Ih¬ 
rer Berufsausbildung, Ihrer Berufser¬ 
fahrung im Handel und Ihrer jetzigen 
Tätigkeit in die jeweilige Lohn- oder 
Gehaltsgruppe des aktuellen ver.di- 
Tarifvertrages eingeteilt und entspre¬ 
chend entlohnt.“ 

Es geht also doch, Leiharbeiter nach 
dem jeweiligen Branchentarifvertrag 
anständig zu bezahlen. Aber offen¬ 
bar ist das nur (zwangsläufig) gewollt, 
wenn sie sich als Streikbrecher miss¬ 
brauchen lassen. Die Unternehmer ha¬ 
ben dafür die neue „Streikklausel“ in 
ihrem Interesse ausgelegt: beim Streik 
werden die Leiharbeiter wie „norma¬ 
le“ Beschäftigte, vorher und danach 
wieder wie „Minderwertige“ behan¬ 
delt. Dieses böse „Spiel“ nutzt den 
Menschenverleihern wie ihren Auf¬ 
traggebern. Es ist also grundfalsch, 
anzunehmen oder zu behaupten, in 
bestreikten Betrieben dürfe künftig 
keine Leiharbeit mehr stattfinden. Im 
Gegenteil: sie besteht weiterhin, bloß 
wird sie in Zukunft eher als bisher ta¬ 
rifgerecht bezahlt. Nur ein generelles 
Verbot von Leih- und Werkvertrags¬ 
arbeit kann diesen „Sumpf“ dauerhaft 
„austrocknen“. Horst Gobrecht 
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Burger King kündigt 
Betriebsräten 



Erfolg nach langem, 
schwierigem Tarifkampf 

ver.di erkämpft respektables Tarifergebnis im Einzelhandel in Baden-Württemberg 


D ie Gewerkschaft Nahrung-Ge- 
nuss-Gaststätten (NGG) starte¬ 
te am 23. Oktober, eine bundes¬ 
weite Informationskampagne vor den 
Restaurants der Burger King GmbH. 
Seit im März 91 Burger-King-Filialen 
von neuen Investoren übernommen 
wurden, kommt es in den Restaurants 
verstärkt zu Auseinandersetzungen mit 
den Beschäftigten und Betriebsräten. 
Aktuell sind in mindestens 20 Fällen 
Betriebsräte der Burger King GmbH 
von Kündigung bzw. teilweise erheb¬ 
lichen Schadensersatzforderungen 
durch ihren Arbeitgeber bedroht. 
Viele der Betriebsräte wehren sich 
mit Unterstützung von NGG vor Ge¬ 
richt. Immer wieder - und offenbar in 
wachsender Zahl - werden von der 
Burger King GmbH tarifvertraglich 
festgelegte Zuschläge für Mehr- und 
Nachtarbeit nicht gezahlt, die Entgelt¬ 
fortzahlung bei Krankheit und/oder 


Urlaub zu niedrig berechnet oder 
Löhne überhaupt nicht ausgezahlt. 
Die Yi-Ko-Holding unter Leitung 
von Ergün Yildiz hat im Mai 2013 
insgesamt 91 Burger-King-Restau- 
rants von der Burger King Company 
übernommen. Unmittelbar nach der 
Übernahme versuchte die neue Un¬ 
ternehmensführung, die Rechte von 
Betriebsräten zu beschneiden und 
kündigte an, tarifliche Leistungen 
nicht mehr im vollen Umfang zu ge¬ 
währen. 

15 Kündigungsverfahren gegen Be¬ 
triebsräte hat Geschäftsführer Yildiz 
mittlerweile einleiten lassen: in Mün¬ 
chen, Augsburg, Speyer, Bochum, Es¬ 
sen, Frankfurt a.M., Ludwigshafen, 
Köln und Dortmund. Aus Sicht der 
NGG werden Kündigungsgründe vor¬ 
geschoben, die kaum einer gerichtli¬ 
chen Überprüfung standhalten wer¬ 
den. 


E ndlich. Nach einem acht Monate 
dauernden Tarifkampf - mit zum 
Teil über 80 Streiktagen in den Be¬ 
trieben - gelang es den Kolleginnen 
im baden-württembergischen Einzel¬ 
handel die Einzelhandelskonzerne zu 
zwingen, den von diesen einseitig ge¬ 
kündigten Manteltarifvertrag unver¬ 
ändert wieder in Kraft zu setzen und 
Lohn- und Gehaltserhöhungen abzu¬ 
trotzen. 

Die Steigerung der Löhne und Gehäl¬ 
ter ist nicht optimal, aber gemessen an 
den schweren Kampfbedingungen ein 
akzeptabler Kompromiss. Zwar wurde 
für die Monate April bis Juni 2013 eine 
Nullrunde mit unveränderten Einkom¬ 
men vereinbart. Doch rückwirkend 
zum 1. Juli des laufenden Jahres stei¬ 
gen die Bezüge der rund 220 000 Be¬ 
schäftigten in Baden-Württemberg um 
3,0 Prozent. Ab 1. April 2014 steigen 
die Gehälter um weitere 2,1 Prozent. 
Die Ausbildungsvergütungen steigen 
auf 720, 800 und 920 Euro. Der neue 
Tarifvertrag gilt bis März 2015. Und 
ab dem 1. 1. 2014 gibt es eine Tarifre¬ 
gelung, mit der der Ausgliederung von 
Regal-Auffülltätigkeiten entgegenge¬ 
wirkt wird: In Betrieben, die vollstän¬ 
dig auf Werkverträge verzichten, kön¬ 
nen Neueingestellte, die ausschließlich 
(!) diese Tätigkeit ausüben, zu einem 
Tariflohn von 9,54 Euro (ab 1.4.2014: 
9,74 Euro) beschäftigt werden. Bislang 
erhalten diese per Werkvertrag Be¬ 
schäftigten zwischen sechs und sieben 
Euro die Stunde. „In der Kernbranche 
des privaten Dienstleistungsbereichs 
konnten wir den Flächentarifvertrag 
erhalten - das wichtigste Bollwerk 
gegen zunehmende prekäre Beschäf¬ 
tigung im Handel. Allein dafür hat 
sich der Einsatz gelohnt,“ so Bernhard 
Franke, der für ver.di die Verhandlun¬ 
gen führte. 

Die Einzelhandelskonzerne verfolg¬ 
ten in dieser Tarifrunde offen das Ziel 


die Axt an die Existenzsicherung der 
Kolleginnen zu legen und wesentliche 
Schutzregelungen für die Beschäf¬ 
tigten im Einzelhandel auszuhebeln. 
Wäre das den Bossen, in einer der 
wichtigsten Branchen gelungen, hät¬ 
te dies nicht nur zur Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen der rund drei 
Millionen im Einzel- und Versand¬ 
handel in Deutschland abhängig Be¬ 
schäftigten geführt. Sondern sofort 
auch Nachahmungstäter in den ande¬ 
ren Branchen gefunden. Insofern war 
der Arbeitskampf im Einzelhandel ein 
Stellvertreterkrieg, was offensichtlich 
nicht allen DGB-Gewerkschaften klar 
war. Die Kolleginnen und Kollegen im 
Einzelhandel sind stolz darauf, was sie 


Nach sieben Monaten im härtesten Ta¬ 
rifkonflikt des bayerischen Einzelhan¬ 
dels konnte ein Tarifabschluss für die 
Beschäftigten erreicht werden. Der 
Schutz der existenzsichernden Tarif¬ 
verträge konnte wieder durchgesetzt 
werden, die Tarifentgelte werden in 
zwei Schritten um 5,1 % erhöht und 
ein Weg zu weniger prekärer Beschäf¬ 
tigung wurde eröffnet. Vorausgegangen 
war der Durchbruch zu einem Tarifab¬ 
schluss im baden-württembergischen 
Einzelhandel. 

„Die Beschäftigten im bayerischen so¬ 
wie im gesamten deutschen Handel 
haben mit ihrem mutigen und tollen 
Kampf für existenzsichernde Tarifver¬ 
träge, gegen die Angriffe der Handels¬ 
konzerne diesen Tariferfolg erkämpft“, 
so Hubert Thiermeyer, ver.di Verhand¬ 
lungsführer in Bayern. 

Das Tarifergebnis sieht vor, dass der 
von den Arbeitgebern gekündigte 
Manteltarifvertrag unverändert wieder 


im langen und schwierigen Kampf er¬ 
reicht haben. Salut! Den kämpfenden 
Kolleginnen im Einzelhandel - allen 
voran die in Baden-Württemberg - ge¬ 
lang es zusammen mit ihrer Gewerk¬ 
schaft ver.di nicht nur ihre Löhne zu 
erhöhen, sondern sie zwangen auch die 
Einzelhandelskapitalisten zur Wieder¬ 
inkraftsetzung des Manteltarifvertra¬ 
ges. Das ist herb für die Konzernher¬ 
ren, da mussten sie einen Schritt zu¬ 
rückweichen. Die Unternehmerseite 
wird aber nicht viel Zeit damit ver¬ 
schwenden ihre Wunden zu lecken, 
sondern gleich damit beginnen den 
nächsten Waffengang vorzubereiten. 
Im Klassenkampf gibt es keinen Waf¬ 
fenstilstand. Manfred Dietenberger 


in Kraft gesetzt wird. Für die Beschäf¬ 
tigten wurden Lohn- und Gehaltserhö¬ 
hungen in zwei Schritten vereinbart: ab 
1. 8. 2013 um 3 % und ab 1. 5. 2014 um 
weitere 2,1 %. Die Ausbildungsvergü¬ 
tungen werden überproportional an¬ 
gehoben. Der Vertrag gilt rückwirkend 
zum 1. Mai 2013 und hat eine Laufzeit 
von 24 Monaten. 

Neu ist eine Regelung zur Rückführung 
der über Werkverträge ausgegliederten 
Auffüllkräfte. Das Tarifergebnis sieht 
vor, für wiedereingegliederte Beschäf¬ 
tigte eine Entgeltgruppe knapp unter 
zehn Euro pro Stunde zu schaffen. Zur¬ 
zeit erhalten diese Beschäftigten per 
Werkvertrag zwischen sechs und sie¬ 
ben Euro die Stunde. Diese Regelung 
ist nach Auffassung von ver.di ein klares 
Signal gegen Werkverträge und prekäre 
Beschäftigung im Einzelhandel. Damit 
können die Arbeitsbedingungen für die 
ausgegliederten Beschäftigten deutlich 
verbessert werden. 


Mutiger und toller Kampf 

Tarifergebnis auch im bayerischen Einzelhandel 


„Diese Wirtschaft tötet" 

Die dramatischen Folgen der Spardiktate und Austeritätsverordnungen der Troika 


„Diese Wirtschaft tötet“, schreibt das 
Oberhaupt der Katholischen Kirche, 
Papst Franziskus, in sein erstes apos¬ 
tolisches Lehrschreiben unter dem Ti¬ 
tel „Evangelii Gaudium“ (Freude des 
Evangeliums). 

Am Tag der Verkündung wurde be¬ 
kannt, dass die lettische Regierung we¬ 
gen des Einsturzes eines Supermarkt¬ 
daches, bei dem 54 Tote zu beklagen 
waren, zurückgetreten ist. Vermutet 
werden Planungsfehler und Pfusch am 
Bau. Im Rahmen der Sparmaßnahmen, 
mit denen Lettland aus der Krise her¬ 
ausgeführt werden sollte, wurde 2009 
die nationale Bauaufsicht aufgelöst. 
Das Gebäude wurde erst vor zwei Jah¬ 
ren errichtet. 

Das herrschende ökonomische Sys¬ 
tem sei „in der Wurzel ungerecht“, sagt 
Franziskus. Es sei „unglaublich, dass es 
kein Aufsehen erregt, wenn ein alter 
Mann, der gezwungen ist, auf der Stra¬ 
ße zu leben, erfriert, während eine Bais¬ 
se an der Börse Schlagzeilen macht“. 
Es macht auch kein Aufhebens, wenn 
„alle fünf Sekunden irgendwo in der 
Welt ein Kind an Hunger stirbt“ (der 
frühere UN-Sonderberichterstatter für 
das Recht auf Nahrung, Jean Ziegler), 
während die USA im Jahr 2011138 Mil¬ 
lionen Tonnen an Mais verbrannten. Es 
gibt knapp eine Milliarde Hungernde 
auf der Welt, 180 Millionen Kinder 
im Vorschulalter bekommen nicht ge¬ 
nug lebensnotwendige Nährstoffe. Für 
eine Investition von zwei Milliarden 
Euro könnten 100 Millionen Kinder 
vom Hunger befreit werden ( FAZ, 8. 
6.2013). Doch in den USA werden auf 
staatliche Anweisung hin fast 40 % der 
Maisernte zu Bioethanol gemacht. Nah¬ 
rungsmittel in den Tank statt auf den 
Teller, lautet die Devise dieses Systems. 
Der Mensch sei nur noch als Konsum¬ 
gut gefragt, „das man gebrauchen und 
dann wegwerfen könne“, so der Papst. 


Die dann Ausgeschlossenen seien 
„Müll, Abfall“ - der Vernichtung preis¬ 
gegeben. Aber nicht nur in der Dritten 
Welt, weit weg von den kapitalistischen 
Metropolen. Die Dritte Welt holt die 
Erste Welt ein. Dieses System tötet in¬ 
zwischen massenhaft auch in Europa, 
z.B. im Rahmen der Spardiktate und 
Austeritätsverordnungen der Troika 
(siehe dazu auch isw-report 95, Die Kri¬ 
se und die Spaltung Europas - Europa 
am Scheideweg, www.isw-muenchen.de, 
erscheint Mitte Dezember). 

Die drastische Absenkung des Lebens¬ 
standards in den Peripherieländern 
zeigt sich nicht nur in der Beschneidung 
des Konsums und dem Aushungern an 
Lebensmitteln. Besonders einschnei¬ 
dend sind die verordneten Kürzungen 
bei den Sozialsystemen und im Gesund¬ 
heitswesen. „Was ist der Unterschied 
zwischen dem IWF und einem Vam¬ 
pir?“ fragte der designierte isländische 
Gesundheitsminister Gudjun Magnus- 
son beim Europäischen Gesundheitsfo¬ 
rum 2009 in Bad Gastein, nachdem er 
erfahren hatte, dass der IWF nach dem 
Kollaps des isländischen Bankensektors 
30 % Kürzungen im Gesundheitssektor 
verlangte: Der Vampir hört auf einem 
das Blut auszusaugen, wenn man tot ist. 
(SZ, 3. 7.2013). Der IWF brachte ganze 
Länder zum Ausbluten. 

„Es muss wehtun“, hatte Kanzlerin 
Merkel 2010 bei den Verhandlungen 
über das erste griechische Hilfspaket 
und den verlangten Sparmaßnahmen 
gesagt. Es tat so weh, dass es tötete. 
Die Epidemologen David Stuckler 
und Sanjay Basu sammelten jahre¬ 
lang Daten und Statistiken, um zu un¬ 
tersuchen, wie sich Wirtschaftskrisen 
und damit verbundene Einsparungen 
auf die Gesundheit der jeweiligen Be¬ 
völkerung auswirken. Die beiden Ge¬ 
sundheitsökonomen kommen zu dem 
Ergebnis, dass die vielzitierte „bittere 


Medizin“ der Austeritätspolitiker kei¬ 
ne Medizin ist, sondern reines Gift. 
Die Kernthese ihres Buchs „The Bo- 
dys Economic“ ist: „Recessions can 
hurt. But Austerity kills“ - Rezessio¬ 
nen können schmerzhaft sein, aber die 


Austeritätspolitik tötet (Zitat nach SZ, 
3. 7. 2013). Sie belegen das mit vielen 
drastischen Fallbeispielen. So musste 
Griechenland 2009 seinen Gesund¬ 
heitsetat von 24 auf 16 Milliarden 
Euro kürzen. „Danach schnellte die 
HIV-Rate hoch, weil nicht genügend 
Nadeln an Drogensüchtige ausgeteilt 
werden konnten. Die Kindersterblich¬ 


keit ist um 40% gestiegen“ (ebenda). 
In den folgenden Jahren wurde wei¬ 
ter gekürzt, mit der Folge, dass chroni¬ 
sche Krankheiten, Krebs, Herz-Kreis¬ 
laufleiden oder Diabetes dramatisch 
gestiegen sind. Der IWF beschloss, 


dass nur noch 6 % des BIP für Ge¬ 
sundheit freigegeben werden dürfen, 
in Deutschland sind es mehr als 10 %. 
Durch den Anstieg der Krankheiten 
stiegen Krankenhauseinweisungen - 
durch die Sparprogramme aber wur¬ 
den Dutzende Krankenhäuser ge¬ 
schlossen, 35 000 Klinikstellen fielen 
seit 2009 weg. 40 % der Bevölkerung 


dürfen gar kein Krankenhaus mehr 
aufsuchen, weil sie aus der Kranken¬ 
versicherung geflogen sind. Die beiden 
Autoren stellen in Bezug auf das Aus- 
teritätsprogramm abschließend fest: 
„Die Nebenwirkungen der Behand¬ 


lung sind katastrophal und oftmals 
tödlich. Es konnte kein positiver Nut¬ 
zen festgestellt werden“. Die Troika 
und die Kanzlerin aber beharren da¬ 
rauf, dass es weiterhin „wehtut“ - Zur 
Gesundung der Marktwirtschaft. Papst 
Franziskus geißelt die „Tyrannei des 
vergötterten Marktes“. 

Fred Schmid,isw 
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Turm von PISA bleibt schief 


Das deutsche Bildungssystem leidet unter Bulimie 



Trauer um Nelson Mandela 

„Mit dem Tod von Nelson Rolihlahla 
Mandela hat Afrika einen großen Frei¬ 
heitskämpfer verloren. Jahrzehnte der 
Kerkerhaft und Zwangsarbeit konnten 
ihn in seinem Kampf für Gerechtigkeit 
nicht brechen“, erklärt die innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“ im Bundestag, Ulla Jelpke. Die Ab¬ 
geordnete weiter: 

„Entscheidend zum Sturz des Rassisten¬ 
regimes im Südafrika beigetragen haben 
der heldenhafte Kampf des ANC und 
der Kommunistischen Partei, deren Zen¬ 
tralkomitee Mandela angehörte, sowie 
der Druck internationaler Sanktionen 
und der Einsatz kubanischer Interna¬ 
tionalisten im Kampf gegen das südaf¬ 
rikanische Militär in Angola. Dass der 
Übergang zum demokratischen Staat 
anschließend unblutig verlief, ist in be¬ 
sonderem Maße das Verdienst Mandelas 
und seiner Botschaft der Versöhnung. 
Geschichtsvergessen sind die heuch¬ 
lerischen Kondolenzbotschaften der 
Bundesregierung und des bayerischen 
Ministerpräsidenten und CSU-Vorsit- 
zenden Horst Seehofer zum Tode von 
Nelson Mandela. Vertuscht wird hier, 
dass Unionspolitiker und deutsche Ban¬ 
ken und Konzerne dem rassistischen Re¬ 
gime in Südafrika bis zuletzt eng verbun¬ 
den blieben und dieses mit Waffen und 
Geldern stützten, als ein Großteil der 
UN-Staaten ihm bereits mit Boykott¬ 
maßnahmen entgegentraten. Trotz eines 
Rüstungsembargos des UN-Sicherheits- 
rates gegen Südafrika fand 1978 ein in¬ 
ternationaler Kongress zur militärischen 
und nukleartechnischen Zusammenar¬ 
beit zwischen der Bundesrepublik und 
Südafrika statt. Ausdrücklich sprachen 
sich Bundesministerien für den Export 
von Investitions- und Rüstungsgütern 
an südafrikanische Staatskonzerne aus. 
Nach einer Resolution des UN-Sicher- 
heitsrates von 1985, die Wirtschaftssank¬ 
tionen gegen Südafrika empfahl, war die 
Bundesrepublik das Land, von dem das 
Apartheidsregime weiter Kredite bekam 
und von wo es den Großteil seiner Im¬ 
porte bezog. Während immer mehr Län¬ 
der ihre Gelder und Anlagen aus dem 
Apartheidsstaat abzogen und die süd¬ 
afrikanische Wirtschaft negative Wachs¬ 
tumsraten aufwies, investierten deutsche 
Banken und Firmen wie Mercedes, die 
Deutsche Bank, die Commerzbank, Sie¬ 
mens und Thyssen weiter in Südafrika.“ 

CDU Saar will Militär 
in der Schule 

Das FriedensNetz Saar weist die Dar¬ 
stellung des Generalsekretärs der CDU 
Saar, Roland Theis, zum Thema Frie¬ 
denserziehung an saarländischen Schu¬ 
len energisch zurück. „Wer von Militärs 
zu Frieden erziehen lassen will, bereitet 
in Wahrheit die nächsten Kriegseinsät¬ 
ze vor. Mit dieser unsäglichen Traditi¬ 
on des Militarismus muss endlich ge¬ 
brochen werden“, führt die Sprecherin 
des FriedensNetz Waltraud Andruet 
aus. „Kriege können keine friedliche 
Entwicklung hervorbringen. Deshalb 
muss ein Gegengewicht zum Auftreten 
von Bundeswehroffizieren an Schulen 
geschaffen werden, gerade durch Men¬ 
schen aus Kirchen, Gewerkschaften und 
demokratischen Bewegungen, aus der 
Mitte unserer Gesellschaft.“ 

„Der CDU-Generalsekretär möchte an¬ 
scheinend ein Monopol der Bundeswehr 
in friedenspolitischen Fragen im Bil¬ 
dungssystem durchsetzen“, kommentiert 
Dr. Nikolaus Goetz vom FriedensNetz. 
Damit entlarve Roland Theis die wah¬ 
re Intention des Kooperationsvertrages 
zwischen dem Kultusministerium und 
der Bundeswehr. Dieser solle nämlich 
den exklusiven Zugang von Jugendoffi¬ 
zieren an Schulen und damit eine völlig 
einseitige Beeinflussung von Schülerin¬ 
nen und Schülern absichern. 

Geradezu hinterwäldlerisch komme die 
CDU mit ihrem Leitbild für den Schul¬ 
unterricht daher“, argumentiert Thomas 
Hagenhofer vom FriedensNetz weiter. 
Wer nach allen Erkenntnissen der Lern¬ 
psychologie und Kompetenzforschung 
heute die Hauptaufgabe der Schule nur 
darin sieht, „Wissen und Fähigkeiten zu 
vermitteln“, der sollte sich schnellstens in 
dieser Frage weiterbilden. „Der „Nürn¬ 
berger Trichter“ als Bildungsprinzip hat 
genauso ausgedient wie die antiquierte 
Vorstellung, mit Militär den Frieden zu 
sichern.“ 


D er „Spiegel“ frohlockte: „Deut¬ 
sche Schüler holen in Mathe auf.“ 
Die „Tagesschau“ lobt noch brei¬ 
ter: „Deutsche Schüler werden besser.“ 
Die Ergebnisse der neuen Studie „Pro¬ 
gramme for International Student As¬ 
sessment (PISA)“ also das Programm 
zur internationalen Schülerbewertung, 
wurde von fast allen Seiten mit Erleich¬ 
terung aufgenommen, hatte doch die 
„Süddeutsche Zeitung“ nur einen Tag 
vor der Veröffentlichung der Resulta¬ 
te des internationalen Wettbewerbs 
erkannt: „Deutschland zittert mal wie¬ 
der.“ 

Veranstalter ist die Organisation for 
Economic Co-operation and Develop¬ 
ment (OECD), also die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung. Was sich dem Namen 
nach wie Zusammenarbeit und Förde¬ 
rung anhört, ist allerdings auf Kon¬ 
kurrenz und Wettbewerb angelegt, bei 
dem am Ende ein fachlich eingeengtes 
Ranking herauskommt - aber nicht der 
Überblick über die vergleichende Ent¬ 
wicklung und erfolgreiche Vermittlung 
von Bildung. 

Beteiligt waren beim aktuellen Test 
510 000 Schüler aus 65 Staaten, der 
Vergleich ist aber auch zwischen den 


Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW): „Die PISA- 
Studien stellen dem deutschen 
Schulsystem kein gutes Zeugnis 
aus: Das Leistungsniveau 
der is-jährigen Schüler ist 
international nur Mittelmaß, 
die soziale Selektion ist aber 
immens.“ 


16 Bundesländern möglich. Die Teil¬ 
nehmerzahl aus Deutschland: 5 000. An 
der Auswertung sind Unternehmen der 
Testindustrie beteiligt. „Spitzenplätze“ 
gingen an Shanghai, Hongkong und 
Macau, alle in der Volksrepublik China. 
Deutschland zeigt mittlerweile bessere 
Ergebnisse als beim letzten Test. Den¬ 
noch gilt: frühe Selektion, viele Sitzen¬ 
bleiber, viele Schüler ohne Abschluss. 
Bei dem jetzt fünften Wettbewerb der 
OECD mussten die etwa 15 Jahre al¬ 
ten Schülerinnen und Schüler schwer¬ 
punktmäßig ihre Fertigkeiten in Ma¬ 
thematik und im Leseverständnis mes¬ 
sen lassen. Im Jahr 2009 belegten sie 
noch den 16. und 20. Platz in diesen 
Disziplinen. Dazu die Bewertung der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen- 


Zwei weltbewegende Papiere haben 
diesen Monat das Licht der Öffentlich¬ 
keit erblickt: Der Koalitionsvertrag zwi¬ 
schen C-S-P-D-U und die Papst-Enzy¬ 
klika. Beide 180 Seiten stark und reich¬ 
lich inhaltsschwach. Papst Franziskus 
hat allerdings heftigere Worte gefunden: 
Diese Wirtschaft tötet! Das sucht man 
vergeblich im Koalitionsvertrag. Dafür 
findet man dort so ungeheuer zukunfts¬ 
weisende Dinge wie die Mütterrente, 
also genauer gesagt, einen Rentenpunkt 
mehr für Kinder, die vor 1992 geboren 
sind. Ein Rentenpunkt sind im Moment 
ungefähr achtundzwanzig Euro ... Ein 
wunderbares Rezept gegen Altersar¬ 
mut. Der Papst hat allerdings auch kein 
Rezept gegen die Wirtschaft, die tötet. 
Er will beten, dass Gott die Verantwort¬ 
lichen erleuchte. Mit anderen Worten: 
Herr, lass Hirn regnen! 

★ 

Das ist allerdings auch der Stoßseufzer 
aller, die die Koalitionsverhandlungen 
begleitet haben. Gefühlte eintausend 
Arbeitsgruppen haben sich daran abge¬ 
rackert, und dann haben Merkel, See¬ 
hofer und Gabriel in einer Nacht eine 
Einigung gefunden - wahrscheinlich 
haben sie Schnick, Schnack, Schnuck 
gespielt. Und Seehofer hat immer den 
Brunnen gemacht. Und dabei „Maut!“ 
gequakt. Und Prinzessin Angela, die 
schließlich ihre goldene Krone wie¬ 
der haben wollte, musste dazu „Ja und 


schaft (GEW): „Die PISA-Studien 
stellen dem deutschen Schulsystem 
kein gutes Zeugnis aus: Das Leistungs¬ 
niveau der 15-jährigen Schüler ist in¬ 
ternational nur Mittelmaß, die soziale 
Selektion ist aber immens.“ Das noch 
größere Problem: Schüler mit Migra¬ 
tionshintergrund schneiden deutlich 
schlechter ab. Sie haben in Mathematik 
einen Wissensrückstand von 1,5 Schul¬ 
jahren. Gleichwohl: 82 Prozent aller 
Schüler erreichen in Mathematik das 
„Kompetenzniveau Zwei“ und haben 
damit die Basis, um „voll am Leben ei¬ 
ner modernen Gesellschaft teilzuneh¬ 
men.“ Die Leistungssteigerung in zehn 
Jahren beträgt vier Prozent. Das wird 
als Verbesserung gesehen. 

Ein Vergleich zu den sozialen Hinter¬ 
gründen: In Deutschland erreichen sie¬ 
ben Prozent der Schüler aus schwieri¬ 
gen sozialen und wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen in Mathematik sehr gute 
Ergebnisse. In Hongkong sind es 13 
Prozent. Zweifel bleiben allerdings hin- 


Amen“ sagen. Und die Kröte „flächen¬ 
deckenden Mindestlohn“ schlucken, 
die irgendwann kommen soll - wobei 
sie garantiert, wie die Prinzessin im 
Märchen, annimmt, dass „irgendwann“ 
zu nirgendwann wird. Und „flächende¬ 
ckend“ auch nicht heißt überall. 

Das darf natürlich noch nicht öffent¬ 
lich werden, weil die SPD ja noch ihre 
Mitglieder dazu bringen muss, diesem 


Wer braucht schon eine eigene 
Partei, wenn doch alles bei Mutti 
so gut aufgehoben ist. In der 
Gemarkung Merkel. 


Vertrag zuzustimmen. Einige meinen 
ja, wenn die SPD da zustimmt, ist sie 
tot. Das glaube ich nicht. Denn das hie¬ 
ße ja, sie wäre jetzt lebendig ... Und 
wer braucht schon eine eigene Partei, 
wenn doch alles bei Mutti so gut auf¬ 
gehoben ist. In der Gemarkung Merkel. 
Und mit 80 Prozent Mehrheit im Bun¬ 
destag. Da können ganz fix Verfas¬ 
sungsänderungen durchgebracht wer¬ 
den, oder Wahlkreise neu aufgeteilt, der 
Bundestag verkleinert werden, der Fö¬ 
deralismus abgeschafft und eine Steu¬ 
erreform durchgebracht werden - aber 
was macht C-S-P-D-U? Mütterrente 
und PKW-Maut für Autos mit Migrati¬ 
onshintergrund! Und der Klimawandel 
schreitet voran, die Flüchtlingsströme 


sichtlich der Verschulung des Lebens 
bei den jungen Menschen in Hongkong 
und deren Ausrichtung auf Auswendig¬ 
lernen bei gleichzeitig fehlender Erzie¬ 
hung zu Kreativität und Phantasie. 

Es gibt Kritik - nicht nur am Schulwe¬ 
sen in der Wirtschaftsmetropole, son¬ 
dern am Sinn von PISA insgesamt. Ge¬ 
nerell wird bemängelt, dass PISA dar¬ 
auf abzielt, Kenntnisse abzufragen, die 
direkt der Verwertung in der Praxis die¬ 
nen. Spötter bewerten diese Wissensan¬ 
sammlung mit Blick auf die Schule auch 
als eine Form von Bulimie: Wissen wird 
gezielt für die Prüfung „gefressen“, ohne 
weitere Zusammenhänge zu beachten, 
und bei der Prüfung „ausgekotzt“. Da¬ 
nach ist es nicht mehr von Bedeutung, 
denn die Note wurde abschließend er¬ 
teilt. Das mag alle Betriebswirtschaftler 
freuen. Aber mit Bildung im Verständ¬ 
nis von Humboldt, einem marxistischen 
Bildungsbegriff oder dem „Gesetz über 
das einheitliche sozialistische Bildungs¬ 
system“ hat diese Praxis nichts zu tun. 


reißen nicht ab, im Mittelmeer schwim¬ 
men die Leichen, in Südeuropa bekom¬ 
men Jugendliche keinen Arbeitsplatz 
mehr, alle werden abgehört, Afghanis¬ 
tan bleibt besetzt, in Pakistan lassen die 
USA morden per Drohnen, auf Guan- 
tanamo leiden weiter Unschuldige in 
Käfigen, Japan erwartet weitere GAUs, 
die Meere verrotten in Plastiktüten, 
und was dergleichen Nebensächlich¬ 
keiten so sind - aber in Deutschland 
diskutiert man über eine Maut. 

Herr, lass Hirn regnen! 

★ 

In Thailand und in der Ukraine gehen 
zigtausende auf die Straße, blockieren 
Ministerien und attackieren gewählte 
Regierungen - wer organisiert das ei¬ 
gentlich? Die ganzen Fahnen und Laut¬ 
sprecher und Busse und und und ...? 
Und warum geht bei uns so etwas 
nicht? Gegen die Atomenergie ha¬ 
ben sechzehntausend demonstriert 
am 30.11., immerhin. Aber Fukushima 
liegt schon wieder so weit zurück und 
weg, dass die Bürger sich zurückleh¬ 
nen und die Regierung machen lassen. 
Und die Konzerne nutzen die Apa¬ 
thie der Bürger und ihre guten Verbin¬ 
dungen zur Regierung und verteuern 
die Energie so lange, bis alles schreit: 
„Wir wollen wieder den billigen Atom¬ 
strom!“ Dabei sind die Energiepreise 
an der Strombörse in den Keller ge¬ 
fallen. Aber schließlich muss verdient 


Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, 
in einer Stellungnahme: „Wenn einer 
der reichsten Staaten dieser Welt bei 
dem Vergleichstest nicht in der Spitzen¬ 
gruppe zu finden ist, die seinem öko¬ 
nomischen Stellenwert entspricht, dann 
liegt eine Schieflage vor. Wenn wir die¬ 
se Zahlen genauer betrachten, wird 
deutlich, wer in dieser Gesellschaft be¬ 
sonders benachteiligt ist: Das sind Teile 
der Arbeiterklasse. 

Dazu stellen wir fest: Diese Benach¬ 
teiligung wird so lange von der herr¬ 
schenden Klasse aufrechterhalten, wie 
es dem System nützt. Immer noch gilt 
in Deutschland die zuspitzende Formel: 
In der Rüstung sind sie fix; in der Bil¬ 
dung tun sie nix! 

Allein mit guten pädagogischen Ver¬ 
besserungen im Unterricht lässt sich 
dieses Verhältnis nicht ändern. Das 
wird aktuell durch den Koalitionsver¬ 
trag wieder einmal bestätigt.“ 

Uwe Koopmann 


werden! In dieser Wirtschaft, die tötet. 
Herr, lass Hirn regnen! 

★ 

Die iranische Regierung feiert es als 
Sieg, dass der Westen dem Iran die 
friedliche Nutzung der Atomkraft zu¬ 
gesteht - ist das ein Erfolg für die Zu¬ 
kunft der Menschheit? Immerhin wird 
jetzt nicht mehr von vorneherein davon 
ausgegangen, dass die Mullahs böse sind 
und uns vernichten wollen - bisher wa¬ 
ren deshalb Verhandlungen ja gar nicht 
erst sinnvoll. Dass auch mit Syrien ver¬ 
handelt werden soll, ist auch ein Hoff¬ 
nungsschimmer - immerhin scheint 
nun akzeptiert, dass Verhandlungen 
notwendig sind, weil man mit Gewalt 
nicht so schnell weiterkommt, wie das 
gedacht war. Die sogenannten Rebellen 
in Syrien zerfleischen sich inzwischen 
untereinander und sind ihrem Ziel, dem 
Sturz von Assad, noch nicht näher ge¬ 
kommen. Und die Bevölkerung geht in 
den zweiten Kriegswinter in Ruinen und 
unter Beschuss. Herr, lass Hirn regnen! 

★ 

Gibt es eigentlich nichts Gutes zu be¬ 
richten aus diesem traurigen Monat 
November? Doch: Mitten im alles ver¬ 
wüstenden Taifun über den Philippinen 
wurde ein Baby geboren und bekam 
den Namen „Joy“, Freude. Ja, tut mir 
leid, Besseres habe ich diesmal nicht zu 
berichten. Herr, lass Freude regnen, wir 
brauchen sie! 


Herr, lass Hirn regnen! 

Das war der November 2013 • Von Jane Zahn 










m unsere zeit 


D ie FDP sei „inhaltlich und per¬ 
sonell am Boden“ kommentier¬ 
te der Politikwissenschaftler Os¬ 
kar Niedermayer den Parteitag, der am 
Wochenende in Berlin stattfand. „Der 
politische Liberalismus ist längst bei 
anderen Parteien wie den Grünen, der 
CDU und den Piraten zu Hause“ 

Die FDP hat 78 Tage gebraucht, um 
sich aus der Schockstarre zu lösen. 
Denn am 22. September bescherten die 
Wählerinnen und Wähler dieser Partei 
den „bittersten Wahlabend“ ihrer Ge¬ 
schichte - so FDP-Chef Rösler in sei¬ 
ner Abschiedsrede. Sie flog mit Kara¬ 
cho aus dem Bundestag und regiert ge¬ 
genwärtig nur noch in Sachsen in einer 
Landesregierung mit. So stand der ers¬ 
te Teil des Parteitags ganz im Zeichen 


Ursache endlich gefunden! 

„Es gab in Teilen der 
Öffentlichkeit eine 
Vernichtungssehnsucht gegen uns 
und gegen mich persönlich,“ 
Rainer Brüderle 


der Trauerarbeit. „Wir sind ganz unten 
angekommen“, meinte der bayerische 
FDP-Vorsitzende. „Wir haben die Wah¬ 
len verloren, und zwar granatenmäßig“. 
Fast 3,8 Millionen Wählerstimmen wur¬ 
den verloren, weil sie „viel versprochen 
und nichts davon umgesetzt haben“ - 
so sehen es, wie die Meinungsforscher 
von Infratest ermittelten, 90 Prozent 
ihrer früheren Anhänger. Die Wäh¬ 
lerinnen und Wähler hatten die Nase 
von der FDP gestrichen voll. Und: Mit 
Zahlen belegt Infratest, dass Hundert¬ 
tausende ehemalige FDP-Stimmen an 
andere Parteien verloren wurden - 
460 000 FDP-Wähler wären gar nicht 
zur Wahl gegangen - und somit nicht 
etwa die „Alternative für Deutschland“ 


Der 20. Friedensratschlag in Kassel fand 
unter dem Motto statt „100 Jahre Welt¬ 
kriege - kalter Krieg - „Krieg gegen den 
Terror“ Umbrüche und Kontinuität. 
Den Auftakt bildete ein Kulturabend 
im Cafe Oase mit Texten und Liedern 
von Brecht, Tucholsky, Karl Kraus und 
anderen. Am nächsten Tag bei der Er¬ 
öffnung durch Dr. Peter Strutynski, 
AG Friedensforschung der Uni Kas¬ 
sel, drängten sich trotz Sturm „Xaver“ 
350 Friedensaktivistinnen aus Deutsch¬ 
land, Österreich und der Schweiz in der 
Aula der Universität Kassel. Danach 
folgten zwei Tage dicht gedrängt mit 
Plenumsvorträgen, zeitgleichen Foren 
und Workshops. Die Themen spannten 
sich von Afghanistan nach Abzug der 
NATO, Iran und das Atomprogramm, 
deutsche Rüstungsexporte, Rüstungs¬ 
konversion, Luftstützpunkt Kalkar, Pa¬ 
lästina-Konflikt, das Flüchtlingsdrama 
vor Lampedusa, Wettlauf um die letzten 
Ressourcen, Krieg in Syrien, Privatisie¬ 
rung des Krieges, Mali, die Militarisie¬ 
rung der Universitäten bis zum Einsatz 
von Drohnen. Leider fielen auch eini¬ 
ge Foren aus, da wichtige Referenten 
erkrankt waren wie Prof. Dr. Norman 
Paech, Dr. Eberhard Crome (Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung), Regina Hagen (Re¬ 
dakteurin von „Wissenschaft & Frie¬ 
den“) und Rainer Rupp, Journalist und 
Geheimdienstexperte. 

Besonders hervorzuheben aus den gan¬ 
zen Foren sind zwei Beiträge: der Ple¬ 
numsvortrag „Die Ideen von 1914 - zu 
den Hintergründen und Besonderhei¬ 
ten des deutschen Militarismus“ von Dr. 
Detlef Bald, München, und das Forum 
„Brauchen wir mehr oder weniger EU- 
Europa?“ mit Sabine Lösing MdEP und 
Leo Mayer isw München. 

Dr. Bald setzte sich mit der unheiligen 
Allianz von Militär, Kaiser und Kirche 
vor 1914 auseinander, dem I. Weltkrieg 
von 1914-1918, dem eine unglaubliche 
Hochstilisierung preußischer Tugen¬ 
den „im Krieg wird der Mann erst zum 
Manne“, der absoluten deutschen Über¬ 
legenheit ä la „am deutschen Wesen 
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Suche nach einem Gebrauchswert 

FDP will mit „der Machete und dem Florett“ kämpfen 


das Desaster der FDP ausgelöst habe, 
sondern die Liberalen selbst. 

Mit ungewohnt selbstkritischen Tö¬ 
nen begann der Parteitag. Da stand 
der scheidende FDP-Chef Rösler am 
Rednerpult und nahm zwar Schuld für 


das Debakel auf sich, aber verwies zu 
Recht auch auf andere. „Ich hätte mich 
über ein bisschen mehr Unterstützung 
im ganzen Team gefreut ... Mir ist es 
nicht gelungen, aus den unterschiedli¬ 
chen Charakteren ein starkes Team zu 
machen.“ Die inhaltlichen Ursachen für 
die Schlappe bei der BTW seien aber 
bereits vor seiner Wahl zum FDP-Vor¬ 
sitzenden 2011 zu suchen, analysier¬ 
te er. Die Partei habe sich mit dem 
Versprechen auf Steuersenkungen zu 
sehr auf ein Thema reduziert. „Das 
ist zu wenig für eine liberale Partei in 
Deutschland. Liberalismus ist mehr als 


nur ein Thema.“ Doch von demjenigen, 
der diesen Absturz eingeleitet hatte, 
war bisher nichts zu hören. Westerwel¬ 
le schweigt. 

Der andere Großsprecher, Brüderle, 
sagte, der Bundestagswahlkampf wäre 


von Hass und Häme begleitet gewesen 
und hätten der FDP das Leben schwer 
gemacht. Über die Ursachen schwieg er 
sich aus. „Es gab in Teilen der Öffent¬ 
lichkeit eine Vernichtungssehnsucht 
gegen uns und gegen mich persönlich.“ 
Durchstechereien und Indiskretionen 
hätten der Partei geschadet. Die in den 
letzten Tagen vor den Wahlen von ihm 
durchgesetzte Zuspitzung, die Zweit¬ 
stimmenkampagne, sei ein Fehler ge¬ 
wesen. Die Hoffnung, von der CDU/ 
CSU Stimmen zu bekommen, hat den 
jähen Absturz nicht verhindern kön¬ 
nen. Erstmals seit 1949 ist die FDP 


nicht mehr im Bundestag. Daher sprach 
der Generalsekretär Döring vom „Ver¬ 
sagen der gesamten FDP-Führung“. 
Logische Konsequenz: Rücktritt der 
gesamten Führungsmannschaft. Der 
Politologe Holtmann warnte jedoch: 
„Es reicht jetzt nicht, personelle Kon¬ 
sequenzen zu ziehen. Dass Spitzenkan¬ 
didat Brüderle und Parteichef Rösler 
nach dem Desaster zurücktreten, ist 
mehr als verständlich. Aber die Partei 
muss nichts Geringeres schaffen, als 
sich neu zu erfinden und ihren Platz 
im Parteiensystem wieder neu suchen.“ 
Die Suche nach einem Gebrauchswert 
der FDP in den kommenden Jahren 
hat in Berlin begonnen, gefunden wur¬ 
de außer fetten Sprüchen nichts. Ge¬ 
funden wurde hingegen mit Christian 
Lindner, der 2011 als FDP-Generalse- 
kretär schmählich Rösler in Berlin im 
Stich ließ, ein neuer Parteivorsitzen¬ 
der. „Da ist sonst niemand, der diesen 
Karren derzeit aus dem Dreck ziehen 
könnte“, kommentierte die „Tages¬ 
schau“. Lindner will mit der „Machete 
und dem Florett“ für den Aufbruch der 
FDP kämpfen. Zu einem stellvertreten¬ 
den Vorsitzenden wurde mit bestem 
Stimmenergebnis Wolfgang Kubicki 
aus Kiel gewählt, der übrigens schon 
dem jetzt abgetretenen Präsidium an¬ 
gehörte. Er gab in einem Interview zu 
verstehen: „Christian Linder und ich 
sind jetzt sozusagen die Trümmerfrau¬ 
en der FDE‘ 

Lindner selbst wurde nach seiner Be¬ 
werbungsrede und seinem „Grund¬ 
satzreferat“ mangels Besserem gefei¬ 
ert. „Die Trauerarbeit ist zu Ende“, er¬ 
klärte er. Die FDP stelle sich nun vom 
Fundament neu auf. 

Ob das reichen wird, um der FDP zu 
einem neuen Aufbruch zu verhelfen, 
daran zweifeln politische Beobachter 
und selbst die Medienvertreterinnen 


und -Vertreter, die diesen FDP-Partei- 
tag aufmerksam verfolgten, auch die, 
die dieser Partei wohlgesonnen sind. In 
den Medien wurde der FDP eine Be¬ 
achtung geschenkt, die sonst anderen 
nicht im Bundestag vertretenen Partei¬ 
en rigoros verwehrt wird. Schafft Lind¬ 
ner die Rückkehr der FDP auf die po¬ 
litische Bühne?, wurde Politologe Nie¬ 
dermayer nach dem Parteitag gefragt. 
„Wenn dazu jemand derzeit in der Lage 
ist, dann er“, antwortete er. „Aber Lind¬ 
ner wird es extrem schwer haben.“ Un¬ 
klar sei auch, ob er bis 2017 durchhalte. 

RolfPriemer 


Botschaften des 
Vorsitzenden Lindner 

★ Wichtig ist mir eine faire Ordnung 
für den freien Markt. 

★ Die FDP steht für Soziale Markt¬ 
wirtschaft, Bürgerrechte und ein to¬ 
lerantes Gesellschaftsmodell. Das 
zusammen ist unsere einzigartige 
politische DNA. 

★ Die FDP soll nicht länger die Partei 
der Besserverdienenden sein. 

★ Die FDP ist so eigenständig und 
unabhängig wie niemals zuvor in ih¬ 
rer Geschichte. 

★ Wir brauchen keine Leihstimmen, 
wir brauchen Überzeugungstäter 
für die liberale Politik. 

★ Die Mission ist klar: Wir kämpfen 
dafür, dass Millionen Menschen, die 
den Staat als Partner, nicht als Vor¬ 
mund brauchen, im Jahre 2017 wie¬ 
der eine liberale Stimme im Parla¬ 
ment haben. 

★ Die FDP muss nicht fürchten, be¬ 
kämpft zu werden für das, wofür wir 
stehen. Die FDP muss nur befürch¬ 
ten, für nichts zu stehen. 



Ein Mitglied der Partei „Die Partei“ mit Plakat „Ostrenten senken“ im FDP-Design 
bei einer FDP-Wahlkampfveranstaltung mit Rainer Brüderle. 


„Xaver“ hielt keinen auf 

350 Teilnehmer drängten sich beim 20. Friedensratschlag 



Kaiser und Vaterland“ voranging. Die 
deutschen Kriegsherren träumten von 
einer Weltmacht, die sich in Europa weit 
nach Westen und Osten und in Afrika 
über die bisherigen Kolonien ausdeh¬ 
nen sollte. Es herrschte eine unglaubli¬ 
che Kriegsbegeisterung und viele junge 
Männer zogen freiwillig und mit Freu¬ 
den in einen Krieg, in dem sie dreckig 
und blutig im Schützengraben neben 
französischen und englischen Solda¬ 
ten verreckten. Am 1. August hatte das 
Deutsche Reich Russland den Krieg er¬ 
klärt. Erhalten ist die Aussage des bri¬ 
tischen Außenministers Edward Grey, 
den angesichts der weltpolitischen Lage 
düstere Vorahnungen befielen: „In ganz 
Europa gehen die Lichter aus, wir wer¬ 
den es nicht mehr erleben, dass sie wie¬ 
der angezündet werden“. Der Grund für 
Greys Prophezeiung: Der Erste Welt¬ 
krieg, die „Urkatastrophe des 20. Jahr¬ 
hunderts“ hatte begonnen. 600 000 Tote 


in fünf Monaten und am Ende waren 
es insgesamt über 20 Millionen. Die Le¬ 
bensmittel wurden rationiert und die 
Schulen zu Lazaretten umgewandelt. 
Statt Aufstieg kam der Fall und ruinierte 
Sieger wie Besiegte. Das war das Ende 
des alten Europa, alle Ländergrenzen 
wurden danach neu gezogen und die 
USA entwickelten sich zur Großmacht. 
Was Dr. Bald nicht erwähnte, dass es 
außer Bertha von Suttner noch andere 
kritische Stimmen gegen den Krieg gab: 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, 
und es gab Parlamentsabgeordnete, die 
sich an die Beschlüsse der II. Internati¬ 
onalen hielten und den Kriegskrediten 
nicht zustimmten, wie Liebknecht im 
Reichstag und die Bolschewiken in der 
Duma. Die Linken spalteten sich von 
der Sozialdemokratie ab und gründe¬ 
ten in vielen Ländern kommunistische 
Parteien. 

Ein sehr gut besuchtes Forum war: 
„Brauchen wir mehr oder weniger EU- 


Europa?“ mit Leo Mayer isw Mün¬ 
chen und Sabine Lösing MdEP unter 
der Moderation von Willy van Ooyen 
Frankfurt. Sabine Lösing, Mitglied der 
Fraktion GUE/NGL (Vereinigte Euro¬ 
päische Linke/Nordische Grüne Linke) 
und Mitglied im Ausschuss für auswär¬ 
tige Angelegenheiten und im Unter¬ 
ausschuss für Sicherheit und Verteidi¬ 
gung im Europäischen Parlament, in¬ 
formierte über die Absichten der EU 
sich als eigenständige Militärmacht zu 
etablieren. 60 000 Soldaten sind bereits 
jederzeit einsetzbar - der gescheiterte 
Verfassungsentwurf zeigte deutlich, wo 
die größte Lobby in Brüssel sitzt. Am 
19./20. Dezember wird sich in Brüssel 
ein EU-Gipfel vor allem mit der „Si¬ 
cherheitspolitik“ beschäftigen, weil, 
wie sich die EU-Außenbeauftragte Ca¬ 
therine Ashton beklagt, die europäi¬ 
schen Länder immer weniger für die 
Rüstung ausgeben würden - oder ist es 
vielleicht die Sorge, dass die wachsen¬ 
de Jugendarbeitslosigkeit zu sozialen 
Unruhen führen könnte? Beim Ausbau 
des Militär-Industrie-Komplexes und 
mehr Machtpolitik bei gleichzeitigem 
Abbau demokratischer Kontrolle ist 
die Frage nach mehr EU (die sich nur 
noch als neoliberalistischer Militärblock 
versteht) eindeutig mit NEIN zu beant¬ 
worten. 

Leo Mayer ging die Frage aus Sicht der 
außerparlamentarischen Opposition in 
der EU an, die sich seit 20 Jahren entwi¬ 
ckelt hat in den Sozialforen, in den Anti- 
EU-Gipfel- und Antiglobalisierungsbe¬ 
wegungen wie z.B. Attac, in zahllosen 
national und europäisch vernetzten Ein- 
Punkt-Bewegungen und einzelne Ge¬ 
werkschaftsorganisationen wie FIOM, 
ver.di und der EGB. Sie wehren sich 
gegen EU-Beschlüsse und entwickeln 
Alternativen. 

Im Europäischen Parlament hat sich 
aus verschiedenen Parteien eine Frak¬ 
tion gebildet: GUE/NGL (Vereinigte 
Europäische Linke/Nordische Grüne 
Linke) mit z.Zt. 35 Abgeordneten. 23 
dieser Abgeordneten gehören auch der 


Partei „Europäische Linke“ EL an, die 
sich heute bereits aus 40 grünen, linken, 
sozialistischen und kommunistischen 
Parteien Europas zusammensetzt. Vor¬ 
sitzender der EL ist Pierre Laurent von 
der FKP und am kommenden Parteitag 
im Dezember wird ein neues Programm 
verabschiedet. Die DKP gehört seit ih¬ 
rem vom Parteivorstand beschlossenen 
Antrag auf Mitgliedschaft mit Beob¬ 
achterstatus der EL an und war bis zum 
20. Parteitag durch Leo Mayer und Bet¬ 
tina Jürgensen im Vorstand vertreten. 
Nationale Regierungen werden durch 
den „Fiskalpakt“ und andere EU-Ver¬ 
einbarungen geknebelt, könnten also 
nur durch einen Austritt aus der EU et¬ 
was an ihrer Lage verändern. Die Fra¬ 
ge, die sich stellt: Wäre der Austritt eines 
einzelnen Staates aus der EU eine linke 
Lösung oder ein reaktionärer Akt? An- 

Einige von vielen Themen: 


Afghanistan nach Abzug 
der NATO, Iran und 
das Atomprogramm, 
deutsche Rüstungsexporte, 
Rüstungskonversion, 
Luftstützpunkt Kalkar, Palästina- 
Konflikt, das Flüchtlingsdrama 
vor Lampedusa, Wettlauf um 
die letzten Ressourcen, Krieg in 
Syrien bis zur Militarisierung der 
Universitäten und der Einsatz von 
Drohnen. 


ders gefragt: Wäre ein einzelner Staat in 
der Lage und Willens, seine wirtschaftli¬ 
chen und sozialen Probleme allein und 
im Interesse der Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung zu lösen? Sozialistische Länder 
wie in der Vergangenheit, die eine alter¬ 
native Entwicklung ermöglicht hätten, 
gibt es nicht mehr. Die Gefahr einer re¬ 
aktionären Einzelstaaten-Lösung mit 
reaktionären „Sonderwegen“ ist real. 
Die Rechtspopulisten sind in einzelnen 
Staaten schon sehr stark geworden und 
schmieden im Hinblick auf die EU- 
Wahlen Bündnisse. Irene Lang 
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Portugals Reiche 
gedeihen beim Sparkurs 

Das Vermögen der 25 reichsten Leute 
in Portugal hat sich im zurückliegen¬ 
den Jahr um 16 Prozent vergrößert, 
während gleichzeitig die Zahl derjeni¬ 
gen, die unter der offiziellen Armuts¬ 
grenze leben müssen, auf 18 Prozent 
angewachsen ist. Das ergibt sich aus 
der jüngsten Auflistung des brasiliani¬ 
schen Wirtschaftsmagazins „Exame“, 
das auf derartige Themen spezialisiert 
ist. Der reichste Portugiese ist derzeit 
Americo Amorim, Ölmagnat und welt¬ 
größter Korkproduzent. Er hat sein 
Vermögen innerhalb dieses Jahres auf 
nunmehr 4,5 Milliarden Euro verdop¬ 
pelt. Auf dem zweiten Platz folgt der 
Lebensmittelgroßhändler Alexandre 
Soares dos Santos mit 2,2 Milliarden 
Euro. 

Derweil führt die „rechtsliberale“ Re¬ 
gierung Coelho den per EU-Diktat er¬ 
zwungenen rigorosen Sparkurs gegen 
Arbeitende, Arbeitslose und Rentner 
mit Nachdruck weiter. Die Beschäftig¬ 
ten der öffentlichen Dienste mussten 
Gehaltskürzungen zwischen 2,5 und 
12 % hinnehmen, nachdem ihnen zu¬ 
vor schon die Rentenansprüche ge¬ 
stutzt worden waren. Die Arbeitslo¬ 
senunterstützung (bei einer offiziel¬ 
len Arbeitslosenquote von fast 20%) 
wurde ebenfalls gekürzt, während die 
Mehrwertsteuer um 2 % erhöht wurde. 


Kollektiv gegen TAFTA gebildet 

Ein gutes Dutzend französische Bür¬ 
gervereinigungen, Gewerkschaften, 
politische Parteien und Umweltorga¬ 
nisationen haben am 3. Dezember in 
Paris ein „Kollektiv gegen die Schaf¬ 
fung einer transatlantischen Freihan¬ 
delszone“ (TAFTA) gebildet, um eine 
gemeinsame Kampagne „Nein zum 
transatlantischen Großmarkt“ gegen 
die seit Sommer im Gang befindlichen 
Verhandlungen zwischen EU und USA 
zu führen. Zu den Initiatoren gehören 
Attac France, die Parteien der Links¬ 
front, darunter die PCF, die Grünen, 
die „Neue Antikapitalistische Partei“, 
die Gewerkschaftsbünde CGT, FSU 
und Solidaire Zoll sowie die Bauern¬ 
konföderation und das Kollektiv gegen 
Schiefergas-Fracking. 

Aurelie Trouve von Attac erklärte bei 
der Präsentation der Vereinigung, sie 
halte es nicht für illusorisch, das Ab¬ 
kommen verhindern zu können, wenn 
sich eine entsprechende Öffentlich¬ 
keit herausbildet. Ein ähnliches Ab¬ 
kommen, nämlich das „Multilaterale 
Investitionsabkommen“ (MAI), war 
im Juli 2012 von einer Mehrheit im 
EU-Parlament abgelehnt worden. Mit 
dem TAFTA-Abkommen würde ein 
„Sturmangriff der Multis“ eröffnet, 
um alles dem Markt auszuliefern, was 
ihm derzeit noch nicht völlig unter¬ 
worfen ist, besonders die öffentlichen 
Dienste und öffentlichen Aufträge. Un¬ 
ter dem Vorwand der Beseitigung von 
Hindernissen für den „freien Handel“ 
ziele das geplante Abkommen darauf, 
die in den EU-Staaten noch bestehen¬ 
den Systeme der sozialen Absicherung 
oder auch staatlich festgesetzte Min¬ 
destlöhne als „Handelshindernisse“ 
angreifbar zu machen. 


Mehrheit für Chavistas 

Bei den Kommunalwahlen in Venezu¬ 
ela haben die Vereinigte Sozialistische 
Partei (PSUV) und der von ihr geführ¬ 
te Große Patriotische Pol (GPP) die 
Mehrheit der örtlichen Regierungen 
in den Bezirken sowie landesweit eine 
klare Mehrheit der Stimmen gewon¬ 
nen. Allerdings gingen mehrere wich¬ 
tige Städte wie der Hauptstadtdist¬ 
rikt Caracas, Maracaibo, Valencia und 
Barinas an die Opposition. Laut dem 
Nationalen Wahlrat (CNE) erhielten 
die PSUV und von ihr unterstützte 
Bündnislisten gut 5,1 Millionen Stim¬ 
men, was 49,24 Prozent entspricht. Die 
Rechtsallianz MUD erreichte 4,4 Mil¬ 
lionen Stimmen bzw. 42,72 Prozent. 
Sonstige kamen 834 000 Stimmen auf 
8,03 Prozent. Die Kommunistische Par¬ 
tei Venezuelas (PCV) hatte nur dort ei¬ 
gene Kandidaten aufgestellt, wo keine 
Vereinbarung mit der PSUV erreicht 
wurde. Trotzdem gewann sie landes¬ 
weit 1,6 Prozent der Stimmen. 


Schlechte Aussichten für „Genf II" 

Die „bewaffnete Opposition“ Syriens ist vor Verhandlungen gespalten 


D er Krieg in Syrien, der als in¬ 
nersyrischer Konflikt im März 
2011 angefangen hatte, wurde 
durch regionales und internationales 
Eingreifen zum Stellvertreterkrieg. 
Erst im Frühjahr 2013 war Washing¬ 
ton auf den Verhandlungskurs Mos¬ 
kaus eingeschwenkt. Ein weiteres hal¬ 
bes Jahr dauerte es, bis auch die Regio¬ 
nalmächte Iran, Türkei, Saudi Arabien 
und Katar einer Verhandlungslösung 
zustimmten. Entsprechend ihren inter¬ 
nationalen und regionalen Unterstüt¬ 
zern positionierten sich die syrischen 
Kontrahenten. Die syrische Regierung 
stellte bereits im Frühjahr ihre Delega¬ 
tion zusammen und folgte dabei dem 
Rat aus Moskau und Teheran. Schwie¬ 
riger gestaltet sich die Formierung ei¬ 
ner Delegation der Opposition, weil 
diese in eine unübersichtliche Zahl 
von Gruppen und Fraktionen, mit und 
ohne Waffen, gespalten ist. 

Unklar ist weiterhin, wie mit den ver¬ 
schiedenen bewaffneten Gruppen um¬ 
gegangen werden soll. Eine neue Al¬ 
lianz islamistischer Kampfverbände 
schloss sich kürzlich zur „Islamischen 
Front“ zusammen und erklärte ihre 
Ablehnung jeglicher Verhandlungen. 
Ihr Ziel ist die Errichtung eines Kali¬ 
fats in Syrien und im Irak. Finanziert 
werden diese Gruppen von Saudi-Ara¬ 
bien und Katar. Die Türkei lässt sie un¬ 
gehindert die Grenze nach Syrien pas¬ 
sieren, Geheimdienste der „Freunde 
Syriens“, einem westlichen Bündnis 
um die USA, liefern logistische Hilfe 
und Aufklärung. 

Hinter den Kulissen haben die Ver¬ 
handlungen der offiziell noch zerstrit¬ 
tenen Parteien bereits begonnen. Der 
deutsche Publizist Jürgen Todenhöfer 


trug mehrfach Briefe des syrischen 
Präsidenten Bashar al-Assad über 
Berlin nach Washington, der Präsi¬ 
dent selber ermunterte in einem Spie¬ 
gel-Interview die Bundesregierung zu 
vermitteln. Hochrangige syrische Po¬ 
litiker verhandelten in Moskau und 
Teheran, Vertreter bewaffneter und 
nicht-bewaffneter Oppositionsgrup¬ 
pen diskutieren in Genf und Moskau 
darüber, wer die Opposition wie und 
mit welchen Forderungen in Genf ver¬ 
treten kann. 

Ahmed Jarba, der Vorsitzende der Na¬ 
tionalen Koalition der „bewaffneten 
Opposition“, kurz Etilaf, wird nach lan¬ 
gem Widerstand nach Moskau reisen. 
Er sei vom russischen Außenminister 
Sergej Lawrow eingeladen worden und 
wolle die Einladung wahrnehmen, um 
Russland davon zu überzeugen, dass 
russische „Interessen in der Unter¬ 
stützung des syrischen Volkes, nicht des 
Regimes“ lägen. Die Nationale Koali¬ 
tion will an den Genf-II Gesprächen 
teilnehmen, hat dafür allerdings Be¬ 
dingungen gestellt. So soll Assad keine 
Rolle mehr in der politischen Zukunft 
Syriens spielen, Gefangene müssten 
freigelassen und humanitäre Korrido¬ 
re eingerichtet werden. Jarba und seine 
Gruppe wird von den „Freunden Syri¬ 
ens“ unterstützt, westliche und Golf¬ 
staaten helfen der Koalition mit Geld, 
Waffen und Logistik. 

Vertreter der Kerngruppe der „Freun¬ 
de Syriens“, die so genannten „London 
11“ Staaten, trafen sich kürzlich mit 
Vertretern bewaffneter Gruppen in 
der Türkei, um deren Bereitschaft für 
eine politische Lösung zu testen. Der 
Oberkommandierende der „Freien 
Syrischen Armee“ (FSA), General Se- 


lim Idriss, machte klar, dass man wei¬ 
ter kämpfen werde, selbst wenn es zu 
den Gesprächen in Genf käme. Dafür 
brauche man mehr und bessere Waf¬ 
fen und Munition, der Kampf werde 
auf dem Schlachtfeld entschieden. Der 
UN-Diplomat Mokhtar Lamani, der in 
Syrien die Gespräche für Genf vorbe¬ 
reitet, spricht von Hunderten bewaff¬ 
neter Gruppen in Syrien, die sich auch 
gegenseitig bekämpfen. 

Deutschland, das ebenfalls zu den 
„London 11“ gehört, hat die Verwal¬ 
tung eines großzügigen Wiederaufbau¬ 
fonds für die Jarba-Gruppe (Etilaf) 
übernommen. 10 Millionen Euro hat 
Berlin bereits eingezahlt, der von der 
Kreditbank für Wiederaufbau verwal¬ 
tet wird. Das Geld ist ausschließlich 
für die Unterstützung einer Exilre¬ 
gierung der Jarba-Gruppe gedacht so¬ 
wie für den Wiederaufbau in den von 
dieser „befreiten Gebieten“ im Nor¬ 
den Syriens. Die Summe entspricht in 
etwa dem, was die Bundesregierung 
(2012/13) für die humanitäre Arbeit 
des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) 
in Syrien zur Verfügung gestellt hat. 
Man habe sich mit den „London 11“ 
darauf geeinigt, dass die Genf-II- 
Gespräche „begrenzt“ werden müs¬ 
sen, erklärte Jarba. Man werde eine 
„Übergangsregierung mit den präsi¬ 
dialen Exekutivgewalten über die Si¬ 
cherheitskräfte, die Armee, die Ge¬ 
heimdienste und die Justiz“ bilden. 
Ein Kollege von Jarba, der ehemalige 
Kommunist George Sabra, erklärte 
derweil, seine Fraktion, der Syrische 
Nationalrat, werde erst im Dezember 
über eine Teilnahme an Genf II ent¬ 
scheiden. Er glaube nicht an einen Er¬ 
folg der Konferenz. 


Konstruktiver gehen die Oppositio¬ 
nellen die Genf-II-Gespräche an, die 
von Seiten der Jarba-Gruppe und der 
„London 11“ dort gar nicht teilnehmen 
sollen. Das Nationale Koordinations¬ 
komitee für Demokratischen Wandel 
(NCC) fordert das sofortige Ende von 
Waffenlieferungen und einen Waffen¬ 
stillstand. Die Gruppe „Den Syrischen 
Staat aufbauen“ versucht, der innersy¬ 
rischen unbewaffneten Opposition Ge¬ 
hör zu verschaffen und die „Frauen für 
Demokratie in Syrien“ haben bereits 
einen Entwurf und Grundprinzipien 
für eine neue Verfassung vorgelegt. 
Die starke Partei der Demokratischen 
Union (PYD) unterstützt die Forde¬ 
rungen des NCC, will zusätzlich aber 
auch Grundrechte für die Kurden in 
Syrien erstreiten. 

Der Krieg geht derweil weiter. Vor we¬ 
nigen Tagen wurden Nonnen des Klos¬ 
ters Mar Thekla in Maalula von Auf¬ 
ständischen entführt, um im Gegen¬ 
zug die Freilassung von Gefangenen 
sowie den Abzug der Streitkräfte aus 
Gebieten zu erpressen, die bisher von 
den bewaffneten Gruppen kontrolliert 
wurden. 9 Millionen Menschen in Syri¬ 
en, mehr als ein Drittel der gesamten 
Bevölkerung, sind aus ihren Häusern 
vertrieben und auf Hilfe angewiesen. 
50 Prozent der Kinder gehen nicht 
mehr zur Schule. In einem UNO-Be- 
richt heißt es, dass in Syrien „ein laut¬ 
loser Krieg gegen die menschliche und 
wirtschaftliche Entwicklung des Lan¬ 
des“ geführt werde. Selbst wenn Ende 
Januar die Gespräche in Genf begin¬ 
nen, kann es bis zu 30 Jahre dauern, bis 
das Land sich von den Zerstörungen 
des Stellvertreterkrieges wieder erholt 
hat. Karin Leukefeld 


Kein Ende der turbulenten Zeiten 

Zu den Hintergründen der reaktionären Proteste in Thailand 



Seit Wochen prägen Die Demonstran 
ten das Bild der thailändischen Haupt¬ 
stadt. 


zu erlassen. Dieses Gesetzesvorhaben 
wurde zurückgezogen. Mit der Am¬ 
nestie sollte ein Schlussstrich unter die 
blutigen Ereignisse von 2010 gezogen 
werden, als wochenlang mehr als hun¬ 
derttausend „Rothemden“ gegen eine 
vom Militär eingesetzte Regierung de¬ 
monstrierten. Diese Massendemons¬ 
trationen wurden von der Armee zu¬ 
sammengeschossen, 90 Tote waren zu 
beklagen. Das geplante Amnestiege¬ 
setz war Ergebnis eines faulen Kom¬ 
promisses zwischen der Yingluck-Re- 
gierung und der hohen Militärführung. 
Diejenigen Generäle, die die brutalen 
Einsätze gegen die „Rothemden“ be¬ 
fohlen hatten, sollten straffrei ausge¬ 
hen. Als Gegenleistung hätte sich für 
Ex-Premier Thaksin Shinawatra als¬ 
bald die Möglichkeit ergeben, endlich 
nach Thailand zurückkehren zu können, 
ohne befürchten zu müssen, zu Hause 
für seine korrupte Amtsführung be¬ 
straft zu werden. Das Amnestiegesetz 
konnte die Regierung nicht durchset¬ 
zen. Insoweit hatte die Führung der 
„Gelbhemden“ recht, wenn sie die Mi- 


Kommt jetzt der Klassenkampf nach 
Thailand?, fragte die Bangkok Post 
unlängst sichtlich irritiert. Diese ban¬ 
ge Frage bezog sich auf die letzten 
Demonstrationen der „Gelbhemden“ 
in Bangkok. Sie stürmten einige Re¬ 
gierungsgebäude, lieferten sich Stra¬ 
ßenschlachten mit der Polizei und for¬ 
derten den sofortigen Rücktritt der 
Regierung unter Ministerpräsidentin 
Yingluck Shinawatra, einer Regierung, 
die in den letzten Wahlen mit Mehrheit 
gewählt worden war. 

Bei Zusammenstößen mit den Un¬ 
terstützern der Regierung, den „Rot 
hemden“, kam es zu mindestens vier 
Todesopfern. Unter den Bannern der 
„Gelbhemden“ versammeln sich vor 
allem Bangkoks Mittelschichten. Ver¬ 
eint sind sie in ihrem Hass auf Ex- 
Premier Thaksin Shinawatra. Der 
neureiche Provinzler hatte alle 
Wahlen seit 2001 gewonnen, bis 
er 2006 vom Militär weggeputscht 
wurde und seitdem im Exil lebt, da 
in Thailand wegen Korruption und 
Steuerhinterziehung gegen ihn er¬ 
mittelt wurde. Korrupt war Thak¬ 
sin zweifelsohne. Seine Gefolgs¬ 
leute und vor allem seine Familie 
versorgte er mit fetten Pfründen. 
Dabei stieß er auf den Widerstand 
des alten Kapitals und der alten 
Eliten in der Hauptstadt. Um seine 
Macht zu stabilisieren, unterstütz¬ 
te Thaksin Thailands arme Reisfar¬ 
mer mit sozialpolitischen Maßnah¬ 
men. Die Aufkaufpreise für Reis 
wurden ihnen staatlich garantiert und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in 
der Provinz finanziert. Die arme Land¬ 
bevölkerung erhielt Zugang zu medi¬ 
zinischer Hilfe. 

Mit dieser Politik gewann Thaksin ei¬ 
nen wahlentscheidenden Massenan¬ 
hang, von dem bis heute seine Schwes¬ 
ter Yingluck zehren kann. Millionen 
kleiner Bauern wollten an der Wahlur¬ 
ne Politik mitgestalten. Vor allem im ar¬ 
men, aber bevölkerungsreichen Nord¬ 
osten Thailands, im Isan, mit seiner ei¬ 
genen Mekong-Kultur und Geschichte, 
ist Thaksin immer noch ein Mythos. 


Der Isan steht bis heute für Widerstand 
gegen den Zentralismus Bangkoks. 
Dort gab es - wie in anderen Weltre¬ 
gionen - an der Wende vom 19. zum 
20. Jahrhundert ausgedehnte Bauern¬ 
aufstände. Während des 2. Weltkrieges 
formierte sich am Mekong eine anti¬ 
japanische Untergrundarmee. In der 
Zeit des Vietnamkrieges unterhielt in 
diesem Gebiet die militant-maoistische 
KP Thailands bedeutende Kampfba¬ 
sen. 

Vordergründig hatten die „Gelbhem¬ 
den“ gegen das Vorhaben der Regie¬ 
rung demonstriert, ein Amnestiegesetz 


nisterpräsidentin als Marionette ihres 
Bruders bezeichnet. Trotzdem sind die 
„gelben“ Parolen heuchlerisch. Füh¬ 
rende „Gelbhemden“ waren selber in 
undurchsichtige Geschäfte verwickelt, 
andere klatschten offen Beifall, als 2010 
ihre Gegner auf den Barrikaden verblu¬ 
teten. Aus den Reihen der Bangkoker 
Regierungsgegner ist ständig die Ver¬ 
achtung der armen Landbevölkerung 
der Provinzen zu hören. 

Die krummen Geschäfte des Thaksin- 
Clans fielen letztlich nicht aus dem 
gesellschaftlichen Rahmen. Aber der 
Name Thaksin steht auch für eine Poli¬ 
tisierung der Volksmassen und für den 
Versuch der Umverteilung von Reich¬ 
tum von der Metropole auf das flache 
Land. Das werden ihm die „besseren“ 
Teile Bangkoks nie verzeihen. Um ih¬ 
ren Kampf besonders schlagkräftig zu 
führen, streuten die „Gelbhemden“ 
das Gerücht, dass der Thaksin-Clan die 
Monarchie abschaffen wolle. Das war 
besonders abstrus, denn auch unter der 
Yingluck-Regierung wurden, wie in der 
Vergangenheit, nicht nur drakonische 
Maßnahmen gegen Menschen ergriffen, 
die die thailändische Monarchie angeb¬ 
lich beleidigt haben sollen. Mehr noch: 
Die entsprechenden Gesetze wurden 
sogar erweitert. Jetzt kann jeder mit Ge¬ 
fängnis bestraft werden, der die 200-jäh¬ 
rige Geschichte der Monarchie des Lan¬ 
des kritisch betrachtet. Trotz dieser Poli¬ 
tik sehen sich die „Gelbhemden“ als die 
wahren Royalisten und fordern eine Re¬ 
gierung durch königliches Dekret. Diese 
faktische Rückkehr zur absoluten Mon¬ 
archie werteten thailändische Politolo¬ 
gen als eine politische Kriegserklärung 
an die wählenden Volksmassen. 

Die Führer der „Rothemden“ müssen 
sich fragen lassen, wann sie endlich aus 
dem Schatten des Thaksin-Mythos her¬ 
austreten wollen. Thailand braucht jetzt 
eine alternative Realpolitik, dezentral 
orientiert, für die Interessen der Ar¬ 
beiter und Bauern. Ein Blick auf den 
Kampf linker und sozialistischer Partei¬ 
en in Malaysia oder auf den Philippinen 
kann dabei ermutigend sein. 

Gunter Willing 
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Auf den Weg gemacht 

Vor 15 Jahren wurde Hugo Chävez zum Präsidenten Venezuelas gewählt. 
Damit begann die Bolivarische Revolution • Von Andre Scheer 


I n den deutschen Medien nahm man 
die Nachricht damals mit einem 
Schulterzucken auf: In Venezuela ist 
der Führer eines gescheiterten Staats¬ 
streichs zum neuen Präsidenten ge¬ 
wählt worden. Na ja, die Latinos halt. 
Mit dem Namen Hugo Chävez konn¬ 
te damals im Dezember 1998 kaum je¬ 
mand etwas anfangen. Nur Spezialis¬ 
ten erinnerten sich an die unruhigen 
Monate, die Venezuela im Jahr 1992 
durchlebt hatte, als innerhalb von zehn 
Monaten zwei Putschversuche aus dem 
Militär gescheitert waren. So etwas gab 
es auf dem Kontinent doch fast täglich 

Lediglich die Tageszeitung „junge 
Welt“ tanzte schon damals aus der Rei¬ 
he und verglich Hugo Chävez mit Sal¬ 
vador Allende: „Nach Chile ist es das 
zweite Mal in Lateinamerika, dass eine 
linke und patriotische Allianz an die 
Regierung kommt“, schrieb das Blatt 
am 8. Dezember 1998. Der Autor die¬ 
ser Zeilen: Carolus Wimmer, internati¬ 
onaler Sekretär der Kommunistischen 
Partei Venezuelas (PCV), die Chävez 
im Wahlkampf unterstützt hatte. 

56,2 Prozent der Wähler stimmten am 
6. Dezember 1998 für den Kandidaten 
Hugo Chävez Frfas, dessen neugegrün¬ 
dete Partei „Bewegung Fünfte Repu 
blik“ ein heterogenes Bündnis anführ¬ 
te, das von ganz rechts bis ganz links 
reichte. Die Unterstützer des „Coman- 
dante“ einte die Überzeugung, dass die 
seit Jahrzehnten bestehende Zweipar¬ 
teienherrschaft von Sozialdemokraten 
und Christsozialen überwunden wer¬ 
den musste. Die „Demokratische Ak¬ 
tion“ (AD) und die COPEI hatten sich 
seit 1958 durchgehend an der Macht 
abgelöst und diese faktische Dikta¬ 
tur durch ein Abkommen, den „Pakt 
von Punto Fijo“ abgesichert. Venezu¬ 
ela ging derweil vor die Hunde. 1998 
lebte offiziellen Angaben zufolge fast 
jeder zweite Haushalt in Armut, die 
extreme Armut wurde in den staatli¬ 
chen Statistiken mit über 17 Prozent 
angegeben. Und das, obwohl Venezue¬ 
la ein rohstoffreiches Land ist und auch 
damals schon zu den größten Erdölex¬ 
porteuren der Welt gehörte. Doch die 
Gewinne des staatlichen Ölkonzerns 
PDVSA flössen nicht in die Entwick¬ 
lung des Landes, sondern in die Ta¬ 
schen der Manager und der Günstlin¬ 
ge der Regierung. 

Dagegen lehnte sich die Bevölkerung 
auf. Schon am 27. Februar 1989 war es 
in Caracas und anderen Städten zu ei¬ 
ner sozialen Explosion gekommen, als 
Tausende gegen Fahrpreiserhöhungen 
demonstrierten. Diese waren das Er¬ 
gebnis eines Kürzungspakets gewesen, 
die der gerade an die Regierung ge¬ 
wählte Sozialdemokrat Carlos Andres 
Perez auf Geheiß des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) dem Land über¬ 
geholfen hatte. Die Proteste wurden 
brutal niedergeschlagen, Menschen¬ 
rechtsgruppen gingen von mehreren 
tausend Toten aus. 

Im Militär gärte die Unzufriedenheit 
mit der Rolle als Unterdrücker und 
Mörder des eigenen Volkes. Schon Jah¬ 
re zuvor hatte sich eine kleine Gruppe 
junger Offiziere insgeheim zusammen¬ 
gefunden und diskutiert. Nach der Er¬ 
fahrung des „Caracazo“ von 1989 fass¬ 
ten sie den Entschluss, dem Regime mit 
Waffengewalt ein Ende zu setzen. Am 
4. Februar 1992 erhoben sich Einhei¬ 
ten der Streitkräfte in der Hauptstadt 
und in anderen Teilen des Landes und 
versuchten, die Regierung zu stürzen. 
Der Coup scheiterte, die überlebenden 
„Putschisten“ wurden ins Gefängnis 
gesteckt. Doch sie wurden durch ihren 
Aufstand zu Helden des einfachen Vol¬ 
kes. Insbesondere der Comandante der 
Aufständischen, Hugo Chävez, wurde 
durch eine kurze, legendär gewordene 
Fernsehansprache zur Identifikationsfi¬ 
gur für Tausende. Die Volksreligiosität 
der Venezolaner ging soweit, dass man¬ 
che begannen, ihn als den „Messias“ zu 
verehren, der gekommen war, sie aus 
dem Elend zu erlösen. Sogar ein um¬ 
gedichtetes „Vaterunser“ mit den An¬ 
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Chävez hat den Weg gewiesen, Maduro muss ihn jetzt weitergehen. 



fangszeilen „Chävez unser, der du bist 
im Gefängnis ...“ fand den Weg in die 
Zellen der Rebellen. 

Das politische Establishment war sich 
in der Verdammung der Aufständi¬ 
schen einig, sogar die Wiedereinfüh¬ 
rung der Todesstrafe wurde disku¬ 
tiert. Zu den wenigen, die öffentlich 
ihre Stimme erhoben, gehörte der alte 
Politveteran Rafael Caldera, der das 
Land schon 1969 bis 1973 regiert hat¬ 
te. Er kritisierte, man könne nicht von 
Menschen, die sich um ihr tägliches 
Brot sorgen müssten, verlangen, dass 
sie die Demokratie verteidigen. Diese 
Haltung half ihm, 1993 zum Präsiden¬ 
ten Venezuelas gewählt zu werden. Un¬ 
terstützt wurde er aufgrund seiner pro¬ 
gressiven Versprechungen unter ande¬ 
rem von der Kommunistischen Partei, 
doch wie so oft blieb von den linken 
Parolen nach dem Wahltag wenig üb¬ 
rig. In die Geschichte eingegangen ist 
nur eine Leistung Calderas: er begna¬ 
digte die „Putschisten“, so dass Hugo 
Chävez im März 1994 wieder auf frei¬ 
en Fuß kam. Voraussetzung dafür war 


sein Ausscheiden aus dem Militär, was 
er widerwillig akzeptierte. 

Doch die erzwungene Zivilität machte 
den Weg frei für den Aufbau einer le¬ 
galen Wahlpartei, die aus der illegalen 
„Revolutionären Bolivarischen Bewe¬ 
gung“ (MBR-200) hervorging. Chävez 
formte um seine neue MVR den „Pa 
triotischen Pol“ und versprach, Venezu¬ 
ela durch die Einberufung einer verfas¬ 
sunggebenden Versammlung „neu zu 
gründen“. 

Am 2. Februar 1999 übergab Rafael 
Caldera die Präsidentenschärpe an 
Hugo Chävez, und dieser legte seinen 
Amtseid auf die „dem Untergang ge¬ 
weihte Verfassung“ ab. In seiner ersten 
Amtshandlung berief er ein Referen¬ 
dum ein, damit die Venezolaner ent¬ 
scheiden sollten, ob sie der Einberu¬ 
fung einer verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung zustimmen oder nicht. 

Das waren die ersten Schritte einer 
„Bolivarischen Revolution“, die am 
6. Dezember 2013 ihren 15. Geburts¬ 
tag feiern kann. Ihr Begründer kann 
dieses Jubiläum nicht mehr erleben, 


Hugo Chävez erlag am 5. März 2013 
einer Krebserkrankung. Am 14. April 
wurde sein langjähriger Außenminis¬ 
ter Nicoläs Maduro zum neuen Prä¬ 
sidenten der Bolivarischen Republik 
Venezuela gewählt, wie das Land seit 
der Annahme der neuen Verfassung im 
Dezember 2000 offiziell heißt. 

Wohin sich dieser Prozess entwickeln 
wird, ist bis heute offen. Er ist aber 
weiter gegangen, als 1998 absehbar 
gewesen wäre. Hatte sich Hugo Chä¬ 
vez 1998 noch für einen „dritten Weg“ 
ausgesprochen und sich politisch nahe 
bei Bill Clinton und Tony Blair positi¬ 
oniert, erkannte er sehr schnell, dass 
kosmetische Veränderungen in Vene¬ 
zuela nicht ausreichten. Er erkannte, 
dass eine tatsächliche Umwandlung 
des Landes bedeutete, sich dem Impe¬ 
rialismus entgegenzustellen. Hatte er 
sich am Anfang noch als dem Kommu¬ 
nismus gegenüber indifferent gezeigt 
(„Ich bin weder Kommunist noch An¬ 
tikommunist“), bekannte er sich ab 
Anfang 2005 ausdrücklich zum Sozi¬ 
alismus, zu einem „neuen Sozialismus 


des 21. Jahrhunderts“. 
Was das genau sein soll¬ 
te, blieb ungenau formu¬ 
liert, doch Hugo Chävez 
war der erste Staatschef, 
der nach 1989/90 den So¬ 
zialismus als Entwick¬ 
lungsziel seines Landes 
ausgab. Das war, ist und 
bleibt sein historischer 
Verdienst. 2010 bekann¬ 
te er sich vor der Nati¬ 
onalversammlung zu¬ 
dem auch ausdrücklich 
zum Marxismus, er sei 
nicht nur Revolutionär 
und Christ, sondern auch 
Marxist. 

Venezuela ist unter 
Hugo Chävez zwar kein 
sozialistisches Land ge¬ 
worden, doch es ist für 
Millionen Menschen 
die Hoffnung, dass eine 
andere Welt tatsächlich 
möglich ist. Untrennbar 
mit dem Namen Hugo 
Chävez (und mit dem 
von Fidel Castro) ver¬ 
bunden ist die Grün¬ 
dung des antiimperialis¬ 
tischen Staatenbundes 
ALBA 2004, dem heu¬ 
te neben Venezuela und 
Kuba auch Bolivien, Ni¬ 
caragua, Ecuador, Antigua und Bar¬ 
buda, Dominica, St. Lucia sowie St. 
Vincent und die Grenadinen angehö¬ 
ren. Hugo Chävez war der Vater der 
Union Südamerikanischer Nationen 
(UNASUR) und der Lateinameri¬ 
kanischen und Karibischen Staaten¬ 
gemeinschaft (CELAC). Seine Boli¬ 
varische Revolution überwand den 
Analphabetismus in Venezuela und 
sorgte mit der Unterstützung Kubas 
dafür, dass die Venezolaner Zugang 
zu kostenfreier Gesundheitsversor¬ 
gung haben. Es ist die große Aufgabe 
seines Nachfolgers Nicoläs Maduro, 
diesen Weg konsequent weiterzuge¬ 
hen - damit der bolivarische Prozess 
tatsächlich zu einer sozialistischen 
Revolution werden kann. 

Im August 2005 war Hugo Chävez 
Gastgeber der 16. Weltfestspiele der 
Jugend und Studierenden in Caracas. 
Und so ist es keine Überraschung, dass 
das am vergangenen Wochenende in 
Quito begonnene 18. Festival auch dem 
Andenken an Hugo Chävez gewidmet 
ist. Wir schließen uns an. 


Größere Einwirkungsmöglichkeit für den Imperialismus 

Die Tudeh-Partei zum Genfer Abkommen 


Die Tudeh-Partei des Iran, die zum 
Spektrum der kommunistischen und 
Arbeiterparteien gehört und seit dem 
Verbot durch das islamische Regime 
1983 in die Illegalität gezwungen ist, 
hat in einer Erklärung ihres Zentralko¬ 
mitees zu dem Genfer Abkommen Stel¬ 
lung genommen, das am 24. November 
zwischen den 5+1-Staaten (USA, Groß¬ 
britannien, Frankreich, Deutschland, 
Russland, China) und einer Delegation 
des iranischen Regimes unterzeichnet 
worden ist. 

In der Stellungnahme heißt es: „Die 
Tudeh-Partei des Iran und andere pro¬ 
gressive Kräfte der Nation, die in den 
letzten Jahren um den Frieden, die na¬ 
tionale Souveränität und die Folgen der 
zunehmenden Sanktionen sehr besorgt 
waren, sind der Ansicht, dass dieses 
Abkommen zweifellos einen positiven 
Schritt vorwärts darstellen kann, wenn 
es dazu führt, die Lasten des zerstöre¬ 
rischen Drucks der Wirtschaftssanktio¬ 
nen von den Schultern des arbeitenden 
Volkes des Iran zu nehmen, und den 
Grund für eine Entspannung und Vor¬ 
wärtsbewegung der Region zu Frieden 
und Ruhe legt.“ 

Zugleich wird betont, dass neben der 
„interventionistischen Politik des Im¬ 
perialismus“ das theokratische Regime 


und sein oberster Führer Khamenei 
selbst „die Hauptverantwortung für 
eine Situation tragen, die für die Nati¬ 
on und die Region verhängnisvoll war“, 
weil sie eine „unkluge und schädliche“ 
abenteuerliche Politik betrieben ha¬ 
ben. „Die Wahrheit ist, dass das Atom¬ 
programm des Iran nicht nur keinerlei 
wirtschaftlichen Ertrag hatte, sondern 
zu immensen wirtschaftlichen Verlusten 
führte und die nationale Sicherheit des 
Iran in Gefahr brachte.“ 

Die iranische Delegation unter Füh¬ 
rung des Außenministers habe „mit ei¬ 
ner schwachen und verletzlichen Posi¬ 
tion“ in die Verhandlungen gehen müs¬ 
sen, weil das Regime ein Abkommen 
mit den westlichen Mächten über die 
Abschwächung der Wirtschaftssanktio¬ 
nen dringend brauchte, um seine eigene 
Fortexistenz zu sichern, heißt es weiter. 
Deshalb biete das erreichte Abkom¬ 
men „nur sehr beschränkte Gewinne“ 
für den Iran und garantiere nicht die 
legitimen Rechte und die nationale 
Souveränität des Landes. So seien die 
westlichen Mächte in der Lage gewesen, 
„unser Land in eine sehr enge Ecke zu 
drücken und alle ihre Kernforderungen 
bezüglich des Atomprogramms und der 
Außenpolitik des iranischen Regimes zu 
erreichen“, während im Gegenzug nur 


sehr wenig Forderungen des Iran zuge¬ 
standen worden seien, von denen „eini¬ 
ge sofort in Kraft treten und die Mehr¬ 
zahl für die Zukunft versprochen“ wur¬ 
den. Es werde den westlichen Mächten 
leicht fallen, die Führer des Regimes da¬ 
mit in die Richtung der von ihnen ge¬ 
wünschten Politik und Wirtschaftspo¬ 
litik zu lenken, indem sie in der Sank¬ 
tionsfrage manövrieren. Es sei „eine 
bittere geschichtliche Realität, dass die 
Führer des theokratischen Regimes im 
Iran die ruhmreiche nationale und an¬ 
tiimperialistische Volksrevolution von 
1979 im Ergebnis ihrer reaktionären Po¬ 
litik zu einem Misserfolg geführt haben.“ 
Die Konsequenzen dieses „unterwürfig 
Unterzeichneten Abkommens in Genf“ 
seien unter Berücksichtigung der Mo¬ 
noproduktion von Öl und der vollen Im¬ 
portabhängigkeit der iranischen Wirt¬ 
schaft und der Folgen für die arbeitende 
Bevölkerung zu beurteilen, „Die Haupt¬ 
orientierung des von dem theokrati¬ 
schen Regime installierten Regierung 
richtet sich auf ökonomische Program¬ 
me des ,freien Markts 4 in Übereinstim¬ 
mung mit einem Modell, das maximalen 
Einfluss und Profit für die einheimische 
und ausländische Bourgeoisie und das 
große Kapital hervorbringen wird“. So¬ 
ziale Gerechtigkeit habe deshalb „kei¬ 


nen Platz in der Agenda der Regierung 
von Hassan Rohani“. Auch die Zukunft 
von Freiheit und Demokratie sei un¬ 
sicher, wenn „das Recht auf nationa¬ 
le Souveränität bezüglich der makro¬ 
ökonomischen Entscheidungen an die 
Logik des Marktes und die Macht von 
privaten Gesellschaften und mächtigen 
kapitalistischen Staaten gebunden“ ist. 
Abschließend heißt es in der Erklärung: 
„Unsere Partei wird Schulter an Schul¬ 
ter mit dem iranischen Volk und ande¬ 
ren progressiven Kräften alle mögli¬ 
chen Anstrengungen unternehmen, um 
die Genfer Vereinbarung vom 24. No¬ 
vember in eine Barriere für die aben¬ 
teuerliche Außenpolitik des theokrati¬ 
schen Regimes zu verwandeln und den 
Rückzug der kriegslüsternen Kräfte zu 
erzwingen. Wir sind der Meinung, dass 
der Kampf der progressiven nationalen 
Kräfte, um das theokratische Regime 
hinter sich zu lassen, von drei grundle¬ 
genden und miteinander verknüpften 
Prinzipien, dem Recht auf nationale 
Souveränität, Demokratie und sozia¬ 
le Gerechtigkeit abhängt, so breit wie 
möglich organisiert werden sollte, durch 
die vereinte Aktion aller nationalen und 
demokratischen Kräfte und mit allem 
Bemühen, das Volk zu organisieren.“ 

Dirk Grobe 
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Castkolumne von Ulrich Sander 


Große Koalition der 
Notstandspolitiker 


Große Koalitionen und große Ab¬ 
stimmungsgemeinsamkeiten von 
Union und SPD haben in diesem 
Land nie etwas Gutes ergeben. Er¬ 
geben haben sie aber die Notstands¬ 
gesetze 1968, den Beischluss vom 
Herbst 1998 zum Kriegseintritt gegen 
Jugoslawien, den Einsatz in Afgha¬ 
nistan und andere Auslandseinsätze, 
die Durchführung von Hartz IV und 
Agenda 2010, die Bankenrettung an¬ 
stelle der Rettung des Sozialsystems. 
Künftig sollen die Regierungsfrakti¬ 
onen im Verhältnis zur Opposition 
die erdrückende, zu Verfassungsän¬ 
derungen berechtigende Mehrheit 
von 80 zu 20 Prozent haben. 

In der Koalitionsvereinbarung von 
CDU, CSU und SPD werden neue 
Auslandseinsätze angekündigt, aber 
auch die Stärkung der Einsätze der 
Reservisten im Inneren. Allgemein 
heißt es: „Die Bundeswehr ist eine 
Armee im Einsatz.“ Das können 
auch Einsätze im Inneren und aus 
dem Innern der Bundesrepublik he¬ 
raus sein. Das bedeutet für die Bür¬ 
gerinnen und Bürger auch: weniger 
Freiheit infolge des wuchernden 
Überwachungsstaates. NSA und enge 
Zusammenarbeit der deutschen Ge¬ 
heimdienste mit NSA, CIA und bri¬ 
tischem Geheimdienst - das ist auch 
ein militärisches Problem. 

Der Griff des Militarismus wird en¬ 
ger. Er zeigt sich in den Kooperati¬ 
onsverträgen - heftig begrüßt im Ko¬ 
alitionsvertrag - mit der Truppe zur 
Durchdringung des Unterrichts mit 
Propaganda für Kriege und in der 
Werbung für die Bundeswehr an Bil¬ 
dungseinrichtungen. Er zeigt sich im 
Aufbau der Heimatschutzkompanien 
„Regionale Sicherungs- und Unter¬ 
stützungskräfte“ (RSU) zum bewaff¬ 
neten Einsatz der Bundeswehr auch 
im Innern. 

Der Vertrag der Union mit der SPD 
enthält keine Absage an die Beschaf¬ 
fung von Kampfdrohnen und an ihre 
tödlichen Einsätze. Sollten künftig in 
Deutschland sogenannte Terrornes¬ 
ter entdeckt werden, dann können 
diese bald zu Zielen der Kampfdroh¬ 
nen werden. Das ist Mord auf Dis¬ 
tanz per Knopfdruck. Man bedenke: 
Der „Geheime Krieg“, über den uns 
die Süddeutsche Zeitung und der 
Norddeutsche Rundfunk informier¬ 
ten, wird ungeachtet der Enthüllun¬ 
gen fortgesetzt. Hätte es diesen Krieg 
bereits vor dem 9. September 2001 
gegeben und wäre der Verdacht der 
US-Geheimdienste auf den angeb¬ 


lichen Anführer der terroristischen 
Gotteskrieger um Mohammed Atta 
in Hamburg-Harburg gefallen, was 
wäre vom dortigen Haus Marienstra¬ 
ße 54 und seinen Bewohnern übrig 
geblieben? 

Es sei auch an den finalen Rettungs¬ 
schuß erinnert; diese Möglichkeit der 
extralegalen Hinrichtung, etwa zur 
Geiselbefreiung gibt es in der BRD 
seit 1973. Das ist der gezielte tödli¬ 



che Einsatz von Schusswaffen im 
Dienst von Polizisten - und künftig 
dann auch mittels Drohnen durch die 
Bundeswehr. In Deutschland haben 
den finalen Rettungsschuß 13 der 16 
Länder in ihre Polizeigesetze aufge¬ 
nommen, die demnach das Grund¬ 
recht auf Leben (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
Grundgesetz) „einschränken“. Man 
muß wohl „auslöschen“ sagen. Per 
Amtshilfe haben Polizeibehörden 
bisher schon Bundeswehreinheiten 
angefordert, um Demonstranten zu 
überwachen, und noch mehr. 

Und was geschieht, wenn die Polizei 
eines Bundeslandes angeblich nicht 
mehr in der Lage ist, ihren Sicher¬ 
heitsaufgaben gerecht zu werden? 
Dann greifen die Notstandsgeset¬ 
ze aus dem Jahre 1968. Die bevor¬ 
stehende Große Koalition hat eine 
Mehrheit zu diktatorischen Voll¬ 
machten. Sie kann die Notstandsge¬ 
setze nicht nur anwenden, sondern 
auch erweitern. 

Wir haben uns auf große Gefahren 
einzustellen. Die Große Koalition 
und das Nato-Bündnis sind furchter¬ 
regend. Da hilft nur ein Aufschwung 
der Friedensbewegung, der gesam¬ 
ten außerparlamentarischen Oppo¬ 
sition. Appell an die Sozialdemokra¬ 
ten: Nein sagen nicht nur zum Koali¬ 
tionsvertrag, auch zur ganzen großen 
Koalition. 


Hochachtung und Dank 


Ein Jubiläum, der 20. Friedenspoli¬ 
tische Ratschlag in Kassel zog über 
350 Teilnehmer und Teilnehmerin¬ 
nen an. Zwei Tage wurde in Plenen 
und zahlreichen Arbeitsgruppen an 
nahezu allen Fragen gearbeitet, die 
aktuell, aber auch auf strategische 
Sicht für die Friedensbewegung von 
Bedeutung sind. Über Jahrzehnte 
für den „Kader“ der Friedensbewe¬ 
gung diese Austauschmöglichkeit ge¬ 
schaffen und erhalten zu haben, das 
ist eine große Leistung. Keinesfalls 
nur im Rückblick. 

Sicherlich gibt es große Einigkeit 
in der Feststellung, dass die Fähig¬ 
keit zur Massenmobilisierung in der 
Friedensfrage in unserem Land der¬ 
zeit den Notwendigkeiten hinterher¬ 
hinkt. Leider gilt auch hier, dass die 
Gewöhnung der Menschen an Un¬ 
recht existiert. Aber die Friedensbe¬ 
wegung und allen voran der „Rat¬ 
schlag“ stecken hier nicht resignativ 
den Kopf in den Sand, sondern stel¬ 
len sich mit einer großen und breiten 
inhaltlichen Debatte auf die zukünf¬ 
tigen Fragen ein, arbeiten an einer 
Strategie. 

Hier können und müssen wir Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten Dan¬ 


ke sagen und vor allem uns beteili¬ 
gen. 

Das hat mir dieser Ratschlag auch 
gezeigt, unsere Meinung ist will¬ 
kommen und sie ist notwendiger 
Bestandteil der Debatte. Die Frage 
nach der Ursache von Kriegen, nach 
der Frage der Entwicklung des Impe¬ 
rialismus bzw. den Lehren (und Par¬ 
allelen?) aus dem 100. Jahrestag des 
Beginns des imperialistischen ersten 
Weltkrieges spielten in Hauptrefera¬ 
ten eine Rolle. 

Beleuchtet wurden aktuelle Kriegs¬ 
schauplätze genauso wie die Auswir¬ 
kungen der Produktivkraftentwick¬ 
lung auf das Kriegshandwerk (z.B. 
Drohnen). 

Dabei ist der mögliche Erkenntnis¬ 
gewinn ein beidseitiger. Aus der Dis¬ 
kussionsrunde mit Sabine Lösing 
(MdEP, „Die Linke“) und Leo May¬ 
er (isw) nahm ich z.B. mit, dass die 
Hoffnungen auf eine fortschrittliche 
Transformation der EU bei Sabine 
Lösing wesentlich geringer ausfallen 
als z.T. in unserer internen Debatte. 
Jedenfalls lohnt es sich, das erste De¬ 
zemberwochenende 2014 schon mal 
zu reservieren. 

Patrik Köbele 



Alte Seilschaften behindern produktive küchengeweinschaff EU-Ukraine 


Erklärung der Südafrikanischen 
Kommunistischen Partei (SACP) 
zum Tod von Nelson Mandela 


In der vergangenen Nacht haben die 
Millionen des Volkes von Süd¬ 
afrika, die in ihrer Mehrheit 
zur Arbeiterklasse und zu 
den Armen gehören, und 
die Milliarden übrigen 
Menschen der Welt ei¬ 
nen wirklichen Revolu¬ 
tionär verloren, Präsi¬ 
dent Nelson Rolihlahla 
Mandela, Tata Madiba. 

Die Südafrikanische 
Kommunistische Partei 
schließt sich den Men¬ 
schen Südafrikas und 
der Welt im Ausdruck ih¬ 
res ehrlichsten Beileids für 
Frau Graca Machel und 
die ganze Fa¬ 
milie 


u. . * 
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der Genosse Man¬ 
dela immer den 
monumen¬ 
talen Bei¬ 
trag der 
SACP zu 
unserem 
Befrei¬ 
ungs¬ 
kampf 
symbo¬ 
lisieren. 
Für den 
Beitrag 
der Kom¬ 
munisten 
im Kampf um 
Südafrikas Frei¬ 
heit gibt es in der 
Geschichte unseres 


Mandela zu dem Verlust dessen an, den 
Präsident Zuma richtig als Südafrikas 
größten Sohn bezeichnet hat, den Ge¬ 
nossen Mandela. Wir möchten auch die 
Gelegenheit wahrnehmen, unsere So¬ 
lidarität zu erklären mit dem African 
National Congress, einer Organisation, 
die ihn hervorgebracht hat und der er 
in ausgezeichneter Weise gedient hat, 
und allen seinen Kollegen und Genos¬ 
sen in unserer breiten Befreiungsbewe¬ 
gung. Wie Tata Madiba sagte: „Nicht 
die Könige und Generäle machen die 
Geschichte, sondern die Volksmassen, 
die Arbeiter, die Bauern.“ 

Der Tod des Genossen Mandela mar¬ 
kiert das Ende des Lebens eines der 
größten Revolutionäre des 20. Jahr¬ 
hunderts, die für Frieden und gegen alle 
Formen der Unterdrückung in ihren 
Ländern und weltweit gekämpft haben. 
Der Beitrag des Genossen Mandela 
zum Freiheitskampf als Teil der Mas¬ 
sen, die die Geschichte machen, wurde 
in der kollektiven Mitgliedschaft und 
Leitung unserer vom ANC geführten 
nationalen Befreiungsbewegung, die 
für ihn nie eine Insel war, gestählt. Im 
Genossen Mandela hatten wir einen 
mutigen und couragierten Soldaten, 
Patrioten und Internationalisten, der - 
um mit Che Guevara zu sprechen - ein 
von großen Gefühlen der Liebe zum 
Volk geleiteter wirklicher Revolutio¬ 
när war, ein außerordentliches Beispiel 
für alle echten Volksrevolutionäre. 
Zum Zeitpunkt seiner Inhaftierung im 
August 1962 war Nelson Mandela nicht 
nur Mitglied der damals im Untergrund 
kämpfenden Südafrikanischen Kom¬ 
munistischen Partei, sondern auch Mit¬ 
glied unseres Zentralkomitees. Für uns 
als südafrikanische Kommunisten wird 


Landes sehr wenige Parallelen. Nach 
seiner Freilassung aus dem Gefängnis 
1990 wurde der Genosse Madiba bis in 
seine letzten Tage ein großer und enger 
Freund der Kommunisten. 

Eine der größten Lektionen, die wir 
von Mandela und seiner Generati¬ 
on von Führern lernen müssen, ist ihr 
prinzipieller Einsatz für die Einheit 
innerhalb jeder einzelnen der Forma¬ 
tionen unserer Allianz ebenso wie für 
die Einheit unserer Allianz insgesamt 
und der ganzen demokratischen Mas¬ 
senbewegung. Ihre Generation kämpf¬ 
te dafür, die Einheit unserer Allianz zu 
schmieden und zu zementieren, und 
wir schulden es der Erinnerung an den 
Genossen Madiba, die Einheit unse¬ 
rer Allianz zu bewahren. Erinnern wir 
diejenigen, die nicht verstehen, wie viel 
Blut für die Einheit der Allianz vergos¬ 
sen wurde, daran, nicht das Andenken 


und die Erinnerung von Genossen wie 
Madiba zu beschmutzen, indem sie 
leichtsinnig die Einheit unserer Alli¬ 
anz aufs Spiel setzen. 

Die SACP hat Madibas meisterhaf¬ 
te nationale Versöhnung unterstützt. 
Aber nationale Versöhnung bedeutete 
für ihn niemals einen Verzicht darauf, 
die Klassen- und andere soziale Unter¬ 
schiede in unserer Gesellschaft anzu¬ 
gehen, wie uns manche heute glauben 
machen wollen. Für Madiba war die 
nationale Versöhnung eine Plattform, 
um das Ziel, ein egalitäreres, von der 
Geißel des Rassismus, des Patriarchats 
und der schockierenden Ungleichheit 
freies Südafrika aufzubauen, errei¬ 
chen zu können. Und wirkliche natio¬ 
nale Versöhnung wird niemals in einer 
Gesellschaft zu erreichen sein, die noch 
immer von einem gähnenden Abgrund 
kapitalistischer Ausbeutung und Un¬ 
gleichheiten geprägt ist. 

Zu Ehren dieses tapferen Kämpfers 
wird die SACP den Kampf gegen alle 
Formen der Ungleichheit verstärken. 
Dazu gehört die Intensivierung des 
Kampfes für den Sozialismus als einzi¬ 
ger politischer und ökonomischer Lö¬ 
sung für die Probleme, denen sich die 
Menschheit gegenübersieht. 

In den Augen der SACP muss der Tod 
von Madiba all den Südafrikanern, die 
noch nicht voll in einem demokrati¬ 
schen Südafrika angekommen sind, 
und die noch immer auf dem Weg oder 
in der Ära weißer Herrschaft verhaf¬ 
tet sind, eine zweite Chance geben, ein 
sich auf das Prinzip der Herrschaft der 
Mehrheit stützendes demokratisches 
Südafrika zu akzeptieren. 

Wir rufen alle Südafrikaner auf, seinem 
Beispiel von Selbstlosigkeit, Opferbe¬ 
reitschaft, Einsatz und Dienst für sein 
Volk nachzueifern. 

Die SACP sagt: Hamba kahle Mkhon- 
to! (Alles Gute, Speer des Volkes!) 

Quelle: Umsebenzi/Übersetzung: RedGlobe 
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Die Tränen der Krokodile 


„Vergebt“, rief Nelson Mandela seine 
Landsleute auf, als die Schlacht gegen 
die Apartheid geschlagen war. „Ver¬ 
gebt, aber vergesst niemals!“ 

Nun ist Mandela tot und die Stunde 
scheint seinen Feinden von einst güns¬ 
tig, die Geschichte vergessen zu ma¬ 
chen. Dazu müssen die Lakaien der 



Mandela verbrennt seinen Pass (i960) 

Herrschenden in Politik und Medien 
ein Heiligenbildchen in Lutschbonbon¬ 
farben malen von einem Mann, den ein 
leidenschaftlicher Glaube an ein uni¬ 
verselles Recht auf Gerechtigkeit - 
unabhängig von Hautfarbe, Religion, 
Nationalität oder Vermögen - antrieb, 
einen verkitschten Weihnachtsmann, 
der für jeden etwas im Sack hat. „Held 
der Freiheit“, „Gigant für die Gerech¬ 
tigkeit“, so ist es zu lesen und zu hören. 
Das ist nicht falsch. Wenn es moralische 
Zwerge sind, die Mandela dergestalt 
hudeln, sind solche Zuschreibungen 
schmutzig und schamlos. 

Die Trauer, die Barack Obama über 
den Tod Mandelas zelebrierte, ist pure 
Heuchelei. Während der Geschäfts¬ 
führer des Imperiums der Barbarei 
und der Gewalt im Juni die Zelle be¬ 
suchte in der Mandela 18 der 27 Jah¬ 
re seiner Haft verbringen musste, stan¬ 
den die Gefangenen von Guantänamo, 


zum Teil seit über 10 Jahren ohne Ver¬ 
fahren in Käfigen gehalten, im Hun¬ 
gerstreik. Eine Anklage gegen diesen 
Präsidenten wie die Tausende Opfer 
von Drohnenangriffen. Mit dem Prä¬ 
sidenten des Landes, das ihn erst vor 
fünf Jahren von der Liste der Terroris¬ 
ten strich, hat Mandela nichts gemein 
als die Hautfarbe. 

Einem weiteren Krokodil rollt eine 
Zähre über die Wangen: „Mandela war 
ein Held aller Zeiten!“ So David Came- 
ron, Premierminister des Vereinigten 
Königreichs. Kein Wort dazu, dass seine 
Amtsvorgängerin Margarete Thatcher 
den ANC als terroristische Organisati¬ 
on brandmarkte zu einer Zeit als der 
südafrikanische Staatsterror auf sei¬ 
nem Höhepunkt war. Kein Wort dazu, 
dass er selbst noch Ende der achtziger 
Jahre als junger Mann nach Südafrika 
reiste und den Apartheidstaat als Boll¬ 
werk gegen den Kommunismus pries. 
Damals, als führende Tory-Politiker öf¬ 
fentlich die Forderung „Hang Nelson 
Mandela“ erhoben. 

Wen wundert’s, dass auch von deut¬ 
schen Betroffenheitsartisten wie 
Gauck kein Wort zu hören ist von der 
Unterstützung der deutschen Politik 
und Wirtschaft für das Rassistenre¬ 
gime. Die korrupteste Figur der deut¬ 
schen Nachkriegspolitik, Franz Josef 
Strauß, war ein hemmungsloser Lob¬ 
byist der Apartheid, die deutsche Wirt¬ 
schaft ging bis zur engen Komplizen¬ 
schaft beim Bau der südafrikanischen 
Atombombe. 

„Der friedlichste Mann der Welt ist 
tot“. Die Bild-Schlagzeile war, was 
sonst, eine Lüge. Nelson Mandela war 
für Versöhnung, aber kein Versöhnler, 
ohne ihn wäre es 1994 zum Bürgerkrieg 
gekommen. Im Kampf für die Freiheit 
war er kompromisslos. Er kannte die 
Freunde des ANC in der schwersten 
Zeit dieses Kampfes, und die hießen - 
neben einer weltweiten Solidaritätsbe¬ 
wegung und neben anderen - UdSSR, 
DDR, in vorderster Reihe Kuba. Und, 


ja, auch das Libyen des Muammar el- 
Gaddafi ist hier zu nennen. Sie liefer¬ 
ten die notwendigen Waffen, die Lo¬ 
gistik, Rückzugsräume und Ausbil¬ 
dung der bewaffneten Kämpfer und 
auch das notwendige Geld. Es mindert 
Mandelas Rolle, wenn er als die ein¬ 
zige, unvergleichbare Lichtgestalt im 
Befreiungskampf Afrikas dargestellt 
wird. Afrika hat viele herausragende 
Kämpfer gegen den Kolonialismus, 
den Rassismus und die Ausplünderung 
des Kontinents hervorgebracht, Patri¬ 
ce Lumumba, Amilcar Cabral, Thomas 
Sankara, Agostinho Neto, Samora Ma¬ 
chel, in Südafrika Walter Sisulu, Oliver 
Tambo, Albert Luthuli ... Sie zu nen¬ 
nen trägt das Unrecht in sich, die an¬ 
deren nicht zu nennen. 

Alle diese sind tot, aber nicht verloren. 
Ihre Gedanken und Kämpfe sind auf¬ 
gehoben in den Kämpfen unserer Zeit 
um Freiheit von Hunger und Armut, 
gegen Rassismus, Neokolonialismus, 
für Frieden und Gerechtigkeit. Da ist 
noch nichts zu vergeben und nichts zu 
vergessen. 

Mit dem Tod Nelson Mandelas ist für 
die Herrschenden einer aus der Welt, 
vor dessen moralischer Größe sie er¬ 
schauern mussten. Sie beklagen mit 
klammheimlicher Erleichterung seinen 
Verlust und hoffen, entrückt und nach 
ihrem Maß dargestellt sei er keine Ge¬ 
fahr mehr. Für uns ist der Tod von Nel¬ 
son Mandela eine schmerzende Wunde. 
Verloren haben wir ihn nicht. 

Manfred Idler 


Bild ganz oben links: Solidaritätsakti¬ 
on der DKP 

Bild oben: Mandelas Zelle auf Robben 
Island. 

Bild rechts unten: Trauer in Südafrika 
Bild unten: 20.9.86 Berlin, DDR: 
Weltgewerkschaftskongress - „Viva 
Mandela“ (Festprogramm im Fried¬ 
richstadtpalast, Generalprobe) 
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Entweder Parteistrafe oder großer Orden 

Zur Konferenz „50 Jahre NÖSPL-Richtlinie - Erfahrungen, Probleme, Lehren“ 


H istorische Erfahrungen mit der Ökonomie 
des Sozialismus als Beitrag für ihre künftige 
Gestaltung waren Gegenstand der Konfe¬ 
renz „50 Jahre NÖSPL-Richtlinie - Erfahrungen, 
Probleme, Lehren 4 ,‘die am 30. November in Leip¬ 
zig stattfand. Der Ort war gut gewählt, wurden 
doch von Leipziger Ökonomen wichtige theore¬ 
tische Vorleistungen für das größte ökonomische 
Experiment der DDR erbracht. Es war vor allem 
eine Konferenz von Insidern, von Praktikern und 
Wissenschaftlern, die damals dabei waren und sich 
um eine kritische Bilanz der Ergebnisse bemüh¬ 
ten. Eingeladen hatten Roland Wötzel, Lothar 
Poppe, Ekkehard Lieberam, der Stadtverband der 
Partei „Die Linke“ Leipzig und das Marxistische 
Forum Sachsen. Etwa 45 Teilnehmer waren der 
Einladung gefolgt. Als einziger Wissenschaftler 
aus dem Westen nahm Prof. Dr. Sönke Hundt, Be¬ 
triebswirtschaftler, an der Konferenz teil. Beson¬ 
ders herzlich wurde Prof. Dr. Herbert Graf, lang¬ 
jähriger Mitarbeiter von Walter Ulbricht, begrüßt. 

★ 

Sozialismustheorie und Sozialismuspraxis wa¬ 
ren die beiden Brennpunkte der Debatte. Un¬ 
terschiedliche Positionen gab es hinsichtlich der 
Bewertung der Erfolge und der Tragfähigkeit der 
NÖS-Konzeption. Auf Widersprüche und Halb¬ 
herzigkeiten in dieser Konzeption selbst wurde 
hingewiesen. 

Dr. Roland Wötzel, der die Konferenz eröffnete, 
hatte die Einführung des NÖSPL auf verschiede¬ 
nen Ebenen der Volkswirtschaft in unterschiedli¬ 
chen Funktionen selbst erlebt, zuletzt als Sekre¬ 
tär der Gruppe ÖSS des Ministerrates. In seinem 
Erfahrungsbericht würdigte er Walter Ulbricht als 
den Beginner und Initiator einer Wirtschaftspoli¬ 
tik, bei der es um die bewusste Ausnutzung der 
Wertkategorien auf der Basis der Planwirtschaft 
ging. Die Einführung des NÖS sei der beachtens¬ 
werte Versuch gewesen, ein wettbewerbsfähiges 
sozialistisches Wirtschaftssystem im Gegensatz 
zum bislang gelten stalinschen System zu entwi¬ 
ckeln. Wötzel verdeutlichte, dass es im Kern dar¬ 
um ging, in der Wirtschaft das Prinzip der Eigen¬ 
verantwortlichkeit mit allen sich daraus ergeben¬ 
den Konsequenzen zu verwirklichen. 

Eine Einordnung des NÖS in die Reformbewe¬ 
gungen des Sozialismus nahm der Wirtschaftshis¬ 
toriker Prof. Dr. Joerg Roesler vor. Die Mehrzahl 
der sozialistischen Staaten hätten versucht, sich 
durch Reformen den Gegebenheiten anzupas¬ 
sen. Daraus sei zu lernen. Roesler unterschied 
verschiedene Typen von zur Verwirklichung der 
ökonomischen Zielstellungen eingesetzten Len¬ 
kungsmethoden, mit denen der Auf- und Ausbau 
der sozialistischen Ökonomie vorangetrieben 
wurde. Anfang der 60er Jahre habe sich bei einem 
Teil der Politiker und führenden Wirtschaftsfunk¬ 
tionäre die Auffassung durchgesetzt, dass bei der 
Gestaltung eines effektiven sozialistischen Wirt¬ 
schaftslenkungssystems Plan und Markt nicht 
mehr als konträr, sondern als komplementär be¬ 
handelt werden müssen. Zur Losung der osteuro¬ 
päischen Wirtschaftsreformen dieser Zeit wurde 
die Forderung des sowjetischen Wirtschaftsprofes¬ 
sors Liberman „Was gut für die Volkswirtschaft 
ist muss sich auch für die Betriebe auszahlen und 
umgekehrt“. Aus historischer Sicht wird deutlich: 
Die Lenkung über den Plan kombiniert mit Re¬ 
gulierung über den Markt führt keineswegs über 
kurz oder lang zum Verzicht auf den Sozialismus 
und zur Wiedergeburt einer kapitalistischen Öko¬ 
nomie. Wie der Zerfall des Sozialismus in der So¬ 
wjetunion zeige, sei dabei die Sicherung der poli¬ 
tischen Macht unabdingbar. 


Auf das Problem „Planmäßigkeit und Ware- 
Geld-Beziehung - die Leistung des NÖSPE 4 
ging der Ökonom Prof. Dr. Horst Richter ein. 
Das NÖS gehöre zum spannendsten Zeitab¬ 
schnitt der DDR-Geschichte. Es wurde an Dog¬ 
men gerüttelt. Für Richter begann die Mitarbeit 
am NÖS mit der Erarbeitung einer Studie für 
Walter Ulbricht zur Wirkung des Wertgesetzes 
in einer Planwirtschaft. Das NÖS war theore¬ 
tisch durchdacht. Aber es blieb in den Anfän¬ 
gen stecken. Es blieb unvollendet. Im widerfuhr 
ein ähnliches Schicksal wie seinerzeit der lenin- 
schen NÖP. Es anerkannte die Existenz der Wa¬ 
renproduktion (der Wertkategorien) im Sozialis¬ 


mus. Die angekündigte Lossagung vom sowjeti¬ 
schen Wirtschaftsmodell wurde nicht vollzogen. 
Die Anführer der Reformgegner saßen in der 
Parteispitze selbst. Die kurze Lebensdauer des 
NÖS erkläre sich auch daraus, dass eine Reihe 
theoretischer Fragen ungelöst blieb. Dogmatis¬ 
mus sei eine ganz entscheidende Ursache für das 
Schicksal des NÖS gewesen. Dem stimmte in der 
Diskussion auch Siegfried Kretzschmar zu. Aber, 
man müsse doch bitte nach den sozialen Trägern 
des Dogmatismus fragen. Herbert Graf verwies 
u.a. darauf, dass Stalin mit seiner Schrift „Öko¬ 
nomische Probleme des Sozialismus“ lange Zeit 
die von der Akademie der Wissenschaften der 
UdSSR ausgelöste theoretische Debatte, in de¬ 
ren Ergebnis ein Lehrbuch der politischen Öko¬ 
nomie erarbeitet werden sollte, abgewürgt habe. 
Mit der Frage des NÖS ist das Problem der De¬ 
mokratisierung verbunden. Dazu sprach der Poli¬ 
tikwissenschaftler Prof. Dr. Ekkehard Lieberam. 
Der NÖSPL-Richtlinie seien wichtige politische 
Impulse vorausgegangen, die sozialistische De¬ 


mokratie im Alltagsleben und Alltagsbewusstsein 
lebendig zu machen. Nie vorher und nie nachher 
habe es soviel Öffentlichkeit und Offenheit in 
der gesellschaftspolitischen Debatte gegeben. 
Lieberam sah die Geschichte der DDR in den 
sechziger Jahren als eine Auseinandersetzung, als 
ein Hin und Her zwischen der Gruppe um Walter 
Ulbricht und der seit 1964 mit der Führung der 
KPdSU eng liierten Gruppe um Erich Honecker 
an. Zu Unrecht sei Ulbricht als ein Mann Stalins, 
als devoter Vollstrecker des Willens der sowjeti¬ 
schen Führung eingeschätzt worden. Tatsächlich 
wusste er seine Karten bedeckt zu halten, habe er 
seine Zeit abgewartet und genutzt. Deutlich sei 


aus heutiger Sicht, so Lieberam, dass neben und 
im Zusammenhang mit der Eigentumsfrage die 
Lösung der Demokratiefrage die wichtigste und 
zugleich schwierigste Aufgabe sozialistischer Ge¬ 
sellschaftsgestaltung sei. Zum Vermächtnis der 
DDR gehöre das Konzept von NÖS und Selbst¬ 
verwaltung der Produzenten, wie es in den Ar¬ 
tikeln 41, 42 und 44 der DDR-Verfassung von 
1968 verankert sei - formuliert maßgeblich von 
Uwe-Jens Heuer. 

In ihrem zweiten Teil beschäftigte sich die Kon¬ 
ferenz mit den Ergebnissen des NÖS. Dr. Klaus 
Blessing, einst Staatssekretär, berichtete von ei¬ 
nem Erfahrungsaustausch mit dem Botschafter 
Venezuelas, in dem es auch um die Erfahrungen 
bei der Schaffung einer Ökonomie des Sozialis¬ 
mus in der DDR ging. Blessing, der durch viele 
Veröffentlichungen zum Sozialismus in der DDR 
bekannt ist, forderte eine ausgewogene Analyse 
der DDR-Wirtschaft als Erfahrungsmaterial für 
unsere Freunde und als Antwort auf unsere Geg¬ 
ner. Hinsichtlich des NÖS war seine Antwort ver¬ 


halten. Es sei inkonsequent gewesen und muss¬ 
te es sein. Das Problem sah Blessing darin, dass 
die zentrale Bilanzierung gleichberechtigt neben 
der Eigenverantwortlichkeit der Betriebe stand. 
Ein neuer Sozialismusansatz sei erforderlich, der 
aber nicht auf die Erfahrungen mit dem NÖS 
verzichten könne. 

Beachtliche wirtschaftliche Ergebnisse des NÖS 
demonstrierten dann Dr. Lothar Poppe am Bei¬ 
spiel des VEB GIS AG und Prof. Dr. Robert Kun¬ 
ze für den VEB Chemieanlagenbau Leipzig/ 
Grimma. Es war eine höchst beeindruckende 
Bilanz, die von beiden Rednern vorgestellt wur¬ 
de. Die Konferenzteilnehmer konnten anhand 
von Statistiken selbst nachvollziehen, wie sich 
das Prinzip der Eigenverantwortlichkeit positiv 
nicht nur hinsichtlich der ökonomischen Kenn¬ 
ziffern, sondern auch hinsichtlich des Arbeits¬ 
klimas in den Betrieben ausgewirkt hat. Enorm 
erhöhten sich die Anforderungen an die Füh- 
rungs- und Leitungstätigkeit. Beeindruckend war 
die von Lothar Poppe dargestellte Kooperation 
mit den Ökonomen der Karl-Marx-Universität, 
in der manche neue betriebswirtschaftliche Idee 
geboren wurde. 

Dr. Wolfgang Kühn, der selbst als Statistiker 
unmittelbar an der Ausarbeitung der NÖSPL- 
Richtlinie beteiligt war, gab einen Überblick 
über die ökonomische Entwicklung der DDR, in 
welcher die NÖS-Periode erfolgreich, aber auch 
nicht die erfolgreichste war. Walter Halbritter 
habe am Schluss der Ausarbeitung der Richtlinie 
gesagt: „Entweder wir erhalten eine Parteistrafe 
oder einen großen Orden.“ Die politische Dif¬ 
ferenz zwischen dem abzuschaffenden und dem 
neu einzuführenden Wirtschaftslenkungssystem 
könne mit der Äußerung des damaligen Finanz¬ 
ministers Willy Rumpf auf den Punkt gebracht 
werden: „Wie soll ich den Staat finanzieren, wenn 
alle ihre Gewinne behalten wollen 44 Herbert Graf 
wies in der Diskussion darauf hin, dass es für 
das NÖS nur eine sehr kurze Schonfrist gab, was 
manchem Kritiker die Arbeit erleichterte. 

Ein politischer Gewinn war der Beitrag von Dr. 
Dietmar Pellmann, Stellvertretender Fraktions¬ 
vorsitzender der Partei der Partei „Die Linke“ 
im Sächsischen Landtag. Pellmann hatte im Zu¬ 
sammenhang mit seiner Habilitation bereits in 
der DDR zur Geschichte der sechziger Jahre 
in den Archiven gearbeitet. Seine Orientierung 
auf die Eigentumsfrage, auf Vergesellschaftung 
des Bankwesens und weiterer strukturbestim¬ 
mender Bereiche, auf die Profilierung der Par¬ 
tei „Die Linke“ als Antiprivatisierungspartei hob 
sich wohltuend von anderen Positionen ab, die 
mittlerweile oft von Politikern dieser Partei zu 
hören sind. Pellmann gehört nicht zu denjeni¬ 
gen, die die DDR-Geschichte und das Erbe der 
DDR dem Gegner überlassen. Er scheut auch 
kein deutliches Wort, so als er sagte, dass inzwi¬ 
schen auch Jüngere in der Partei „Die Linke“ 
nach politischer Karriere drängen, bei denen die 
CDU vor Lachen nicht in den Schlaf kommt. 

★ 

Konferenzen dieser Art, in denen Akteure sozi¬ 
alistischer Gesellschaftsgestaltung in der DDR 
zu Wort kommen, werden in wenigen Jahren 
nicht mehr stattfinden können. Deren konkrete 
Kenntnisse über das NÖS als ökonomisches und 
politisches Großexperiment der DDR dürfen 
aber nicht verloren gehen. Sie sind auch allein 
aus den Archiven nicht zu erfahren. Die Kon¬ 
ferenzbeiträge werden im April 2014 in einem 
Doppelheft des Marxistischen Forums publiziert. 

Herbert Münchow 



Rundgang Walter Ulbrichts auf dem Gelände der Technischen Messe, Frühjahrsmesse in Leipzig 1964. 
Ulbricht am Stand des Institutes für Regeltechnik Berlin, Generaldirektor der WB Meß- und Regel¬ 
technik, Markgraf links neben Walter Ulbricht, erläutert eine Anlage. 

(Links: Dr. Erich Apel, Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates.) 



Öfter mal „so" statt „so nicht"! 

Seminar „Produktivkraftentwicklung und Produktionsverhältnisse im Kapitalismus des 21. Jahrhunderts“ 


Mit einem Ausschnitt aus dem Film „Modern 
Times“ begann kürzlich das Wochenendseminar 
der DKP Niedersachsen zum Thema „Produktiv¬ 
kraftentwicklung und Produktionsverhältnisse im 
Kapitalismus des 21. Jahrhunderts“. Etwa 15 Teil¬ 
nehmer/innen hatten sich vorgenommen, zusam¬ 
men mit dem Informationswissenschaftler Thomas 
Hagenhofer, Bezirks vor sitzender der DKP Saar¬ 
land und Mitglied im Herausgeberkreis der „Mar¬ 
xistischen Blätter“, über die Arbeitsbedingungen 
der Gegenwart und Zukunft Gedanken zu machen. 
Denn die Arbeitswelt hat sich seit der dargestellten 
Chaplin-Szene - in der der Komiker als Arbeiter 
am Fließband steht, immer die gleichen Tätigkeiten 
ausführen muss und zu alledem dabei noch über¬ 
wacht wird - in vielen Bereichen geändert. Die Aus¬ 
beutung und Überwachung ist geblieben - selbst die 
Entwicklung hin zu Wohnhäusern in unmittelba¬ 
rer Nähe zu Produktionsstätten gehört bei einigen 
Unternehmen zur Zukunftsvision. Doch die Tätig¬ 


keiten sind „moderner“ als im Filmklassiker. Für 
die Seminarteilnehmer/innen galt es erst einmal, 
Begriffe wie Computer, Roboter, Big Data, autono¬ 
me Systeme, künstliche Intelligenz und viele andere 
Schlagworte den marxistischen Kategorien Produk¬ 
tionsverhältnisse und Produktivkräfte zuzuordnen. 
Bei der Frage, ob die Wissenschaft eine Produktiv¬ 
kraft sei, gab es Widerspruch. „Das habe ich mal 
anders gelernt, sorry“, so ein Genosse zu den ande¬ 
ren „Marx-Experten“. Doch es blieb dabei: Wissen¬ 
schaft sei Produktivkraft, so belegten es die Zitate. 
Bei den Wortdefinitionen blieb es aber nicht. Nach 
einem spaßigen Abend samt Ratespielen, kreati¬ 
ven Teamaufgaben und Widerstandsliedern auf der 
Gitarre, beschäftigte sich die Gruppe am zweiten 
Tag des Seminars mit den Perspektiven der Arbeit. 
Zunehmend mehr Selbstständige ohne soziale Ab¬ 
sicherung, die von jedem Platz der Welt Arbeiten 
verrichten können, werden zunehmen und regulä¬ 
re Arbeitsverhältnisse verdrängen. Prognostiziert 


wurde, dass bis zum Jahr 2030 fast die Hälfte der 
Arbeitsplätze im Automobilbereich in Europa ver¬ 
loren gehen und sich die Zentren der Arbeiterbe¬ 
wegung von Europa nach Asien verschieben. Mit 
den Möglichkeiten des „3-D-Drucks“ würden sich 
zusätzlich ganze Produktionszweige verändern. 
Gewerkschaften werden es schwerer haben ihre 
Mitglieder zu erreichen. Prekär-Beschäftigte, Auf- 
stocker und Arbeitslose gehören auch zu denen, 
für die sich die DKP einsetzen und unter anderem 
„gute Arbeit“ sowie die „30-Stunden-Woche“ for¬ 
dern müsse. Ohne „Eingriffe in die Verfügungsge¬ 
walt des Kapitals“ sei das nicht zu haben. Gefor¬ 
dert wurde aber auch, dass die Kommunisten öfter 
einmal das „so (soll es sein)“ statt das „so (soll es) 
nicht (sein)“ propagieren müssten. Jt 

Siehe auch: www.dkp-niedersachsen.de/bezirk/ 
dkp.php?dkp=6&modus=auswahh&mediurn=50 
i&ausgabe=39i#fotos 
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„Man stürzt sich von der Brooklyn-Bridge, schon aus Tradition“ 


„Inside Llewyn Davis“ - fast ein Denkmal 


„Hang me, oh, hang me 
until Fm dead and gone“, 
der junge Sänger auf der 
Bühne müht sich nach 
Kräften seine ganze Ver¬ 
zweiflung an sich und der 
Welt in die Stimme zu le¬ 
gen, „I wouldn 4 t mind the 
hangin 4 , it‘s lyin 4 in the 
grave so long.“ Der Ap¬ 
plaus im verräucherten 
Gaslight-Cafe im New 
Yorker Greenwich Villa- 
ge bleibt höflich. Dabei 
trägt der Text durchaus 
autobiographische Züge. 

„I got so hungry, couldn't 
work my lower jaw, God 
knows.“ Hungrig ist er tat¬ 
sächlich und wann er zum 
letzten Mal was Ordentli¬ 
ches zwischen die Kauleis¬ 
ten gekriegt hat, mag eben 
der liebe Himmel wissen. 

Außerdem, er weiß nicht, 
wo er pennen soll, seine 
Freunde, selbst ziemlich 
klamm, sind schon ganz 
angenervt von seiner ewigen Schnor¬ 
rerei. 

Der Plot ist ebenso undramatisch wie 
schnell erzählt. Llewyn Davis (Oscar 
Isaak) braucht Geld und Erfolg - drin¬ 
gend. Er wird beides nicht bekommen, 
wie so viele, daran lässt die sarkasti¬ 
sche Kamera keinen Zweifel. „Ich seh 4 
da wenig Geld 44 bringt Produzent Bud 
Grossman (F. Murry Abraham) die 
Sache auf den Punkt. Davis ist nicht 
Dylan (der „Mount Rushmore 44 Joel 
Coen).Talent hin oder her. Interessant 
ist weniger was da passiert, sondern wie 
es passiert. 

Um das gebührend zu zelebrieren ha¬ 
ben Ethan und Joel Cohen eine herrli¬ 
che Mischung skurriler Typen um den 
Loser Llewyn gruppiert. Da gibt es die 
Spießerin, seine Schwester Joy (Jeani¬ 
ne Seralles), die vom Häuschen in der 
Vorortsiedlung träumt, seinen Vater im 
Altenheim, der nicht mehr spricht, und 
das allseitig liberale Ehepaar Gorfein, 
das natürlich auch einem chronisch 
blanken Folksänger Unterschlupf bie¬ 
tet. 

Richtig Drive in die Sache bringt aber 
seine leicht toxische Ex, Jean (Cary 
Mulligan), vom herzigen Folkduo 
„Jean und Jim 44 die von ihm ein Kind 
erwartet. Oder von Jim (Justin Timber- 
lake). Und die ihm in bewundernswer¬ 
ter Weise seine Unfähigkeit um die Oh¬ 
ren zu schlagen weiß. Speziell verhü¬ 
tungstechnisch, versteht sich. Und da 
ist Gaslight-Chef Pappi Corsiato (Max 
Casella) der sich gegenüber Llewyn in 
Gedanken darüber verliert, welche sei¬ 
ner Gäste nun lieber Jean oder doch 
lieber Jim ficken wollen. Wobei seine 
Präferenz klar sei und ihm als Clubbe¬ 
sitzer doch so eine Art „ius primae noc¬ 
tis“ zustünde. 

Im Studio nehmen Llewyn, Jim und Al 
Cody (Adam Driver) den Song „Ple- 



Nicht bloß drei Akkorde auf ‘ner Ukulele!“ 


ase, Mr. Kennedy“ auf. Eine Super¬ 
nummer. Llewyn macht mit, weil er, 
wie immer, blank ist. Und obwohl er 
den Text von Jim für bescheuert hält. 
Das ist er auch. Als wäre die von Jim 
mit beflissenem Ernst und belegter 
Stimme bis zum Gehtnichtmehr wie¬ 
derholte Befürchtung: „Please, Mr. 
Kennedy/Don 4 t you shoot me into ou- 
ter space“, nicht schon idiotisch genug, 
wird sie von Als Bassstimme nach jeder 
Zeile mit einem und kräftigen „Oww- 
oooot! 44 oder „Uh-Oh! 44 untermalt. Von 
seinen rhythmischen Kopfbewegungen 
und absurden Grimmassen gar nicht zu 
reden. „It 4 s gonna be a hit!“ Hier spä¬ 
testens sollte bei jedem der Groschen 
gefallen sein. 


Zu wirklicher Hochform läuft dann al¬ 
lerdings das brillante Duo Johnny Five 
(Garret Hedlund) und Roland Turner 
(John Goodman) auf. Die beiden neh¬ 
men Llewyn im Auto mit nach Chica¬ 
go. Während der Spätbeatnik Johnny 
die Lippen allenfalls auseinander be¬ 
kommt, um eine neue Zigarette da¬ 
zwischen zu schieben, und nur in raren 
Momenten seine Sprechfähigkeit durch 
das natürlich Zusammenhang- und an¬ 
lasslose Zitieren einzelner, vermutlich 
eigener, dafür aber umso dunkleren 
Gedichtpassagen unter Beweis zu stel¬ 
len trachtet, macht der schwer überge¬ 
wichtige, drogenabhängige Jazzer Ro¬ 
land Turner aus seinem Herzen keine 
Mördergrube: „Was für Musik machst 


du?“ „Folksongs.“ „Folk¬ 
songs?“ Hast du nicht ge¬ 
sagt, du bist Musiker? Im 
Jazz spielen wir alle Töne. 
Zwölf Töne pro Oktave. 
Nicht bloß drei Akkorde 
auf ,ner Ukulele!“ 

Llewyn Davis ist eine Art 
„Brian“ der Musikbranche. 
So wie der chaotisch-einfäl¬ 
tige Doppelgänger Brian 
(„Das Leben des Brian“) 
es den Monty Pythons er¬ 
möglicht, den heiligen (Ver¬ 
kaufs-) Glamour von der bis 
zum Exzess verwursteten 
Weihnachtsgeschichte weg¬ 
zureißen und die ganze Ab¬ 
surdität dieser albern-bluti¬ 
gen Veranstaltung bloßzu¬ 
legen, sezieren die Coens 
mit ihrem hoffnungslos-er¬ 
folglosen, dafür aber umso 
rechthaberischen Llewyn 
die an Absurditäten eben¬ 
falls nicht gerade arme Mu¬ 
sik- und Folkszene. Ohne 
an den Mount Rushmo¬ 
re pinkeln zu müssen. „Wir sind keine 
Denkmalschützer.“ (Ethan Coen) 
Immerhin, es ist 1961. Der Kalte Krieg 
strebte einem seiner Höhepunkte zu. 
Lumumba, Algerien, das Sharpeville- 
Massaker, der U2-Abschuss, die Mauer. 
In der Kubakrise wird es auf des Mes¬ 
sers Schneide stehen. Da gehört die 
Sorge, von Kennedy in den Weltraum 
geschossen zu werden, nicht gerade 
zu den brennendsten Problemen. Die 
reichlich selbstreferenziellen Künstler- 
und Szenebiotope haben - damals wie 
heute - so ihre recht spezifische Art der 
Wirklichkeitsbewältigung. „I wouldn 4 t 
mind the hangin 4 , it 4 s lyin 4 in the grave 
so long. Tve been all around the world.“ 
Na, dann. 


Rebellion sah und sieht anders aus. 
Die Wilden hießen Marlon Brando, 
James Dean, Elvis Presley. Denen war 
es erkennbar nicht egal, ob sie einen 
Strick um den Hals hatten oder nicht. 
Sie hatten noch etwas vor, ob das den 
großen und kleinen McCarthys pass¬ 
te oder nicht. Und für manche oder 
manchen kam das ziemlich vielver¬ 
sprechend. 

In der Schlusssequenz, der „Messias“ 
Dylan (Benjamin Pike), betritt gera¬ 
de als junger Mann die Bühne, wird 
Llewyn am Hinterausgang, nein, nicht 
gekreuzigt, zusammengeschlagen. Er 
hatte (als Gralshüter der reinen Form) 
eine etwas ältere, augenscheinlich nicht 
sehr versierte Kollegin aus der Jute- 
Fraktion so anzüglich-wüst beschimpft, 
dass sie ihren Auftritt abbrechen muss¬ 
te. „Sie wollte doch nur ein bisschen 
singen“, knurrte ihr Mann, nachdem er 
Llewyn mit zwei trockenen Rechten 
am Boden hatte. 

Der dürfte an diesem Punkt an Roland 
Turners gut gemeinten Rat erinnert ha¬ 
ben: „Würde ich auch nicht ertragen, 
jede Nacht Kinderlieder zu trällern. 
(...) Die George Washington Bridge? 
Wer macht denn so was? Man stürzt 
sich von der Brooklyn Bridge, schon 
aus Tradition!“ Wie hieß noch Llewyns 
erste Platte? „If we had wings!“ 

Mit Bob Dylan, Elvis, den Stones, den 
Beatles erreichte die „Pop-Revolution“ 
jenen mystischen Moment, bei dem das 
Verdikt, „Ich seh 4 da wenig Geld“, nicht 
mehr galt. Für das Christentum kam er 
312, als Konstantin dank göttlicher Vor¬ 
zeichen, klar, durch seinen Sieg an der 
Milvischen Brücke zum alleinigen Kai¬ 
ser aufstieg, und das so nützliche Chris¬ 
tentum zur Staatsreligion machte. Für 
Brian kam der mystische Moment et¬ 
was spät. Für Llewyn auch. 

Klaus Wagener 


Schneewittchen und die Arbeit 

Wie kann Leben jenseits des Neoliberalismus organisiert werden? 


Was hat eigentlich Schneewittchen mit 
feministischer Ökonomie zu tun? Die¬ 
se Frage beantwortet das Werkstatt¬ 
buch „Schneewittchen rechnet ab“ der 
Gender AG von attac. Der Sammel¬ 
band entstand infolge einer Tagung 
zu (queer)feministischer Ökonomie 
im Herbst 2012. Neben Aufsätzen sind 
Dokumentationen künstlerischer Per- 
formances, Diskussionen und Work¬ 
shops enthalten. 

Schneewittchen ist eine sehr „unfemi¬ 
nistische“ Märchenfigur: Sie wird auf 
ihr Äußeres reduziert und soll deshalb 
getötet werden. Zudem arbeitet sie un¬ 
entgeltlich als Dienstmädchen bei den 
sieben Zwergen und wird vom obliga¬ 
torischen Prinzen gerettet. Die Brücke 
zur feministischen Ökonomie findet 
sich vor allem am Punkt der unbezahl¬ 
ten Hausarbeit. Doch auch dominante 
Vorstellungen von weiblicher Schön¬ 


heit, die zentral mit dem Kriterium des 
„Weißseins“ operieren, spiegeln sich in 
Schneewittchens Geschichte. 

Der Band bildet die Vielfalt feminis¬ 
tischen Lebens und Arbeitens ab und 
macht deutlich, dass es einen gemein¬ 
samen Kern der Kritik gibt: Die Margi- 
nalisierung weiblicher Arbeit, die Un¬ 
gleichverteilung verschiedener Arten 
von Arbeit und die damit verbundene 
Restriktivität des Arbeitsbegriffs. Die 
Marginalisierung weiblicher Arbeit 
tritt in vielfältigen Formen auf: In typi¬ 
schen „Frauenbranchen“ ist das Gehalt 
in der Regel niedriger, die Arbeitsbe¬ 
lastung stärker und das gesellschaftli¬ 
che Ansehen schwächer. Hinzu kommt, 
dass Reproduktionsarbeit nicht als 
„richtige“ Arbeit anerkannt ist. 

Sobald Hausarbeit, Kindererziehung, 
Pflege von Angehörigen usw. als Arbeit 
betrachtet wird, tritt ihre Ungleich Ver¬ 


teilung deutlich zutage. Frauen leisten 
nach wie vor den Großteil unbezahl¬ 
ter Reproduktionsarbeit. Bezahlte Re¬ 
produktionsarbeit wird in der Regel 
zu einem geringen Entgelt von Frauen 
geleistet. Dabei handelt es sich mehr¬ 
heitlich um Migrantinnen und schlecht 
ausgebildete Frauen. Die Ungleichver¬ 
teilung vollzieht sich also auch entlang 
der Kategorien Klasse und Ethnizität. 
Diese Kritikpunkte führen letztlich 
zu der Frage nach dem herrschenden 
Arbeitsbegriff. Um ihn zu wandeln, 
braucht es eine grundsätzliche Kri¬ 
tik an der kapitalistisch-patriarchalen 
Wachstumslogik. Reproduktionsar¬ 
beit muss als die eigentlich produktive 
Form von Arbeit anerkannt werden, da 
sie die unverzichtbare Grundlage für 
jedes Wirtschaftssystem schafft. Zudem 
muss die Norm der Vollzeitarbeit infra¬ 
ge gestellt werden. Das Phänomen der 


Arbeitslosigkeit weist schließlich dar¬ 
auf hin, dass die Entwicklung der Pro¬ 
duktivkräfte die Verkürzung der Ar¬ 
beitszeit ermöglicht. 

Feministische Ökonomie trägt also 
immer auch ein utopisches Moment 
in sich. Sie stellt die Frage, wie Leben, 
Arbeiten und Wirtschaften jenseits von 
neoliberalem Wachstumsdenken orga¬ 
nisiert werden und wie dadurch für alle 
Menschen ein besseres, erfüllteres Le¬ 
ben entstehen kann. Allein das macht 
eine Beschäftigung mit dieser Materie 
und die Lektüre dieses Buches mehr als 
lohnenswert. Rahel Wusterack 

Christine Rudolf, Dorren Heide, Julia Lemmie, 
Julia Roßhart, Andrea Vetter (Hrsg.): Schnee¬ 
wittchen rechnet ab. Feministische Ökonomie 
für anderes Leben, Arbeiten und Produzieren, 
VSA Verlag, Hamburg 2013,208 Seiten, 16.80 
Euro 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


Zum Entwurf des EU-Wahlprogramms 

Von Erika Beltz, Gießen 


I nhaltlich sind im Entwurf des Wahl¬ 
programms zur EU-Wahl unsere 
wesentlichen Vorstellungen zur im¬ 
perialistischen, militaristischen Euro¬ 
päischen Union und ihrer Austeritäts- 
politik (unter der zunehmend nicht nur 
die südeuropäische, sondern auch die 
deutsche Arbeiterklasse zu leiden hat), 
sehr gut wiedergegeben. 

Es ist eine gründliche Analyse, die 
geeignet ist, unsere Positionen über¬ 
sichtlich darzulegen. Natürlich muss 
daran noch gefeilt werden, und na¬ 
türlich brauchen wir ein zusätzliches 
Massenmaterial mit den wichtigsten 
Aussagen. 

Auch unsere Forderungen auf den letz¬ 
ten Seiten weisen in die richtige Rich¬ 
tung, ohne Illusionen über eine Refor- 
mierbarkeit dieser EU zu schüren. Die 
konsequente und begründete Ableh¬ 


nung der EU ist keineswegs ein Anbie¬ 
dern an „Anti-EU-Stimmungen“ von 
AfD o.ä., sondern im Gegenteil geeig¬ 
net, dass die berechtigte EU-Kritik in 
die richtige Richtung, d.h. auch zur Soli¬ 
darität mit den Menschen in Griechen¬ 
land, Portugal..., geleitet wird. 
Vielleicht sollten die demokratische 
Alibi-Funktion des EU-Parlaments und 
seine beschränkten Möglichkeiten noch 
deutlicher werden. 

Beim Sammeln der Unterstützungsun¬ 
terschriften sind wir auf breite Zustim¬ 
mung für unsere Kandidatur gestoßen - 
auch bei Mitgliedern der Partei „Die 
Linke“, erst recht bei unseren Wählern, 
denen wir schon bei den hessischen 
Landtagswahlen schwer vermitteln 
konnten, warum wir nicht kandidieren, 
sondern zur Wahl der der Partei „Die 
Linke“ aufgerufen haben. 


(...) Wir haben klare Beschlüsse, die 
es jetzt umzusetzen gilt. Das erfordern 
unsere Organisationsprinzipien, der de¬ 
mokratische Zentralismus. Wir sollten 
die EU-Wahl nutzen und unsere poli¬ 
tischen Vorstellungen offensiv verbrei¬ 
ten und diskutieren und nicht in wider¬ 
legte Utopien verfallen. Wie damals die 
„Friedensfähigkeit des Imperialismus“ 
(in Gorbatschows gemeinsamem euro¬ 
päischen Haus) beschworen wurde, so 
wird heute über ein „friedensorientier¬ 
tes“ „anderes Europa“ spekuliert, ob¬ 
wohl die Ausweitungen der Kriege - 
auch im Koalitionsvertrag - Programm 
sind. Es wäre fahrlässig, dessen unge¬ 
achtet solche Illusionen zu verbreiten. 
Gerade hat auch der SDS der Partei 
„Die Linke“ (...) auf seinem Kongress 
bekräftigt, „keine Hoffnungen in die 
Reformierbarkeit der EU zu legen“ 


Warum es „die“ Europäer gar nicht gibt: 
EU - Glücksfall oder Falle? 

Diskussionsbeitrag von Klaus Steiniger 



B ei dem, was folgt, setze ich kei¬ 
neswegs die generelle Akzeptanz 
meiner Positionen voraus. Als 
Thema habe ich die unsägliche Euro¬ 
pa-Debatte gewählt. Politiker und Me¬ 
dien der Bourgeoisie beharken nicht 
nur ihr gläubiges und höriges BILD- 
Zeitungspublikum, sondern verstehen 
es auch, politisch durchaus mündigen 
Bürgern dieses Landes und Menschen 
in aller Welt ohne Unterlass Katzen als 
Hasen zu verkaufen. Zu ihrem Stan¬ 
dardangebot gehört die These von ei¬ 
nem angeblich in der Brüsseler Retor¬ 
te erzeugten vereinigten Europa, das 
an die Stelle traditionsreicher, in der 
jeweiligen Geschichte oft seit Jahrhun¬ 
derten fest verwurzelter europäischer 
Nationalstaaten getreten sein soll. Ei¬ 
nen übleren Bluff kann man sich wohl 
kaum ausdenken! 

Zunächst ist zu konstatieren, dass die 
tonangebenden Konzerne, Banken und 
Medienimperien sowie die deren Vor¬ 
gaben umsetzenden Politiker und Poli¬ 
tikaster mit der Formierung erst der EG 
und dann der EU ihre „portugiesische 
Lektion“ gelernt und Maßnahmen al¬ 
ler Art ergriffen haben, um künftigen 
Aprilrevolutionen in ihren NATO-Do- 
mänen oder -Hinterhöfen jederzeit so¬ 
fort den Weg verlegen zu können. Mit 
ihren militärischen, polizeilichen, ge¬ 
heimdienstlichen und finanziell-öko¬ 
nomischen Drosselungs- und Erdrosse¬ 
lungsinstrumenten verfügt die EU über 
repressive Mittel zur Zügelung jeglicher 
Widerständigkeit. Das bekommen die 
südeuropäischen Völker - allen voran 
die an den Marterpfahl der „Troika“ 
gefesselten Griechen - nun schon seit 
Jahren hautnah zu spüren. Die EU, in 
der die deutschen, aber auch die fran¬ 
zösischen Imperialisten immer unver¬ 
frorener den Ton angeben, ist ein Su¬ 
permechanismus zur systematischen 
Zerschlagung der nationalen Unab¬ 
hängigkeit, Souveränität und Eigen¬ 
staatlichkeit aller schwächeren „Part¬ 
ner“ auf dem Kontinent. Eigentlich hat 
sich dem bislang nur Putins Russland 
als europäisch-asiatische Großmacht - 
wie immer man Moskaus Innenpolitik 
sonst auch beurteilen mag - in deutli¬ 
cher Verfolgung eines an nationalen 


Interessen wie nationalistischen Ambi¬ 
tionen orientierten Kurses widersetzt. 
Ohne Zweifel besteht die Strategie der 
Kreise um Merkel, deren Einfluss und 
Gewicht man bei aller scheinbaren Un- 
bedarftheit nicht unterschätzen sollte, 
darin, mit Hilfe der EU die wichtigsten 
der auf militärischem Wege unerreich¬ 
ten Kriegsziele Nazi-Deutschlands mit 
politisch-ökonomischen Operationen 
und „zivilen“ Methoden doch noch 
durchzusetzen. Das Vorherrschafts¬ 
streben des deutschen Imperialismus - 
vorerst auf Europa beschränkt - könnte 
schon bald darauf abzielen, selbst mit 
den USA auf Augenhöhe „Tacheles“ 
reden zu können. 

Anders ausgedrückt: Der alte Traum, 
die Welt solle am deutschen Wesen ge¬ 
nesen, beginnt einmal mehr erschre¬ 
ckende Realität zu werden. Das sys¬ 
tematische Aufblasen der NSA-Spi- 
onageaktivitäten, die zur absoluten 
Normalität imperialistischer Geheim¬ 
dienstarbeit gehören, wirkt angesichts 
völlig gleichgelagerter Aktivitäten von 
BND und Verfassungsschutz keines¬ 
wegs nur als Ablenkungsmanöver, son¬ 
dern erweist sich zugleich auch als eine 
Komponente des Berliner Bestrebens, 
Washingtons an Glaubwürdigkeit ge¬ 
bundenes Machtwort in der eigenen 
imperialistischen „Familie“ zu unter¬ 
graben. 

Man sollte sich an Lenins im ersten 
Viertel des 20. Jahrhunderts getroffe¬ 
ne Voraussage erinnern, dass die schon 
damals gedanklich ins Spiel gebrachten 
„Vereinigten Staaten von Europa“ ent¬ 
weder nicht zustande kämen oder re¬ 
aktionär sein würden. Heute liegt eine 
den Völkern tatsächlich dienende ge¬ 
samteuropäische Zusammenarbeit auf 
gleichberechtigter Basis - also das Ge¬ 
genteil der EU - noch in weiter Ferne, 
während die Vorherrschaft der einen 
und die degradierte Rolle der ande¬ 
ren Staaten des Kontinents politische 
Realität ist. Es handelt sich um Irre¬ 
führung größten Stils, die als „fast voll¬ 
endete Einheit Europas“ ausgegeben 
wird. Während ein gnadenloser Macht¬ 
kampf tobt, entwirft man pro forma die 
Architektur eines „gemeinsamen Da¬ 
ches“. Michail Gorbatschow - inzwi¬ 


schen längst Multimillionär und vor¬ 
maliger Liquidator der Sowjetmacht 
in der UdSSR und Henker auch der 
anderen sozialistischen Staaten Euro¬ 
pas - sprach seinerzeit mit besonderer 
Vorliebe vom „gemeinsamen europäi¬ 
schen Haus“. Wer darin Zimmer bekam 
und wer nicht, bedarf wohl keines Kom¬ 
mentars. 

Die „Festung Europa“, durch deren Ab¬ 
riegelung das Mittelmeer zum Massen¬ 
grab für die Armen und Hungernden 
aus der Dritten Welt geworden ist, of¬ 
fenbart das wahre Gesicht der EU. 
Fazit: Ein „Europa“ im Sinne der blu¬ 
migen Phrasen bourgeoiser Politiker 
gibt es nicht. Leider aber werden die 
„Einheitsphantasien“ des imperialisti¬ 
schen Gegners auch von nicht wenigen 
redlichen Menschen aufgesaugt und 
verinnerlicht. Sogar mancher, der von 
sich behauptet, zu einer marxistischen 
Analyse fähig zu sein und die Situation 
aus dieser Sicht beurteilen zu können, 
stößt da ins Leere. Bekanntlich gehen 
Kommunisten, die bei Marx, Engels 
und Lenin oder deren Spur folgenden 
Denkern geblieben sind, stets und in 
erster Linie davon aus, dass sich hin¬ 
ter wie immer drapiertem oder ver¬ 
schleiertem Geschehen sehr konkrete 
Klassenkräfte verbergen, die ebenso 
konkrete ökonomische und soziale In¬ 
teressen verfolgen. Aus dieser Sicht be¬ 
trachtet, gibt es für uns auch nicht die 
Europäer, die Asiaten, die Amerikaner, 
die Afrikaner oder die Australier, son¬ 
dern nur Ausbeuter und Ausgebeutete, 
Bourgeois und Proletarier oder - wie 
manche es vielleicht zeitgemäßer aus- 
drücken wollen - lohnabhängige Ar¬ 
beiter und parasitäre Absahner, die sich 
als Arbeitgeber verkleiden, obwohl sie 
doch eigentlich die Arbeitnehmer sind. 
Der gierige Griff nach der angeblich 
alle vereinenden, versöhnenden und 
ins selbe Boot holenden Zauberformel 
„Europa“ ist - vom korrekten geogra¬ 
phischen Terminus abgesehen - nichts 
anderes als die Begeisterung für leere 
Tüten, die angeblich voller Mehl sein 
sollen. 

Es handelt sich um ein Abrücken vom 
Sinn und Inhalt unserer Weltanschau¬ 
ung, wenn sich als Marxisten Posieren¬ 
de vom A und O dieser Lehre - einer 
konsequenten Klassenanalyse - abwen¬ 
den. Wir Kommunisten kämpfen gegen 
das von einer aufgeblähten supranatio¬ 
nalen Brüsseler Bürokratie verwaltete 
und inzwischen immer mehr durch Ber¬ 
lin beherrschte Europa der Monopole. 
Der Widerstand gegen die EU besitzt 
unterdessen sehr differenzierte Aus¬ 
drucksformen und Strukturen. Breite 
und Vielfalt nehmen zu. Man sollte da¬ 
bei nur an die Tatsache denken, dass in 
Lissabon sogar zehntausend Armeean¬ 
gehörige und Polizisten, die in NATO- 
Ländern nicht gerade als prokommunis¬ 
tisch gelten, für die nationale Souverä- 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 

für die Wahlen zum Europäischen Parlament 

Klaus Steiniger: 

Meine Beweggründe... 


Weshalb ich für das Europaparlament 
kandidiere - eine Körperschaft, die 
keinerlei wirkliche Machtbefugnisse 
gegenüber der aufgeblasenen Brüs¬ 
seler Bürokratie und den eigentlichen 
Drahtziehern der EU in Berlin und 
Paris besitzt? 

Ganz einfach: Weil ich fernab aller De¬ 
magogie und jeglichen „gesamteuro¬ 
päischen“ Gesäuseles hier oder dort 
den Standpunkt vertrete, dass gera¬ 
de Kommunisten auch diese, doch so 
manche erreichende Tribüne nutzen 
sollten. Wofür? Um jenen, welche mit 
dem Hammer des Europas der Mono¬ 
pole dessen schwächere Nationalstaa¬ 
ten nicht ohne Erfolg zu erschlagen be¬ 
strebt sind, den Kampf anzusagen. Sie 
wollen, dass ausgerechnet die Ärmsten 
die von den Reichsten zusammenge¬ 
quirlte EU-Suppe auslöffeln sollen. 
Dem gilt es Paroli zu bieten. 

Seit Jahrzehnten beweisen Abgeord¬ 
nete so standhaft gebliebener Abtei¬ 
lungen der revolutionären Arbeiter¬ 
bewegung wie die portugiesische PCP 
und die griechische KKE durch ihre 
Abgeordneten, dass man auch von der 
Tribüne des Europaparlaments aus die 
Wahrheit verbreiten kann. Sie tun das, 
um das Europa-Getue der Bourgeoi¬ 
sie und ihrer politischen Parteien so¬ 
wie anderer, die ihnen auf den Leim 
gegangen sind, als pure Heuchelei zu 
enttarnen. 


Ich bin der Meinung, dass auch in 
der BRD lebende Kommunisten der 
DKP oder ihres Umfelds die Reihen 
bereits so Erprobter verstärken soll¬ 
ten, um an der Entlarvung des Eu¬ 



ropa-Schwindels teilzunehmen und 
den Einpeitschern dieser reaktionä¬ 
ren Idee die Stirn zu bieten. Dabei 
geht es uns um die Verteidigung der 
Rechte aller sozial oder national Un¬ 
terdrückten, aller Ausgebeuteten, um 
eine wirkliche europäische Integrati¬ 
on der jetzt auf unserem Kontinent 
Beheimateten. 

Gegen das Europa der Monopole, 
für ein Europa der Völker - oder an¬ 
ders ausgedrückt: für ein Europa der 
Krauses und gegen ein Europa der 
Krupps! 


nität Portugals auf die Straße gegangen 
sind. Merkels „Europa“ ist nicht nur eine 
Fiktion, sondern auch eine gefährliche 
Falle, die jederzeit zuschnappen kann. 
Vor einigen Jahren wurde von der Brüs¬ 
seler EU-Kommission die Idee soge¬ 
nannter gesamteuropäischer politischer 
Parteien ins Spiel gebracht. Um Interes¬ 
se für dieses Projekt zu wecken, häng- 
te man einen verlockenden Köder an 
die imaginäre Angel: Erhebliche Sum¬ 
men winkten all jenen, die auf ein sol¬ 
ches Spiel einzugehen bereit waren. 
Natürlich korrespondierte auch dieser 
Beschluß mit der EU-Gesamtstrategie 
zur Liquidierung europäischer Natio¬ 
nalstaaten. Um ohne Aufschub in den 
Brüsseler Topf hineingreifen zu kön¬ 
nen oder - anders ausgedrückt - an den 
Tropf der EU angeschlossen zu werden, 
gründeten fast alle Parteien des Euro¬ 
paparlaments in Windeseile „gesamteu¬ 
ropäische“ Scheinfirmen. Die Christde¬ 
mokraten taten das ebenso wie die So¬ 
zialdemokraten oder die Liberalen. Man 
war über Nacht „gesamteuropäisch auf¬ 
gestellt“. Auch die Linke durfte von die¬ 
ser leckeren Speise naschen. Ohne jeg¬ 
liche politisch-ideologische oder auch 
nur technisch-organisatorische Voraus¬ 
setzungen wurde - zur Verblüffung nicht 
weniger Mitglieder der beteiligten For¬ 
mationen - Knall auf Fall eine Europä¬ 
ische Linkspartei (ELP) übers Knie ge¬ 
brochen. 

Während sich große marxistisch-leni¬ 
nistische Parteien Europas auf ein sol¬ 
ches Vabanquespiel nicht einließen, 
wandten sich auch andere konsequen¬ 
te Linkskräfte wie die in letzter Zeit bei 
Wahrung eindeutiger Klassenpositionen 
rasch an Boden gewinnende belgische 
PTB gegen einen Dachstuhl ohne Fun¬ 
damente. Zu den Gründern der ELP 
zählten neben nicht gerade deren linkem 
Flügel angehörenden Führungskräften 
der PDS, altgediente Eurokommunisten 
aus der gewandelten FKP und Anhänger 
des damaligen italienischen Parteifüh¬ 
rers Bertinotti, aber auch in der Wolle 
gefärbte Revisionisten aus Griechen¬ 
lands Synaspismos und Sozialdemokra¬ 
ten der verschiedensten Art. 

Seit ihrer Gründung ist die ELP ge¬ 
wissermaßen eine Art Kunstpartei auf 
Hochglanzpapier ohne jeden tatsächli¬ 
chen Rückhalt in der europäischen Ar¬ 
beiter- und Volksbewegung. 

Außer Mitgliedern nimmt sie auch Be¬ 
obachter in ihre Reihen auf, die zwar 
kein Stimmrecht besitzen, sich aber bei 
Beratungen des führenden Gremiums 
gleichberechtigt äußern dürfen. 


Bekanntlich erwarb die DKP zu Zeiten 
anderer Mehrheitsverhältnisse in ihrem 
Vorstand auf der Grundlage von Par¬ 
teitagsbeschlüssen einen solchen Beob¬ 
achterstatus. Sie folgte sich daraus erge¬ 
benden Verpflichtungen. Gegenwärtig 
wird in der Partei darüber gestritten, 
wie in dieser Frage künftig verfahren 
werden soll. Während sich eine offen¬ 
bar minoritäre Tendenz für eine Auf¬ 
wertung sogar zur Vollmitgliedschaft 
engagiert, mehren sich zugleich die 
Stimmen derer, die einen Austritt aus 
der ELP für ratsam halten. 

Als Beitrag zu dieser Diskussion möch¬ 
te ich die UZ-Leser mit einem außer¬ 
ordentlich wichtigen Material vertraut 
machen, auf das ich erst unlängst in 
der Zeitschrift „Initiative Communis- 
te“, dem Blatt des konsequent mar¬ 
xistischen Pols zur Kommunistischen 
Wiedergeburt in Frankreich (PRCF) 
gestoßen bin. Genosse Gyula Thürmer, 
Vorsitzender der Ungarischen Kommu¬ 
nistischen Arbeiterpartei, die aufgrund 
des Gesinnungsterrors der faschistoi¬ 
den Orban-Regierung das Wort „kom¬ 
munistisch“ aus ihrem Parteinamen 
entfernen musste, begründete dort den 
schon 2009 vollzogenen Austritt der 
UKAP aus der ELP folgendermaßen: 
„Wir wollen den Kapitalismus überwin¬ 
den, die ELP aber will ihn verbessern. 
Wir gehen von der Position des Mar¬ 
xismus-Leninismus, der Theorie und 
Praxis des Klassenkampfes und dem 
proletarischen Internationalismus aus. 
Die ELP aber, der weder Portugals PCP 
noch Griechenlands KKE jemals bei¬ 
getreten sind, steht bedauerlicherweise 
auf dem Boden des Reformismus.“ 
Mögen Gyula Thürmers Worte als 
Denkanstoß und Orientierungshilfe 
auch in unserer Debatte dienen. Ich 
selbst fühle mich von dem Ratschlag 
aus Budapest sehr angesprochen. 

Klaus Steiniger ist seit Februar 1998 
verantwortlicher Redakteur der mar¬ 
xistischen Zeitschrift „RotFuchs“. Im Ja¬ 
nuar 1992 wurde Klaus Steiniger nach 
4ijähriger Zugehörigkeit zur SED und 
einem kurzen Zwischenspiel bei der 
PDS Mitglied der DKP, dessen Berliner 
Bezirksorganisation er eine Zeitlang 
leitete. 

Er schreibt:„Mit der UZ verbindet mich 
vieles: Von 1992 bis 1998 habe ich Wo¬ 
che für Woche mindestens einen au¬ 
ßenpolitischen Artikel - nicht selten 
unter dem Pseudonym Konrad StrehI — 
für die Zeitung der Partei geschrieben.“ 
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Lieber weiß, reich und gesund als schwarz, arm und tot 

„Obamacare“ - oder: Von der neoliberalen Zurichtung der Gesundheitsversorgung 


„Obamacare entpuppt sich als giganti¬ 
scher Flop“, freute sich die „Welt“ Mitte 
letzten Monats, „Barack Obamas Um¬ 
fragewerte sacken auf einen Tiefst- 
stand, während die pannenversehrte 
Gesundheitsreform ,Obamacare 4 da¬ 
hinsiecht und die Republikaner jubi¬ 
lieren“ Der von „Softwarefehlern und 
Schlamperei gezeichnete Fehlstart“ 
wachse sich „zur politischen Katast¬ 
rophe für den Präsidenten und seine 
Partei aus“. 

Nun ist der „Fehlstart“ kaum zu be¬ 
streiten. In Zeiten in denen - „Privat 
vor Staat!“ - die Staatsapperate zu 
einer Art Selbstbedienungsladen der 
Multis geworden sind, klappen Groß¬ 
projekte eben nur noch bedingt. Wie 
beispielsweise die deutsche Lkw-Maut, 
Stuttgart21 oder der Berliner Flugha¬ 
fen BER. Warum sollte es im Mutter¬ 
land des „schlanken Staates“ anders 
sein? Aber gemach. Es geht hier um 
eine Webseite. 

Jenseits des republikanischen Knie- 
kehlentretens und der hiesigen sozi- 
aldarwinistischen Häme: Wie sieht‘s 
aus mit Obamas Jahrhundertreform? 
Dem einzig verbliebenen Aktivposten 
des Friedensnobelpreisträgers? 
Bringt sie, wenn die IT-Pro¬ 
bleme gelöst sein wer¬ 
den, tatsächlich endlich 
den zivilisatorischen 
Mindeststandard einer 
hinreichenden Gesund¬ 
heitsversorgung für alle 
US-Bürger? Etwas, was 
im Entwicklungsland Kuba 
eine Selbstverständlichkeit 
ist. Und wenn, zu welchem 
Preis? 

Wie uns die Tagesschau versi¬ 
chert, haben 45 Millionen US- 
Amerikaner keine Krankenversi¬ 
cherung, weitere 40 Millionen nur ei¬ 
nen minimalen Versicherungsschutz. 
Mit ein bisschen Phantasie ließen sich 
die dahinter verborgenen Schicksale 
ausmalen. Wenn man wollte. Die Tea- 
Party/Republikaner wollen offenkun¬ 
dig nicht. 

Das Congressional Budget Office 
(CBO) hat den Effekt der Gesund- 
heitsreform auf 32 Mio. Neu versicherte 
beziffert. Zur Hälfte etwa durch „Oba¬ 
macare“, zur anderen Hälfte durch die 
Ausweitung von Medicaid, dem staatli¬ 
chen Gesundheitssystem für Menschen 
mit geringem Einkommen. 

Vernunft und Profit 

Nüchtern und vernünftig betrachtet 
ist es nicht sonderlich schwierig ein 
effektives, gemeinnütziges, nach dem 
Solidarprinzip arbeitendes Gesund¬ 
heitssystem auf die Beine zu stellen. 
Zahlten alle Bürger entsprechend ih¬ 
rem Einkommen ein und darüber hin¬ 
aus alle Unternehmen, die ja bei ihrer 
Mehrwertproduktion von der Gesund¬ 
heit ihrer Arbeiter profitieren, so wäre 
das finanzielle Potenzial dieser Ge¬ 
sundheitskasse eine Funktion des Nati¬ 
onaleinkommens sowie der politischen 
Entscheidung, wie viel davon der Ge¬ 
sellschaft ihre Gesundheit wert ist. Und 
um das vielbeklagte „Moral-Hazard“- 
Problem wirklich zu minimieren, wäre 
der operative und verwaltungsmäßige 
Betrieb als Behörde zu organisieren, 
welche die Gesundheitseinrichtungen 
bedarfsgerecht finanziert und das er¬ 
forderliche Personal leistungsgerecht 
entlohnt. Aktuell entfallen 24 Prozent 
der Ausgaben im US-Gesundheitssys- 
tem auf Verwaltungsaufwand. Es ginge 
billiger. 

Natürlich geht es nicht um Nüchtern¬ 
heit und Vernunft. Von einer Solidari¬ 
tät der Reichen mit den Armen kann 
selbstverständlich keine Rede sein. Ei¬ 
nen einkommensgerechten Beitrag an 
die Krankenkasse abliefern - als Mil¬ 
liardär? Ein absurder Gedanke. Noch 
schlimmer: Wo bleibt der Profit? Im¬ 
merhin reden wir über einen 2,5-Bio.- 
Dollar-Markt. Für den Bruchteil einer 
solchen Summe werden Kriege geführt. 
Keine Versicherungen, keine privaten 
Klinikketten, keine Glitzer-Bauten, 
keine Supergehälter, keine gegelten 
BWLer? Nur schlichte Linoleum-Ver¬ 


waltung? Da ist es doch kein Wunder, 
dass die Republikaner „Sozialismus!“ 
schreien. Und natürlich ist es das nicht. 

Die Zukunft des Mittelalters 

Aber Barack Obama hatte dennoch ein 
offenes Ohr. Schließlich wollte er kein 
Sozialist sein. Sein Wahlversprechen, 
wörtlich übersetzt: Die Gesundheits¬ 
reform des Präsidenten mache „das 
Gesundheitsversicherungssystem bes¬ 
ser arbeiten für jedermann“. Das kann 
viele Bedeutungen haben. Aber kaum 
die, dass mit der teuren Abzocke nun 
Schluss gemacht werden soll. 

Teuer ist „Privat vor Staat“ natürlich 
auch im Gesundheitssystem. Das Ge¬ 
sundheitssystem der USA ist das welt¬ 
weit teuerste, und mit mehr als 7 500 
Dollar pro Kopf und Jahr mehr als dop¬ 
pelt so teuer wie das nun auch nicht 
gerade preiswerte der Bundesrepublik. 
Und das liegt nun nicht an der gern be¬ 
mühten „Überversorgung“. Traditionell 
zahlt man hier seinen Arzt selbst, 
so man kann. Der Mythos 
des „Land of the 
Free and 


zierten Krankenversicherungen Medi¬ 
caid und Medicare. Dabei ist Medicare 
für (momentan etwa 42 Mio.) US-Bür¬ 
ger im Alter über 64 Jahren gedacht, 
Medicaid für (momentan etwa 40 Mio.) 
Einkommensschwache. Dass es den¬ 
noch so viele Unversicherte gibt, liegt 
vor allem an dem Umstand, dass sie für 
Medicaid zu reich und für eine Versi¬ 
cherung zu arm sind. Oder dass sie von 
den Versicherungen nicht 
versichert 
Wer¬ 



der Ansatz wäre die Universalisierung 
von Medicare (wie 2009 vom Demo¬ 
kraten John Conyers vergeblich ver¬ 
sucht) zu einer allgemeinen staatlichen 
Krankenversicherung gewesen (Uni¬ 
versal Single-Payer Healthcare). Aber 
da siegte bei Clinton die Furcht vor 
Newt Gingrichs Defizit-Falken. Hilla¬ 
ry Clintons „Health Care Task Force“ 
versuchte es allen recht zu machen. Vor 
allem den Republikanern. Der kom¬ 
plizierte Obama-Vorläufer basierte 
ebenfalls im Kern statt auf staatlicher 
Finanzierung und Organisation auf 
privater Versicherungspflicht. Ver¬ 
sicherungspflicht sowohl der Un¬ 
ternehmen für ihre Arbeiter als 
auch der einzelnen Bürger für sich 
selbst. Im Gegenzug wurden staatliche 
Garantien sowie Subventionierung in 
Aussicht gestellt. „In Gefahr und gro¬ 
ßer Not bringt der Mittelweg den Tod.“ 
Eine Erfahrung, die bei US-Demokra- 
ten offenbar keine Lerneffekte auslöst. 
Von Clintons groß angekündigter Ge¬ 
sundheitsreform blieb am Ende CHIP 
(Childrens Health Insurance Program), 
das staatlich finanzierte Gesundheits¬ 
programm für (etwa 6,6 Mio.) Kinder 
und (etwa 0,6 Mio.) schwangere Müt¬ 
ter. 

Public-Private - der Staat 
investiert, Privat kassiert 

Nun ist die staatliche Finanzierung 
des Gesundheitssystems in etwa 
so gerecht wie das Steuersys¬ 
tem, aus dem die erforderlichen 
Mittel aufgebracht werden. Wie 
sich schon bei Clinton zeigte, ist 


Der Patient Protection and Affordable 
Act (PPACA) ist eine als Public-Priva- 
te-Modell verklärte, staatlich vermittel¬ 
te, strafbewehrte Versicherungspflicht - 
zugunsten eines privaten Versicherers. 
Verbunden mit einer Reihe flankieren¬ 
der Maßnahmen, welche die Zugangs¬ 
barrieren, die durch die privaten Ver¬ 
sicherer entstehen, außer Kraft setzen 
sollen. So z.B. dem Verbot der Ableh¬ 
nung wegen Vorerkrankungen o.ä., 
der Begrenzung des Prämienanstiegs 
für alte oder erkrankte Menschen. Die 
Finanzierungslücke stopft Geld vom 
Staat in Form von Steuergutschriften, 
steuerlicher Anrechenbarkeit und di¬ 
rekter staatlicher Bezuschussung ins 
System. Eben all das kompliziert-bü¬ 
rokratische und vor allem teure Zeugs, 
was notwendig ist, wenn man ein auf 
Beutelschneiderei getrimmtes System 
auf sozialverträglich schminken will. 
Die Klapprigkeit der Webseite, mit wel¬ 
cher der Staat sich als Versicherungs¬ 
komplize betätigt, ist dabei das gerings¬ 
te Problem. Die Vorstände der Versi¬ 
cherungsunternehmen dürfen gelassen 
bleiben. Die 17 Mio. neuen Kunden, die 
ihnen „Obamacare“ versprochen hat, 
werden ihnen schon zugetrieben wer¬ 
den. 

Interessanterweise zeigt der Kapita¬ 
lismus auch, dass es auch anders geht. 
Die Formel heißt „Seif Insurance“. Un¬ 
ternehmen mit der notwendigen Grö¬ 
ße halten die Versicherungshaie außen 
vor. Sie zahlen die Gesundheitskosten 
direkt. Ab einer bestimmten Betriebs¬ 
größe ist der „Risikopool“ versiche¬ 
rungsmathematisch groß genug. (200- 


the 

Home of 
the Brave“, ob¬ 
wohl längst ein ver¬ 
schollener Erinnerungsposten, ent¬ 
wickelt, nostalgisch verklärt von der 
Tea-Party-Demagogie, ein politikre¬ 
levantes Potential. Die Misere ist der¬ 
gestalt, dass der Marsch in die Vergan¬ 
genheit als Rettung erscheint. „Health 
care is no right“ (Es gibt kein Recht auf 
Gesundheitsvorsorge) verkünden die 
„Free-Market-Health-Care“-Funda¬ 
mentalisten wie Präsidentschaftskan¬ 
didat Ron Paul. Ihnen ist alles, was es 
da im Gesundheitssystem an Staat gibt, 
von Übel. Ihre Zukunft liegt in den 
populär werdenden ambulanten Arzt¬ 
ständen in den Supermärkten. Ein Mit¬ 
telalter wie früher der Zahnreißer vor 
der Fischbude. Fast-Food-Medizin ge¬ 
gen Cash. Entweder reich und gesund 
oder arm und tot. Weiße Männer in rei¬ 
chen Gebieten haben eine Lebenser¬ 
wartung von über 76,4 Jahren, schwar¬ 
ze in armen eine von 57,9. 

Reparaturunternehmen Staat 

Es hatte erst der Großen Depression 
bedurft, damit im US-Establisment ein 
gewisses Nachdenken über eine syste¬ 
matisch organisierte Gesundheitsver¬ 
sorgung langsam in Gang kam. Nicht 
so sehr aus humanitären Gründen, wie 
man heute sehen kann, sondern da 
gab es noch diese Sowjetunion, eine 
US-amerikanische Arbeiterbewegung 
und ähnliches. Aber klar, wenn Ge¬ 
sundheitsvorsorge, dann ist das - wie 
bei den Pensionen - vor allem ein Ge¬ 
schäft. Der zweite Weltkrieg wurde 
zum Big Bang nicht nur der Rüstungs¬ 
industrie, sondern auch der Pensions¬ 
kassen und Versicherungswirtschaft. 
Diese „Lösung“ verhalf zwar den Versi¬ 
cherern zu ungeahntem Reichtum, vie¬ 
len US-Bürgern aber keineswegs zum 
Zugang zur Gesundheitsversorgung. 
1965, die schwarze Bürgerrechtsbewe¬ 
gung war auf ihrem Höhepunkt, gelang 
es selbst in den USA eine öffentliche 
Krankenversicherung durchzusetzen. 
Lyndon B. Johnson Unterzeichnete das 
Gesetz zur Schaffung der steuerfinan¬ 


den. Dazu gibt es eine ganze Latte Ab¬ 
lehnungsgründe, von der Herzkrank¬ 
heit über die Akne bis zum Unterge¬ 
wicht. Schließlich gibt es noch die nicht 
wenigen Menschen, die öffentliche Un¬ 
terstützung nicht annehmen mögen. 
Medicare und Medicaid war für 
US-Verhältnisse ein gewaltiger 
Schritt. Aber natürlich nicht groß 
genug. Etwas, was sogar Ronald 
Reagan erkennen musste. 1986 unter¬ 
schrieb er EMTALA (Emergency Me¬ 
dical Treatment and Labor Act). Da¬ 
nach müssen (teilnehmende, faktisch 
allerdings nahezu alle) Krankenhäu¬ 
ser jeden Patienten aufnehmen, der als 
Notfall eingeliefert wird. Auch, wenn 
der nicht versichert ist und nicht be¬ 
zahlen kann. Akut Kranke, die wieder 
auf die Straße geschickt wurden, mach¬ 
ten sich nicht gut im Kampf gegen das 
„Evil Empire“. Ein typisches Geschäft 
zu Lasten Dritter. Durch EMLATA 
müssen von den Kliniken mittlerwei¬ 
le mehr als die Hälfte der Intensivme¬ 
dizinleistungen unentgeltlich erbracht 
werden. 

Bei Bill Clintons Amtsantritt war die 
Zahl der unversicherten US-Bürger 
auf 35 Mio. gestiegen. Ein naheliegen¬ 


hier der Hebel der neoliberalen Um¬ 
verteiler, die ausgebombte Staatskasse, 
ziemlich lang. Dies hat sich nach der 
steuerfinanzierten Rettung von Wall 
Street bekanntlich nicht geändert. Eine 
Ausweitung des Systems, wenn es denn 
gelänge, stünde immer vor dem Prob¬ 
lem des Finanzierungsvorbehalts. Dies 
würde durch die strukturelle Intrans¬ 
parenz, die nicht mögliche Einnah- 
men-Ausgaben-Zuordnung des Bud¬ 
gets noch verstärkt. Der Spardruck, 
wodurch auch immer konkret ausge¬ 
löst, würde sich sofort gegen die Sozi¬ 
alprogramme wenden. Wie er das (bei¬ 
spielsweise bei den Food Stamps, den 
Lebensmittelmarken) ja gegenwärtig 
schon tut. 

Auch Barack Obama hatte offenbar, 
warum auch immer, gehofft, dass Zu¬ 
geständnisse an die Republikaner zu 
akzeptablen Kompromisslösungen 
führen würden. Er ließ die zweijährige 
Chance seiner klaren Kongressmehr¬ 
heit sinnlos (oder absichtsvoll) ver¬ 
streichen. Was die Obstruktionspolitik 
der Republikaner nur verhärtete und 
seinen Ruf umso mehr ruinierte. Üb¬ 
rig blieb, wie bei Clinton, ein lausiger 
Mini-„Erfolg“. 


999 Arbeiter = 52 Prozent Selbstversi¬ 
cherer, ab 5 000 Arbeiter = 93 Prozent 
Selbstversicherer). Unbeabsichtigt liegt 
hier die Blaupause für die Gesellschaft 
insgesamt. 

In der betriebswirtschaftlichen Rech¬ 
nung löst die Übernahme des „Ge¬ 
sundheitsrisikos“ allerdings einen nicht 
so geringen Druck auf die Belegschaf¬ 
ten aus. Je gesünder und jünger, umso 
kostengünstiger. Der globalisiertenS- 
tandortwettbewerb um die niedrigs¬ 
ten Gesundheitskosten (Rauchverbot 
u.ä.), das „Trimm dich fit für den Profit“ 
ist hier auf Betriebsebene herunterge¬ 
brochen. Hier geht es um signifikante 
Beträge. Immerhin steigen die Arzt- 
Kosten allein bei Fettleibigkeit um 36 
Prozent, bei Krankenhaus und Medika¬ 
mentenausgaben um 77 Prozent. Aller¬ 
dings zeigt eine US-Adipositasrate von 
34 Prozent auch die ganze Ambivalenz 
dieser Bemühungen auf. „Es gibt kein 
richtiges Leben im falschen.“ Der zer¬ 
störerische Druck des entgrenzten Ka¬ 
pitalismus lässt sich auch mit noch so 
viel Gesundheitsapostelei nicht kon¬ 
terkarieren. Die Zunahme psychischer 
Erkrankungen spricht eine deutliche 
Sprache. Klaus Wagener 
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Jupp Buschmann 

18.6.1934-3.12.2013 

Wir alle haben einen treuen Kampfgenossen verloren. „Jupp“, so 
kannten ihn alle, begleitete mit Rat und Tat und seiner Quetschkom¬ 
mode die Aktivitäten der 1951 verbotenen FDJ, der 1956 verbotenen 
KPD auch nach deren Verboten durch die Adenauer-Regierung. Jupp 
war da und blieb da. Er war auch 1968 da, als die SDAJ gegründet 
wurde und die Kommunistische Partei Deutschlands - als DKP - neu 
konstituiert wurde. 

Als Betriebsrat bei Mannesmann-Lierenfeld und als Gewerkschafts¬ 
funktionär war er der vertrauenswürdige Vertreter seiner Klasse. 
Sein Engagement gehörte der Friedensbewegung. 

Jupp blieb seiner Partei auch nach der Auslieferung des sozialis¬ 
tischen Systems an den Kapitalismus zum Null-Tarif treu. Die Ge¬ 
danken von Marx und Engels - einmal als richtig erkannt - blieben 
seine lebensbestimmende Maxime. 

Wir verabschieden uns von unserem Genossen Jupp mit den 
verpflichtenden Zeilen Erich Mühsams: 

„ Wollt ihr denen Gutes tun, 
die der Tod getroffen, 

Menschen, lasst die Toten ruh ’n 
und erfüllt ihr Hoffen! “ 

Lieber Jupp, wir werden Deine Sache weiterführen. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP - Düsseldorf 

Die Trauerfeier findet am Donnerstag, dem 19. Dezember 2013 um 
11.20 Uhr auf dem Waldfriedhof Gerresheim (obere Kapelle) statt. 


Bei unserer traditionellen Veranstaltung zum Jahresabschluss am 
5. Dezember 2013 war unser Parteivorsitzender 

Patrik Köbele 

zum Thema „Wer von Sozialismus redet, sollte über 
Kommunismus nachdenken“ zu Gast in Aachen“ 

Es gab eine lebhafte Diskussion, die auch zu der Frage überleitete, 
weshalb nach 1918 - dem Ende des 1. Weltkriegs - die meisten kom¬ 
munistischen Parteien erst entstanden. Das hatte sicherlich mit dem 
imperialistischen Charakter des 1. Weltkriegs zu tun, aber auch mit der 
Erkenntnis, dass die Gräuel dieses Kriegs und die Auswirkungen auf 
die arbeitende Klasse nur durch die Umwälzung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zukünftig dauerhaft verhindert werden können. 

Im kommenden Jahr jährt sich dieser Krieg zum 100. Mal. 

Zu diesen Themen passend lädt der Parteivorstand vom 

15.-16. Februar 2014 

zu einer Vier-Parteien-Konferenz der kommunistischen Partei¬ 
en Belgiens, Luxemburgs, der Niederlande und Deutschlands in 
Aachen ein. Übergreifendes Thema der Konferenz wird der imperialis¬ 
tische 1. Weltkrieg sein. 

Zum Auftakt findet eine Demonstration der kommunistischen Parteien 
statt, zu der wir Euch herzlich einladen. 

Wegen der Grenznähe zu Belgien und den Niederlanden stehen in Aa¬ 
chen im kommenden Jahr die beiden Weltkriege in einem besonderen 
Fokus: 

Vor hundert Jahren - am 1. August 1914 - fielen deutsche Truppen 
über die Aachener Grenze in Belgien ein. Der erste Weltkrieg begann. 

Vor 75 Jahren - am 1. September 1939 - begann mit dem Überfall auf 
Polen der 2. Weltkrieg. Über die Aachener Grenze zu Belgien und den 
Niederlanden fanden ab 1933 bis zum Ende des Krieges zahlreiche 
Widerstands- und Rettungsaktionen statt. 

Vor 70 Jahren - am 21. Oktober 1944 - wurde Aachen als erste deut¬ 
sche Großstadt vom Faschismus befreit. 

Über diesen vielen historischen Daten - die auch heute noch darauf 
hinweisen, dass die damaligen imperialistischen Kriege ihre Fortset¬ 
zung in den heutigen Kriegsszenarien zur Neuaufteilung der Welt fin¬ 
den - werden wir unsere tägliche Parteiarbeit gegen den kapitalisti¬ 
schen Wahnsinn nicht vergessen. 

Insbesondere freuen wir uns auf das UZ-Pressefest 2014, bei dem wir 
mit Euch allen kämpferischen Mut auftanken können. 

Für das Jahr 2014 wünschen unseren Genossinnen und Genossen - 
wie immer - revolutionären Optimismus, denn „Keine Revolution ist 
auch keine Lösung!“ 

DKP und SDAJ Aachen 


Anzeigen zum 
neuen Jahr 

Wir bieten vor allem den 
Gruppen, Kreisen und Perso¬ 
nen, die bisher noch nie eine 
Grußanzeige geschaltet ha¬ 
ben, eine Kleinanzeige zum 
Einmalpreis an: 

1-spaltig 45 mm breit, 70 
mm hoch zum Preis von 35 
Euro + MwSt. (statt 52,50 + 
MwSt.) 

Infos unter: 

0201 /177 889 23 oder 24 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

CommPress-Verlag 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 



DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

11. und 12. Januar 2014 
Wir sind dabei! 



Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 


Kosten 


pro Person: 60 Euro / Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 11. Januar um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 

6.30 Uhr in Duisburg, 7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 


Tel. 0201 - 22 51 47 Fax 0201 - 269 80 38 


BUS 2 


Der Münsterlandbus fährt wieder! 

Samstag, den 11. Januar um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr Münster 
über verschiedene Stationen Ostwestfalens 

Informationen und Anmeldung: 

Ansgar Schmidt; ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 
Tel: 0251 6090905 


DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende in Berlin 

am 11./12. Januar 2014 

Jetzt anmelden! 

Wir organisieren die gemeinsame Hin- und Rückfahrt sowie 
- nach Bedarf - die Unterkunft. 

DKP Rheinland-Westfalen 
Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen 

sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 



Audio-Datein der Veranstaltungen sind 
auf der Internetseite veröffentlicht; 

www.kapitalismus-in-der-krise.de 


Neuheiten bei JUMP UP Dezember 2013 
Werner Lutz: 

Das Vorletzte - XXL - CD EUR 12,00 

Der "Singer-Song-Weiter^ Werner Lutz hot eine neue CD herausge« 
bracht. Lieder, die Partei ergreifen., gegen die Unmenschliche Bar¬ 
barei gegenüber Flüchtlingen, die man vorsätzlich im AAittelmeer 
ertrinken lässt, gegen zunehmende Krrege und Terror weltweit. 

Manu Chao: 

Siberie M Etait Contee - CD EUR 12,50 

Wurde bisher nie als Cb veröffentlicht, gab es nur zusammen mit 
Such. Oie 150,OTO-er Auf Jage war damals in 6 Wachen ausverkauft 
und nicht im regulären Handel erhältlich! 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schal Iplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (Aß) 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Ruht & Natur satt Im MQntz- 
NationAlpark. 2 Ft Wo je 2-3 Pc:&, 
ganzjährig kn Kratjgbung-Graimn, 
Havel & ElaveLseen, Brat ät Rad, 
laifo. wwm, trlaora dc 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V___/ 


Trotz alledem! 
Kalender 2014 



Ferienwohnung in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm 
08144 7200 

anna.boegel@googlemail.com 


Der Keilender kann gegen Rechnung 

fat 12 EUft + I.ÄÖEUft 

Verbandkasten heilnlll w-efden: 

inf&’fifwid«r^ndpo#hfflii,dp 
ode* poMoütdi twi 

M. MäyarS 
12Ü5 
55002 Mainz 



DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 18./19. Januar 2014 
Aktionseinheit und Bündnispolitik 

Referent: Jürgen Lloyd 

„Die Mitglieder der DKP arbeiten aktiv in demokratischen Bewegungen, 
Bündnissen und örtlichen Bürgerinitiativen mit. Die DKP geht davon aus, 
dass Inhalt und Form des Kampfes durch die jeweiligen Bewegungen 
selbst bestimmt werden. Die Mitglieder der DKP wirken konsequent für 
die gemeinsam erarbeiteten Forderungen und Ziele und bringen in die 
Debatten um Kampfformen und gesellschaftliche Alternativen ihre welt¬ 
anschaulichen und politischen Positionen ein.“ (Aus dem Programm 
der DKP) 

Bündnisarbeit gehört zur Geschichte der Kommunistischen Bewegung 
seit ihren Anfängen. Bereits im Kommunistischen Manifest und in der 
„Kritik des Gothaer Programms“ finden wir die Auseinandersetzung mit 
diesem Thema. Einheitsfront und Volksfront, Aktionseinheit und anti¬ 
monopolistische Bündnisse - mit diesen Begriffen gehen wir um, aber 
es gibt auch unterschiedliche Vorstellungen davon, was wir darunter zu 
verstehen haben. 

Wir wollen im Seminar diese Begriffe behandeln, ihre Grundlagen klä¬ 
ren. Und wir wollen sehen, wie wir mit diesen Grundlagen Orientierun¬ 
gen finden können für unsere Arbeit in Bündnissen vor Ort und Antwor¬ 
ten auf die dabei auftauchenden Probleme. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 
10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab 
Freitag 30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 




POSITION 

DEIH KUSSEHSTAHDPtJHKT 
DEIH SOZIALISTISCHES 
JUGEHDMAGAZIH 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte Ferienwohnung 
für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, 
WC). Preis nach Vereinbarung. Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 

Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 


Das Silvester-Programm kann angefordert werden. 


Toskana, nah am Meer 

flkohof im Olivenhain, 
weiter BlicL Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher 
Haus öder Häuschen; 
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Pressefest / Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 13. Dezember 2013 15 


Die Planung für unser Fest startet! 

Die Tradition der UZ-Pressefeste besteht nun seit 40 Jahren 





««*!*! 


M ontag, 9. 12. 2013: Auf ei¬ 
ner der letzten Sitzungen der 
Pressefestkommission haben 
wir festgestellt, dass wir seit 40 Jahren 
Pressefeste veranstalten. Unser 1. Fest 
fand am 21./22. September 1974 auf der 
Rheinwiese in Düsseldorf statt und war 
eine Sensation in der Stadt. Mit diesen 
Ereignissen haben wir auch einen be¬ 
achtlichen Eintrag auf die Wikipedia 
Seite geschafft: 

Entstehung und Geschichte der Feste: 
Beim ersten Fest am 21. und 22. Sep¬ 
tember 1974 zählten die Veranstalter 
über 700 000 Besucher in den Düssel¬ 
dorfer Rheinwiesen. (Für das Fest, wel¬ 
ches die Partei etwa eine Million DM 
kostete, gab der nordrhein-westfälische 
Verfassungsschutz eine Besucherzahl 
von etwa 100 000 an.) Das zweite „UZ- 
Pressefest - Fest der Arbeiterpresse“ 
fand am 20./21. September 1975 eben¬ 


falls auf den Rheinwiesen in Düsseldorf 
statt, nachdem die Stadt Düsseldorf vom 
Verwaltungsgericht zur Überlassung der 
Rheinwiesen verurteilt worden war. 
Das ist nur ein kleiner Ausschnitt über 
unser Fest, es lohnt sich, dort mal rein¬ 
zuschauen. 

Ich erinnere mich noch an viele schöne 
und bedeutende Ereignisse, unter ande¬ 
rem: 

★ Wir hatten keine Ahnung, wie wir 
alle Helferinnen verpflegen konnten. 
Ich kann mich noch gut daran erinnern, 
wie Genossen und Genossinnen aus 
dem Parteivorstand dort massenweise 
den ganzen Tag Butterbrote schmier¬ 
ten, allen voran unser Genosse Wilhelm 
Sprenger, der dafür verantwortlich ge¬ 
macht wurde, alle satt zu bekommen, 
was auch klappte. 

★ Samstagabend waren viele Stände 
schon aus verkauft, wir hatten nicht mit so 





termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 13. DEZ 


Das erste UZ-Pressefest fand 1974 auf den Rheinwiesen in Düsseldorf statt. 


vielen Besuchern 
gerechnet. Also 
wurde noch in der 
Nacht Nachschub 
organisiert. 

★ Die Hauptbühne war ein großes Po¬ 
dest, auf dem rechts und links jeweils nur 
zwei Lautsprecher standen. Dort traten 
ganz viele bekannte Künstler auf, unter 
anderem Dieter Süverkrup, Franz Josef 
Degenhardt, man kann es gar nicht glau¬ 
ben: Frank Schöbel aus der DDR. 

★ Die Hochseilartisten Weisheits aus 
der DDR durften nicht auf ihrem in der 
ganzen Welt bekannten Hochseil auf- 
treten, weil der TÜV das Baubuch nicht 
anerkannte. 

★ Es gab einen ganz großen Sportbe¬ 
reich, auf dem man selbst Sport treiben 
konnte, oder den Vorführungen von 
Sportlern aus der ganzen Welt zuschau¬ 
en konnte. 

★ Im DKP-Zelt stellten wir uns als Par¬ 
tei der entgegengestreckten Hand dar, 
also was macht ein Kommunist, wie lebt 
und arbeitet er, wie wird man Mitglied 
in der DKP. 

Soweit für heute aus der Vergangenheit, 
zurück zur Gegenwart. 

Die Pressefestkommission hat ihre Be¬ 
ratungen fortgesetzt. Es müssen viele 
Dinge neu durchgedacht werden, z.B. 
wie teilen wir den Platz neu auf (neue 
Bedingungen), wie bekommen wir ein 
hochwertiges Kulturprogramm hin, ohne 
das sich die Bühnen gegenseitig stören, 
und wen brauchen wir für Aufbau und 
Durchführung unseres Festes. 

Wir brauchen jetzt eurer Zusagen, eure 
Ideen und Anregungen für unser Fest. 
Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass es ein großer Erfolg wird. 

Ulrich Abczynski, Technischer Leiter 


Schweinfurt: „Ernst Thälmann - Führer sei¬ 
ner Klasse“, Filmabend der DKP Schweinfurt - 
Flassberge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstra¬ 
ße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 14. DEZ 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.30 Uhr. 


MO ★ 23. DEZ 


Gräting (bei München): „Das Wahre ist das 
Ganze. Von Hegel zu Marx-für Laien verständ¬ 
lich!“ Halbtagsseminar der DKP Ebersberg mit 
HannesA. Fellner und Gerhard Mack (Salzbur¬ 
ger Gesellschaft für dialektische Philosophie). 
Taverna Odysseus, Marktplatz 3,14.00 Uhr. 


SO ★ 15. DEZ 


Elmshorn: Mitgliederversammlung zu aktu¬ 
ellen politischen Themen und Punschprobe. 
Rheinhold-Jürgensen- Zentrum, Jahnstr. 2a, 


Dl ★ 31. DEZ 


Gera: Silvesterparty der Jugendbibliothek Gera. 
Werner-Petzold-Straße 17, ab 18.00 Uhr. 


SA ^4. JAN 


Düsseldorf: Rote „Jahresendfeier“ der DKP, 
Bürgerhaus Eller, Jägerstraße 31,15:00 Uhr. 


MO *16. DEZ 


Münster: „Karibische Weihnachten“, Basar 
und Infoveranstaltung mit einer Mitarbeiterin 
der kubanischen Botschaft. Kulturbeitrag Joa¬ 
chim Hetscher. Kulturkneipe Frauenstraße 24, 
18.00 Uhr. 

Köln: Jahresabschluss der DKP Köln-Kalk. Na¬ 
turfreundehaus Kalk, 19.00 Uhr. Düsseldorf: 
„Aktuelle Aktivitäten zum EU- und Kommunal¬ 
wahlkampf“ , Mitgliederversammlung der DKP 
Gerresheim: „Zur Isa“, Friedrich-Wilhelm- 
Straße 5,19.00 Uhr. 


Dl ★ 17. DEZ 


Rostock: Landesmitgliederversammlung der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern mit Wahl des 
Landesvorstandes. Wismarsche Straße 21, 
10.00 Uhr. 


Ml ★ 8 . JAN 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der DKP 
Nürnberger Land zum Jahresauftakt 2014 mit 
den Themen Europawahlen, Mitgliedsbuchum¬ 
tausch und Kassierung. „Floraheim“, Siedler¬ 
straße 10,19.00 Uhr. 


Dl ★ 14. JAN 


Rostock: „Rosa und Karl - ihr Leben und ihr 
Lebenswerk“. Roter Weihnachtsstammtisch 
der DKP Rostock. Cafe Maya, Wismarsche Stra¬ 
ße 21,19.00 Uhr. 


FR ★ 20. DEZ 


Münster: „Kreativer Widerstand gegen die Ver¬ 
schärfungen in der Hartz-4-Gesetzgebung, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Münster in Zu¬ 
sammenarbeit mit der DGB Jugend Münster mit 
Harald Thome, Sprecher des Vereins „Tache¬ 
les“ . Kulturkneipe Frauenstraße 24,20.00 Uhr. 


SA ★ 18. JAN 


Dortmund: Jahresabschluss der DKP mit Poli¬ 
tik, Kunst, Kultur, Essen und Trinken. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,18.00 Uhr. 


Leverkusen: „Aktionseinheit und Bündnispo¬ 
litik“ , Wochenendsiminar der DKP in der Karl- 
Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. Um recht¬ 
zeitige Anmeldung (Tel: 0214/45418, kls@ 
karl-liebknecht-schule.org) wird gebeten. Be¬ 
ginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 
14.00 Uhr. 


Im Widerspruch 

Betr.: Leserbrief „Starker Tobak“, 

UZ vom 8.11.2014, S. 15 

In dem Leserbrief wird eine sieben¬ 
jährige Zusammenarbeit in der EL 
mit „Syriza“ behauptet. Da sollten wir 
uns doch an die Fakten halten. „Sy¬ 
riza“ (Vereinigte Soziale Front) exis¬ 
tiert als Partei erst seit kurzem. Wahr¬ 
scheinlich meint man „Synaspismos“ 
einen der Vorläufer von Syriza - die¬ 
se Gruppe gibt es seit den neunziger 
Jahren als Abspaltung der KP Grie¬ 
chenlands (KKE). Die Zusammenar¬ 
beit mit dieser Abspaltung führte zu 
einer wesentlichen Verschlechterung 
der einst sehr guten Beziehungen zu 
unserer griechischen Schwesterpartei 
(...). In diesem Zusammenhang fällt 
mir die strenge Frage von Heinz Stehr 
(DKP Elmshorn) bei der ebenfalls im 
Leserbrief angesprochenen Sitzung 
der Internationalen Kommission ein, 


seit wann denn die DKP Beziehungen 
zu Spalterparteien unterhalte. (Hin¬ 
tergrund war die Anwesenheit zwei¬ 
er Vertreter der DKP als Beobach¬ 
ter auf dem Gründungsparteitag der 
österreichischen Partei der Arbeit). 
Schön, dass Heinz über seine Partei¬ 
gruppe in diesem Leserbrief selbst die 
Antwort gibt. 

Marcel de Jong, Herne 

Maßstab Menschenrechte? 

Betr.: Der Bundespräsident besucht 
Olympia nicht 

Soll man staunen, sich wundern oder 
einfach denken, so ist imperiale In¬ 
teressenpolitik, wie sie seit Bestehen 
kapitalistisch geprägter Gesellschaft 
mehr oder weniger gedämpft oder ge¬ 
fährlich ausufernd, gepaart mit Macht- 
undHerrschaftswahn auftritt? (...) Sie 
alle beteuern und beschwören ihr Be¬ 
kenntnis zu Freiheit, Demokratie und 


Recht (...). Den meisten dürften noch 
die ausgelassenen, übermütigen Fei¬ 
ern eines grenzenlosen, freiheitlichen, 
demokratischen Europas erinnerlich 
sein, das nur noch von Freunden umge¬ 
ben sei, befreit von Zeiten des Kalten 
Krieges. Das war jedoch nur wenige 
Jahre gemeinsame Lesart (...) solange 
sich vor allem die Staaten Osteuropas, 
Staaten Südeuropas oder Länder an¬ 
derer Regionen der Welt an die eine 
Spielregel halten, die von den derzeit 
mächtigsten Staaten der Welt und de¬ 
ren Regierungen vorgegeben wird. 
Diese Spielregel heißt nichts anderes 
als - bedingungslose Unterordnung, 
keine Eigeninteressen verfolgen und 
gefälligst das tun, was wir vorgeben 
und fordern. (...) Die klangvollen 
Lieder über Freiheit, Demokratie und 
Recht vom Frieden, der über die Welt 
kommen wird, sie scheinen auf jeder 
Seite des neu drohenden Kalten Krie¬ 


ges, bei dem es noch nicht einmal ge¬ 
blieben ist, ganz gegensätzlich und an¬ 
ders definiert zu sein. So sagt der Bun¬ 
despräsident den Russen ab, wegen 
Verletzung der Menschenrechte im 
Lande (...). Wo und wem wird wohl 
unser Bundespräsident demnächst al¬ 
les abzusagen haben, sollte er unein¬ 
geschränkt und unterschiedslos Men¬ 
schenrecht als Maßstab setzen? Wie 
wäre es im eignen Lande den Men¬ 
schenrechten auf die Spur zu gehen? 
(...) 

Roland Winkler ; Aue 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Dekomaterial 
für das 
UZ-Pressefest 

Beim Parteivorstand können ab 
sofort für Infostände oder Ver¬ 
anstaltungen bestellt werden: 
„Roll ups“ (siehe Abbildung), 
Format ca. 0,85 m x 2,00 m oder 
Transparent, ca. 3,00 m x 1,00 m. 

Der Preis beträgt jeweils 
60,00 Euro. 


Anzeigen in der 
UZ helfen 
der UZ 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 


Rechnungsversand Bitte ankreuzen! 

Normalabonnement 


□ jährlich 

126,—Euro 

□ halbjährlich 

64,— Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 


□ jährlich 

72,—Euro 

□ halbjährlich 

37,—Euro 

Abonnementpreise mit 


Einzugsermächtigung 


Ermäßigtes Abonnement 


□ jährlich 

66,— Euro 

□ halbjährlich 

33,50 Euro 

□ vierteljährlich 

17,—Euro 

□ monatlich 

6,— Euro 

Normalabonnement 


□ jährlich 

120,—Euro 

□ halbjährlich 

61,— Euro 

□ vierteljährlich 

32,—Euro 

□ monatlich 

11,—Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

□ halbjährlich 

80,—Euro 

□ vierteljährlich 

40,—Euro 

□ monatlich 

14,— Euro 

□ Lieferung im Umschlag 


20,- Euro pro Jahr zusätzlich 
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Essen). Dies bestätige ich mit meiner Unterschrift. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom bis 30 . November bis 6 . Dezember 


Dienstag 

Unlängst wurden in den sterblichen 
Überresten Yassir Arafats große Men¬ 
gen des überaus tödlichen Elements Po¬ 
lonium gefunden. 

Die Exhumierung war veranlasst wor¬ 
den, nachdem erhöhte Poloniumkon¬ 
zentrationen an Gebrauchs gegenstän¬ 
den des 2004 gestorbenen Palästinen¬ 
serführers gefunden worden waren. 
Drei wissenschaftliche Teams aus der 
Schweiz, Frankreich und Russland wa¬ 
ren mit der Untersuchung beauftragt. 
Wissenschaftlich korrekt meldeten die 
Schweizer Experten vor einem Monat, 
in den sterblichen Überresten Arafats 
seien bis zu zwanzigmal höhere Poloni¬ 
um-Werte gemessen worden als üblich. 
Dies deute darauf hin, dass Arafat das 
Gift „ von außen “ zugeführt worden sei. 
Es könne aber nicht zweifelsfrei gesagt 
werden, „ dass das Polonium die Todes¬ 
ursache war “ Wie auch, nach der langen 
Zeit. Festzuhalten bleibt, dass Polonium 
nur unter komplizierten und aufwändi¬ 
gen Bedingungen in Kernreaktoren ge¬ 
wonnen wird. 

Das Ergebnis der Russen steht noch 
aus. Nun haben die Franzosen gespro¬ 
chen. Sie schließen eine Vergiftung aus! 
Arafat sei an Alterschwäche gestorben. 
Das nenn ‘ ich Wissenschaft. Klar, deut¬ 
lich, aber präzise? Wo bleibt der Rest¬ 
zweifel? Und eine Wahrscheinlichkeits¬ 
vermutung? 

Näheres weiß vielleicht die NSA. Zwi¬ 
schen den französischen Wissenschaft¬ 
lern und diversen französischen Behör¬ 
den dürften die Telefondrähte geglüht 
haben. War doch Arafat in einem Mi¬ 
litärkrankenhaus bei Paris gestorben. 
Und da gab, gibt und wird es Polonium 


nie geben. La Grande Nation hat ge¬ 
sprochen, n‘est-ce pas. 

Mittwoch 

Warum interessiert es eigentlich nieman¬ 
den (mehr), dass es einen „schweren 
Verdacht“ auf Währungsmanipulation 
gegen internationale Großbanken gibt? 
Ganz einfach. Alle wissen, dass es kein 
Verbrechen gibt, das die Banker nicht 
begangen haben oder gerade begehen. 
Also, liebe Kolleginnen von den bürger¬ 
lichen Medien. Das Wort Verdacht ist im 
Zusammenhang mit Banken zukünftig 
nur bei vermuteten guten Taten zu ver¬ 
wenden. Sprich, ganz zu streichen. 

Freitag 

S chalke-Fans - wie ich - haben derzeit 
viel zu leiden. Dann kann man auch 
gleich die Borussia aus Dortmund lo¬ 
ben. Ist ein Aufwasch. Nun denn. 

Den Schwarz-Gelben gebührt das Ver¬ 
dienst, sich gegen die Vereinnahmung 
durch Neofaschisten gerichtlich zu weh¬ 
ren. Ausgerechnet „Die Rechte“ Nach¬ 
folgerin des verbotenen „Nationalen 
Widerstands“ wirbt mit schwarz-gel¬ 
ben Plakaten und dem Slogan „ Von der 
Südtribüne in den Stadtrat“im Kommu¬ 
nalwahlkampf in NRW. Das Landge¬ 
richt Dortmund fand diesen dreiste Be¬ 
zug auf „die“ Symbole der Borussia in 
Ordnung und wies die Klages des Ver¬ 
eins zurück. 

Der Vorstand jedoch lässt lobenswer¬ 
ter Weise nicht locker und geht vor das 
Oberlandesgericht in Hamm. Hoffent¬ 
lich versteht man dort, dass - nicht nur - 
Dortmunder Fußballfans „Keinen Bock 
auf Nazis haben“. 

Adi Reiher 


Rafael Correa eröffnete die 18. Weltfestspiele 



Mit einem leidenschaftlichen Appell an die Jugend der Welt, 
den Neoliberalismus zu überwinden und eine sozialistische 
Gesellschaft aufzubauen, hat Ecuadors Präsident Rafael 
Correa am vergangenen Samstag die 18. Weltfestspiele der 
Jugend und Studierenden eröffnet. Rund 10 000 Jugendliche 
aus 83 Ländern sowie weitere Tausende aus Ecuador hatten 
sich auf der Plaza Bicentenario in Quito versammelt. Auch 
plötzlich einsetzender heftiger Regen konnte nicht verhin¬ 
dern, dass die Jugendlichen mit ihren Fahnen und Sprech¬ 
chören die Hauptstadt des südamerikanischen Landes zum 
Schauplatz einer starken Demonstration des Kampfes ge¬ 
gen Imperialismus und kapitalistische Ausbeutung machten. 
Auch Correa ließ sich von dem strömenden Regen nicht da¬ 
von abhalten, in seiner Ansprache den Neokolonialismus der 
mächtigen Staaten zu verurteilen. Ohne sie namentlich zu 
nennen, prangerte er die USA und andere Industrienationen 
an, schärfer gegen demokratisch gewählte Regierungen vor¬ 
zugehen als gegen Diktaturen wie die von Pinochet in Chile. 


Er verurteilte erneut die US-Blockade gegen Kuba und rief 
die Jugend der Welt auf, für eine gerechte Gesellschaft, den 
Sozialismus, zu kämpfen. Der Kampf um menschliche Werte 
sei wichtiger und mächtiger als das Kapital. Zugleich räumte 
er ein, dass ein kleines Land wie Ecuador alleine nicht in der 
Lage sein werde, die bessere Welt aufzubauen - das müssten 
auch jene „Superlinken“ verstehen, die seiner Regierung im¬ 
mer wieder vorwerfen, zu zögerlich vorzugehen. 

Correa erinnerte zudem daran, dass die vorherigen Welt¬ 
festspiele in Südafrika stattgefunden hatten und unterstrich 
seine Bewunderung für den verstorbenen Nelson Mandela, 
„der uns gelehrt hat, dass Frieden im 21. Jahrhundert Gerech¬ 
tigkeit und Gleichheit bedeutet“. Noch 2008 hätten ihn die 
USA auf ihrer Terrorismus-Liste geführt, erinnerte Correa. 
„Das zu vergessen ist verboten. Es kann keinen Frieden ohne 
Gerechtigkeit geben!“ Deshalb sei die Hauptaufgabe des 21. 
Jahrhunderts die Überwindung der Armut. 

www.weltfestspiele.de 


Ich hatte eben begonnen, einen Kom¬ 
mentar zu dem Rundum-Palaver über 
die Auslosung zur Fußball-Weltmeis¬ 
terschaft in Angriff zu nehmen, als ich 
in der Montagzeitung (Berliner Zei¬ 
tung) die Nachricht fand, der Bundes¬ 
präsident werde nicht zu den Olym¬ 
pischen Winterspielen nach Sotschi 
fahren. Im Grunde kann es uns gleich¬ 
gültig sein, wohin Herr Gauck reist, 
aber in diesem Fall hat die Entschei¬ 
dung mehr als einen politischen Haken. 
Zunächst die Nachricht jener Zeitung 
(9. 12. 2013): „Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck ist kein Staatsoberhaupt, 
das vor großen Gesten zurückschreckt. 
Am Sonntag hat seine Sprecherin nun 
bestätigt, dass der Bundespräsident 
den Olympischen Winterspielen im 
russischen Sotschi im Frühjahr keinen 
Besuch abstatten werde. Aus Schloss 
Bellevue hieß es, es sei keineswegs 
Tradition, dass das Staatsoberhaupt 
die eigenen Olympioniken vor Ort 
unterstütze. So sei Gaucks Vorgänger 
Horst Köhler 2010 auch nicht bei den 
Spielen von Vancouver gewesen. Das 
stimmt. Und doch birgt die Entschei¬ 
dung des Bundespräsidenten eine ge¬ 
hörige politische Komponente in sich. 
Menschenrechtsgruppen kritisieren 
seit längerem, wie Russland unter Prä¬ 
sident Wladimir Putin mit Menschen¬ 
rechten umgeht. Als ,starkes Signal für 
Demokratie und Menschenrechte 4 wer¬ 
tete der Grünen-Politiker Volker Beck 
die Entscheidung Gaucks.“ 

Damit wären alle Zweifel beseitigt: 
Die Mitteilung Gaucks ist eine extrem 
politische! Und klar ist auch: Olympia 
wird einmal mehr von Deutschen poli¬ 
tisch mißbraucht! Genauer: Nicht von 
irgendeinem antiolympischen Klein¬ 
stadt-Verein, sondern vom deutschen 
Bundespräsidenten, dem ersten Mann 
im Staate also. 

Zunächst ein Nebensatz zu dem Hin¬ 
weis auf Gaucks Vorgänger Köhler. 
Dem hatte der Termin in Vancouver 
damals nicht gepaßt. Nie war davon zu 
hören gewesen, dass er etwa den kana¬ 
dischen Ureinwohnern, die die Spiele 


Weder neu noch originell 

Gauck will Spielen in Sotschi fernbleiben 


benutzt hatten, um für ihre Rechte zu 
demonstrieren, mit seiner Absage Sym¬ 
pathie oder Antipathie bekunden woll¬ 
te. Dieses Argument entfällt also! 
Nein, Gauck - verriet nicht nur die 
„Berliner Zeitung“ - demonstriert 
mit seiner Absage gegen Putin und die 
Losungen, die in Moskau und Umge¬ 
bung - bis hin nach Sotschi - gegen 
ihn verbreitet worden sein sollen. Nein: 


gentinien, Australien, Uruguay, sogar 
Böhmen 4 . Nur Deutschland war nicht 
nur nicht eingeladen, sondern geflis¬ 
sentlich außer acht gelassen.“ 

Eine unwahre Behauptung, denn die 
Einladung war nicht nach Berlin ge¬ 
langt, weil sie der Militärattache der 
deutschen Botschaft in Paris unter¬ 
schlagen hatte, statt sie nach Berlin 
weiterzuleiten. 



Auf Wiedersehen, Herr Bundespräsident! 


Diese Demonstration gegen Putin be¬ 
nutzt die Olympischen Spiele als Waf¬ 
fe. Und das muss umso mehr kritisiert 
werden, weil es eine üble deutsche Tra¬ 
dition fortsetzt! 

Ein Blick in die Vergangenheit bestä¬ 
tigt das überzeugend. Als der Franzose 
Pierre de Coubertin 1894 vorschlug, die 
antiken Olympischen Spiele als sport¬ 
liches Friedensfest wiederzubeleben, 
waren Deutsche die ersten, die dage¬ 
gen Sturm liefen. Eine Probe gefällig? 
Der oberste deutsche Sportchef jener 
Tage, Ferdinand Goetz antwortete nach 
Paris: „Die Deutsche Turnerschaft hat 
es entschieden abgelehnt, sich an den 
im Jahre 1896 in Olympia geplanten 
Spielen zu beteiligen. (...) In dem 
Pariser Ausschuss waren aller mög¬ 
lichen Herren Länder vertreten. Ar¬ 


Und weiter bei Goetz: „Deutscherseits 
kann und darf es aus Gründen der na¬ 
tionalen Selbstachtung auf diese ge¬ 
schmacklose Zumutung nur eine Ant¬ 
wort geben: Wir danken verbindlichst, 
wir bleiben zu Hause.“ 

Dass die Deutschen nicht zu Hause 
blieben, war dem Berliner Chemiker 
Dr. Willibald Gebhardt zu verdanken, 
der eine starke Mannschaft formierte, 
deren Mitglieder in Kauf nahmen, aus 
ihren Sportverbänden ausgeschlossen 
zu werden und dann mit 6 Gold- 5 Sil¬ 
ber- und 2 Bronzemedaillen den dritten 
Platz in der Länderwertung belegten. 
Aber schon bald war in Berlin nicht 
mehr die Rede von der Nichtteilnah¬ 
me an Olympischen Spielen. Man be¬ 
warb sich sogar um die Spiele 1916 und 
erhielt sie zugesprochen. 1914 brach 


Deutschland den Ersten Weltkrieg 
vom Zaun und Deutschlands olympi¬ 
sches Interesse erlosch. 

Diesmal schwang sich Turnführer Fer¬ 
dinand August Schmidt in „Körper 
und Geist“ (23/1914/15) zum deutschen 
Wortführer auf und ließ die Welt wis¬ 
sen: „In der Deutschen Turn-Zeitung 
gibt Herr Carl Diem bekannt, dass die 
Versendung der Einladungen zu den 
Olympischen Spielen 1916 auf eine 
friedlichere Zeit verschoben werden. 
(...) Friede mag und wird ja hoffent¬ 
lich bis 1916 wieder herrschen. Aber 
dass wir die Herren Sportmänner aus 
England, dass wir Belgier, Franzosen, 
Russen und wie alle die liebenswerten 
Freunde heißen, in zwei Jahren schon 
wieder freundlich zum sportlichen 
Wettbewerb 4 in Berlin empfangen sol¬ 
len - das ist ein Gedanke, der einem 
höchstens die Schamröte ins Gesicht 
steigen macht. Wir werden sie einfach 
in Deutschland nicht dulden diese 


Ausländer, geschweige denn ehren als 
Sporthelden und Rekordbrecher! Das 
ist vorüber! Wenn die schwere Blutar¬ 
beit vorüber und es dann gilt, im Frie¬ 
den weiterzuarbeiten an der körperli¬ 
chen Kräftigung der deutschen Jugend, 
dann wollen wir getrost anderen die 
Freude an der Veranstaltung „interna¬ 
tionaler Olympien“ überlassen. Aber 
fort mit allem, was welsch ist! Davon 
haben wir nun für Jahrzehnte genug 
und übergenug!“ Dieses martialische 
Dokument stammt aus dem Jahr 1914. 
Seitdem ist fast ein Jahrhundert ver¬ 
gangen, aber Gaucks Absage beweist, 
dass die negativsten deutschen Aspekte 
gegenüber Olympia dieses Jahrhundert 
überlebten! Waren da nicht erst un¬ 
längst Stimmen laut geworden, die da¬ 
für plädierten, die Spiele wieder nach 
Deutschland zu holen? Eine Empfeh¬ 
lung in dieser Hinsicht ist die Entschei¬ 
dung des Bundespräsidenten kaum. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Es war Nacht in Rom, l/F i960 

Das Lexikon des Internationalen Films 
schrieb: „Der Versuch italienischer Wi¬ 
derstandskämpfer im Zweiten Welt¬ 
krieg, Soldaten verschiedener Nationa¬ 
lität durch das besetzte Italien in Sicher¬ 
heit zu bringen. Im Stil einer Chronik 
fesselnd geschildert. Rossellinis Film 
konzentriert sich ganz auf die Darstel¬ 
lung individueller Schicksale und zwi¬ 
schenmenschlicher Beziehungen.“ 

So., 15.12., 0.30-2.30 Uhr, wdr 

Home For Christmas, Nor/D 2010 

In der heiter-melancholischen Sicht 
von Regisseur Bent Hamer lässt sich 
auch Weihnachten ertragen. 

So., 15.12., 23.20-0.45 Uhr, arte 

Illegal, B/F/L 2010 

Tania, eine 39-jährige Russin, lebt 
seit acht Jahren mit ihrem 13-jähri¬ 
gen Sohn Ivan illegal in Belgien. Ob¬ 


wohl die Behörden ihren Asylantrag 
abgelehnt haben, gelingt es ihr mit 
Hilfe gefälschter Papiere, einen Job 
zu finden und ihren Sohn zur Schule 
zu schicken. Doch sie lebt in ständiger 
Angst davor, abgeschoben zu werden. 
Eines Tages führt eine Polizeikontrol¬ 
le zu ihrer Verhaftung. Nun beginnt 
das Martyrium der Abschiebehaft. 
Europa heute in einem Spielfilm von 
Olivier Masset-Depasse. 

Frei., 20.12., 0.25-2.00 Uhr, 3sat 

Implosion, D/Span 2011 

Der 17-jährige Thomas versteckt im 
Urlaub in Spanien die junge Kongo¬ 
lesin Djamile, die mit einem Flücht¬ 
lingsboot an der Küste gelandet war. 
Der Schlepperorganisation entgeht 
Djamile dennoch nicht. Europa 
heute in einem Spielfilm von Sören 
Voigt. 

Frei., 20.12., 20.15-21.45 Uhr, zdf kultur 






















